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Nichtregierungsorganisationen, soge
nannte NGOs, und NonprofitOrganisa
tionen bzw. NPOs spielen in unserer Ge
sellschaft eine immer wichtigere Rolle. Sie 
bilden die sogenannte Zivilgesellschaft. 
Für die »Arbeit&Wirtschaft«, Nr. 2/2009 
haben wir uns die Frage gestellt, wer ei
gentlich vom viel gepriesenen Nonprofit 
profitiert. Ab Seite 8 lesen Sie ein Inter
view mit Ruth Simsa, der Leiterin des Ins
tituts für NonprofitForschung, das vor 
mehr als zehn Jahren auf der Wirtschafts
uni gegründet wurde.
Oft wird der zivile Dialog mit dem sozi
alen Dialog verwechselt. Thomas Dela
pina zeigt ab Seite 14 die Unterschiede 

auf. Ökonomin Luise Gubitzer erläutert 
im Anschluss daran die Rolle des dritten 
Sektors, der NPOs, im Sektorenmodell 
der Gesamtwirtschaft. 
Gerade im internationalen Bereich wür
den viele NPOs nicht nachhaltig ar
beiten, kritisiert der Arzt und Entwick
lungshelfer Martin Salzer im Gespräch 
mit Sibylle Fritsch (Seite 22). 
Arbeiten in und für NPOs ist sinnstiftend 
aber nicht immer einfach – lesen Sie 
 Artikel zum ehrenamtlichen Engagement 
(Seite 24), zur Frage, ob eine NPO über
haupt einen Betriebsrat braucht (Seite 26) 
und zum Konkurrenzkampf zwischen 
NPOs im Gesundheitsbereich (Seite 30).

Außerdem finden Sie in der neuen A&W 
Artikel über einen Kriterienkatalog zur 
Corporate Social Responsability (Seite 
36), die aktuelle Situation bei AUA und 
Post (Seite 38), zum Mehrarbeitszuschlag 
(Seite 40) oder zur aktuellen Situation 
von Gewerkschaften in unserem Nach
barland Tschechien (Seite 44).
Sie finden uns auch im Internet: Auf un
serer Homepage www.arbeit-wirtschaft.at 
haben Sie die Möglichkeit, Artikel zu 
kommentieren und ECards zu versen
den. Wir freuen uns übrigens stets über 
Kritik und Anregung: aw@oegb.at

Für das Redaktionskomitee
Katharina Klee

Redaktion internLeben in der Zivilgesellschaft

w w w . a r b e i t - w i r t s c h a f t . a t

Alle Beiträge finden Sie auch auf unserer Homepage sowie die   
eine oder andere Ergänzung zu einzelnen Themenschwerpunkten, 

die wir aus  Platzgründen in der Zeitschrift nicht mehr 
berücksichtigen konnten.
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Mein Profit

I ch war gerade elf Jahre alt, als ich zum 
ersten Mal Mitglied in einer Nonpro
fitOrganisation wurde. Und ich habe 

nachhaltig davon profitiert. Bei den Pfad
finderinnen lernte ich Teamgeist und Ver
antwortung zu übernehmen. Ich lernte 
Feuer machen, Knoten knüpfen und na
türlich auch Fährten lesen. Und ich lernte, 
dass man jeden Tag eine gute Tat begehen 
soll. Getreu diesem Motto sammelte ich 
in den Jahren darauf mit der Sammel
büchse für die NPO Jugendrotkreuz 
Spenden auf der Straße, trat beim Krip
penspiel in der Kinderklinik als Mohr auf 
und besuchte einsame alte Menschen. 
Auch davon habe ich viel profitiert. Ge
meinsam mit anderen für andere etwas 
tun – das tut einem selbst gut.

Nonprofit-Organisation ÖGB

Als ich studierte, war die Zeit der Bür
gerinitiativen. Für Anliegen wie die Hain
burger Au fand man sich zusammen, aber 
deswegen gleich einem Verein beitreten? 
Irgendwann schloss ich dann doch so ein 
Spendenabo bei einem Studienkollegen 
ab. Noch heute überweise ich einen mo
natlichen Betrag an eine Umweltschutz
organisation.

Als ich Gewerkschaftsmitglied wurde, 
und auch noch als ich später bei der 
 NonprofitOrganisation ÖGB Arbeit
nehmerin war, war erstmals vereinzelt von 

NGOs/NPOs die Rede. Dass »mein 
 Verein« da auch dazu gehört, war mir 
lange nicht bewusst.

Überzeugungsarbeit

Während meiner Berufslaufbahn als Jour
nalistin sind mir viele VertreterInnen von 
NPOs begegnet. Denn nichts brauchen 
NPOs so sehr, wie Öffentlichkeit. Nur 
wenn sie ihr Anliegen ständig in die Welt 
hinaus rufen, werden sie gehört. Nur 
wenn sie gehört werden, können sie Men
schen dafür so sehr begeistern, dass diese 
bereit sind für »die Sache« Geld und Zeit 
zu spenden. Und nur dann verändert sich 
letztendlich was.

Einige konnten mich überzeugen. 
Nur selten habe ich es bereut. Natürlich 
war ich enttäuscht, als der Spendenskan
dal um »World Vision« aufflog. Vielleicht 
hat das korrupte SchnöselPärchen da
mals seine ConcordFlüge auch von  
meinem Geld bezahlt. Immerhin habe 
ich jahrelang monatlich 50 Schilling für 
die kleine Roberta in Kolumbien über
wiesen und dafür bunte Briefchen erhal
ten. Nicht ohne Bitterkeit habe ich da
mals zur Kenntnis genommen, dass auch 
in NonprofitOrgansationen nicht nur 
gute Menschen am Werk sind. Und ich 
habe auch gelernt, genauer hinzusehen 
für wen oder was ich spende. Es geht mir 
nämlich nicht nur um mein eigenes gutes 

Gewissen, sondern auch darum, mög
lichst effektiv zu helfen. Und helfen tut 
gut. Wenn man sich engagiert, spürt man, 
dass man lebt. Es ist ein gutes Gefühl, für 
etwas zu brennen. Ich habe in den ver
gangenen Jahren viele Menschen getrof
fen, die auf ihre Art ihren Teil für die Zi
vilgesellschaft leisten: Menschen, die Zeit 
und Energie in ihren Traum von einer 
anderen, besseren Welt investieren. Ak
tivistInnen von Greenpeace, Global 2000, 
Ärzte ohne Grenzen, Amnesty, Vier Pfo
ten, Attac, den Frauenhäusern, der Ar
mutskonferenz, SOS Mitmensch, der 
Wiener Tafel, der Möwe, der Volkshilfe, 
des Hilfswerks, der Freiwilligen Feuer
wehr, des Roten Kreuzes und vielen an
deren. Und nicht zuletzt den Aktivis
tInnen des ÖGB: BetriebsrätInnen und 
PersonalvertreterInnen, die unbezahlbare 
und unbezahlte Arbeit für die Gewerk
schaftsbewegung leisten. Manche von 
 ihnen finden sogar noch die Zeit, sich 
auch in anderen NPOs zu engagieren. 

Eine bessere Welt ist möglich

Schon diese Welt kann ich mir nur schwer 
ohne NPOs vorstellen. Ich bin den Men
schen dankbar, die sich für eine andere, 
bessere Welt engagieren. Eine Welt, in 
der nicht nur materieller Profit zählt.  Eine 
Welt von der wir letztendlich alle profi
tieren können. 

Katharina Klee
Chefredakteurin

Standpunkt
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Veranstaltung

Von faulen Krediten ...
Der Doyen der österreichischen Wirtschaftswissenschaften Dr. Kurt Rothschild war im Jänner zu Gast bei 
den Wiener Stadtgesprächen. 

29. Jänner 2009, der Große Saal im Bil
dungszentrum der AK Wien ist gut ge
füllt. Viele Interessierte – darunter auch 
sehr viele junge Menschen – sind gekom
men, um eine Legende zu sehen. Mode
rator Dr. Peter Huemer sprach diesmal 
mit Univ.Prof. Dr. Kurt W. Rothschild, 
dem Doyen der österreichischen Wirt
schaftswissenschaften, über faule Kredite 
und reines Gewissen. Wirtschaftskrise 
und Zukunftsperspektive sind zurzeit die 
beherrschenden Themen. Allerorts wird 
über die wirtschaftliche Lage, Vergleiche 
mit den »Dreißigerjahren« und Modellen 
zur Bewältigung diskutiert. Rothschild 

hat dazu jede Menge zu sagen, schließlich 
wurde er 1914 geboren und hat somit die 
Wirtschaftskrise der 1930erJahre selbst 
miterlebt. 
Das »Wiener Stadtgespräch« ist eine Ko
operationsveranstaltung der AKWien 
mit der Stadtzeitung Falter und veran
staltet Diskussionen zu aktuellen poli
tischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Themen. Bisher waren unter anderem 
Jean Ziegler, Alice Schwarzer, Daniel 
CohnBendit, Marlene Streeruwitz und 
André Heller Gast.

 Mehr Information finden Sie: 
www.wienerstadtgespraech.at

»Von faulen Krediten und reinem Gewissen« – dieses Thema lockte 
am 29. Jänner viele Interessierte in das AK-Bildungszentrum.

Der 94-jährige Kurt W. Rothschild hat die große Wirtschaftskrise der 
1930er-Jahre als Jugendlicher in Wien selbst miterlebt.

AK-Präsident Herbert Tumpel ließ es sich nicht nehmen, persönlich 
bei diesem Wiener Stadtgespräch zu begrüßen.  

Mit großem Sachwissen und viel Humor sprach Rothschild mit 
Peter Huemer über Erlebtes und Zukunftsperspektiven.
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 Aus AK und Gewerkschaften

Arbeiterkammer:

Geld zur�ck!
Die Arbeitnehmerveranlagung bringt im Schnitt 200 Euro. 

Hunderte Millionen Euro lassen die Arbeit
nehmerInnen jedes Jahr beim Finanzamt 
liegen, weil sie die Arbeitnehmerveranla
gung nicht machen. Dabei zahlt es sich 
aus: Jede Veranlagung bringt im Schnitt 
200 Euro. In manchen Fällen sind 1.000 
Euro und mehr drinnen. Bei der Arbeit
nehmerveranlagung wird die Steuer neu 
berechnet und gleichmäßig übers Jahr 
verteilt. Hat man zu viel bezahlt, gibt es 
Geld zurück vom Finanzamt.

Die Arbeitnehmerveranlagung sollte 
auf jeden Fall machen: 
■   Wer während des Jahres zu Arbeiten 

begonnen hat (nach Schule, Karenz 
oder Arbeitslosigkeit). 

■   Lehrlinge 
■   Wer während des Jahres unterschied

lich verdient hat (etwa durch Wechsel 
von Vollzeit auf Teilzeit oder umge
kehrt).

■   AlleinverdienerInnen oder Alleiner
zieherInnen 

■   Wer berufliche Ausgaben hatte, hohe 
Arztkosten oder Sonderausgaben, wie 
etwa Prämien für eine Pensionsversi
cherung.

■   Wer so wenig verdient und daher gar 
keine Steuern zahlt, für den gibt es die 
sogenannte Negativsteuer – das heißt 
bis zu maximal 110 Euro als Gut
schrift vom Finanzamt.
Jede Arbeitnehmerin, jeder Arbeit

nehmer kann die Arbeitnehmerveran
lagung beim zuständigen Wohnsitz
finanzamt durchführen. 

Dazu braucht man das Formular L1 
oder man macht die Veranlagung  
gleich über finanzOnline. Achtung: Eine 
ArbeitnehmerInnenveranlagung kann 
man nicht nur für ein Jahr machen, 
 sondern für insgesamt bis zu fünf Jahre 
zurück.

Infos zu Steuer & Geld: 
www.arbeiterkammer.at/online/page.

php?P=5

EU-Wahl 2009:

Film it! 
Video-Wettbewerb für zwischen 15- und 25-Jährige.
»In fünf Monaten ist die Wahl zum EU
Parlament, und wir wollen, dass auch mög
lichst viele Jugendliche hingehen«, erklärt 
Jürgen Michlmayr, Vorsitzender der Öster
reichischen Gewerkschaftsjugend (ÖGJ), 
bei der Präsentation von »F*** IT! FILM 
IT!« Anfang Februar. Der VideoWettbe
werb zur Europawahl 2009 für Menschen 
im Alter von 15 bis 25 Jahren ist eine ge
meinsame Initiative von Gewerkschaftsju
gend, den Sozialpartnerorganisationen 
Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ) 
und Österreichischer Gewerkschaftsbund 
sowie mit der Industriellenvereinigung, der 
Österreichischen Gesellschaft für Europa
politik, der Nationalbank sowie mit dem 
Wirtschafts, Außen und Unterrichts
ministerium.

Michlmayr betonte, wie wichtig Aus
landserfahrung für das Berufsleben sei: 
»Das Geld für den Austausch ist da – nur 
wissen muss man halt, dass es Mobilitäts
Programme wie Leonardo da Vinci oder 
Erasmus gibt!« Eine Auslandsreise, nämlich 
zum EUSitz in Brüssel, ist auch der Haupt
preis von »Film It!« Die Jugendlichen sollen 
in Gruppen ihre Gedanken zu Europa in 
kurzen Filmen darstellen und bis 31. März 
auf www.filmit.at online stellen. »Ganz 
wichtig ist uns, dass es dabei nicht darauf 
ankommt, ob die Filme technisch perfekt 
gemacht sind oder mit extrateurer Profi
ausrüstung gedreht werden. Auf die Idee 
kommt es uns an«, sagte Michlmayr.

Alle Infos: 
www.film-it.at



Nach Auszählung der Wahlkarten, liegt das 
endgültige Ergebnis der Salzburger Arbei
terkammerWahl 2009 vor. Die Sozialde
mokratischen GewerkschafterInnen mit 
AKPräsident Siegfried Pichler an der Spit
ze legten nach dem historischen Ergebnis 
von 2004 erneut zu und erreichten knapp 
68 Prozent der Stimmen. 

Der Verlierer der Wahl heißt ÖVP/
ÖAAB, die beinahe 4 Prozent der Wähler 
einbüßte und auf 15,84 Prozent kam. Die 
Freiheitlichen gewannen fast 3,6 Prozent 
dazu, halten bei etwas mehr als 8 Prozent 

und sind nun drittstärkste Kraft im Ar
beitnehmerInnenparlament. Einen leich
ten Gewinn von 0,7 Prozent verzeichne
ten die Alternativen/Grünen Gewerk
schafterInnen: 5,63 Prozent der Wähle
rInnen entschieden sich für diese Liste. 
Das Bündnis Mosaik legte um einen hal
ben Prozentpunkt zu, kam auf knapp 1,6 
Prozent und eroberte sein Mandat zurück.
Für den Gewerkschaftlichen Linksblock 
(GLB) entschieden sich knapp mehr als 
ein Prozent. Damit werden in der neuen 
AKVollversammlung fünf Listen vertre

ten sein. Die Sozialdemokraten kommen 
auf 49 Mandate, die ÖVP auf 11 (–3), 
die Freiheitlichen auf 5 (+2), die Grünen 
auf 4 (+1) und das Bündnis Mosaik auf 
1 Mandat (+1).

72.633 SalzburgerInnen gaben bei der 
AKWahl ihre Stimme ab. Damit liegt die 
Wahlbeteiligung bei 38,13 Prozent.

Am 31. März 2009 findet die konsti
tuierende Vollversammlung der AK statt. 

Ergebnis im Detail: 
www.ak-salzburg.at/online/wahlergeb-

nis-2009-45790.html

Das vorläufige Endergebnis der Vorarlberger 
AKWahl 2009, das am 6. Februar von 
Wahlkommissär Dr. Berndt Salomon be
kanntgegeben wurde, bringt deutliche 
Stimmengewinne (+6,39 Prozent) für die 
ÖAAB/FCGFraktion von Präsident Hu
bert Hämmerle. Damit hat die Gruppie
rung von Hämmerle die absolute Stimmen
mehrheit in der AKVollversammlung zu
rückerobert. Verluste mussten die Fraktion 
Sozialdemokratischer GewerkschafterInnen 
von AKVizepräsidentin Manuela Auer 
(–6,01), die Neue Bewegung für die Zu

kunft (–0,76) und die Freiheitlichen Ar
beitnehmer (–0,23) hinnehmen. Leicht zu
legen konnte hingegen die Liste Gemein
sam (+0,15). Nicht in die Vollversammlung 
geschafft hat es der Gewerkschaftliche 
Linksblock (GLB). Die ÖAAB/FCGFrak
tion kommt demnach auf 52,93 Prozent 
der Stimmen (2004: 46,54), die FSG auf 
29,19 (35,20), die FA auf 6,02 (6,25), die 
NBZ auf 5,92 (6,68), die Liste Gemeinsam 
auf 5,48 (5,33) und der GLB auf 0,46 Pro
zent (2004 nicht angetreten). Die 70 Man
date in der neuen AKVollversammlung 

werden vorläufig so verteilt: 38 Mandate 
für ÖAAB/FCG, 21 für die Sozialdemo
kratischen GewerkschafterInnen, je vier 
Mandate für die Neue Bewegung für die 
Zukunft und die Freiheitlichen Arbeitneh
mer und drei Mandate für die Liste Ge
meinsam. Insgesamt wurden 47.743 Stim
men abgegeben, davon waren 429 ungültig, 
45.828 gültig. Die Wahlbeteiligung lag bei 
41,66 Prozent (43,61). Es wurden 1.400 
Stimmen mehr abgegeben als 2004.

Ergebnis im Detail: 
www.akwahl.info/

Arbeit&Wirtschaft 2/2009

Der Verband Österreichischer Gewerk
schaftlicher Bildung (VÖGB) schreibt in 
Kooperation mit dem ÖGBReferat für 
Kampagnen, Projekte und Zielgruppen 
und dem ÖGBBeratungszentrum fol
genden Wettbewerb aus: Gesucht wird 
eine Idee für einen Animationsspot zum 
Thema »Werde Mitglied« für den Öster

reichischen Gewerkschaftsbund (ÖGB). 
Der Spot soll zeigen, dass die Mitglied
schaft in der Gewerkschaft die Position 
jedes/jeder Einzelnen stärkt und ist fürs 
Internet, interne Schulungen und Veran
staltungen gedacht. Länge des Spots: ca. 
30 Sekunden. Prämie für den/die Gewin
nerIn: EUR 1.000. Abzugeben: Story

board (Drehbuch) in schriftlicher Form 
(Stichworte) per EMail, Fax oder Post. 
Einsendeschluss: Alle Beiträge, die bis  
23. April 2009 beim VÖGB einlangen, 
werden berücksichtigt.

Ausschreibung und Teilnahmebedin
gungen: 

www.voegb.at/09_ideenwettbewerb.html

V�GB/�GB:

Ideenwettbewerb ÈWerde MitgliedÇ
Gesucht: Drehbuch für Filmspot zur Mitgliederwerbung.

Aus AK und Gewerkschaften
7

AK-Wahl 2009:

Salzburg: 68 Prozent f�r FSG
72.633 SalzburgerInnen gaben bei der AK-Wahl ihre Stimme ab.

AK-Wahl 2009:

Vorarlberg: Absolute f�r �AAB/FCG 
Mehr als 47.000 Stimmen wurden zwischen 26. Jänner und 5. Februar abgegeben.
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NPOs unter Druck
Seit 1998 beschäftigt sich ein eigenes Institut auf der Wirtschaftsuniversität mit 

Nonprofit-Organisationen. Die Institutsleiterin über die Zivilgesellschaft.

Arbeit&Wirtschaft: Frau Univ.-Prof. 
Dr. Ruth Simsa, Sie leiten das Institut 
für interdisziplinäre NPO-Forschung. 
Kann man ÖGB und Arbeiterkammer 
eigentlich zu den Nonprofit-Organisa-
tionen (NPO) zählen?

Ruth Simsa: Sie sind es – genauso wie die 
Kirche übrigens. Es gibt aber ganz unter
schiedliche Definitionen. Der gängigsten 
NPODefinition nach müssen folgende 
Kriterien gegeben sein: Erstens ein Min
destmaß an formaler Organisation (so
weit nach nationalem Recht möglich), 
also nicht nur eine soziale Bewegung oder 
eine Interessengruppe, zweitens ein Min
destmaß an Freiwilligkeit (z. B. unbezahl
te Mitarbeit, Spenden), drittens die Nut
zung der Gewinne für den Organisations
zweck (also keine Gewinnausschüttung), 

viertens ein Minimum an Selbstverwal
tung (d. h. keine komplette Außenkon
trolle im juristischen Sinn) und fünftens 
private Trägerschaft (also keine öffentliche 
Verwaltung).

Seit 1998 gibt es das Institut für Non-
profit-Forschung. Warum sind die 
 Zivilgesellschaft und NPOs ein so großes 
Thema?

Ausgegangen ist die Diskussion wahr
scheinlich von der großen internationalen 
Studie von Salamon und Anheier – dem 
Johns-Hopkins-Projekt. Dabei wurde 
erstmals eine Definition für NPOs erstellt 
und international verglichen, wie viele 
NPOs es in den verschiedenen Ländern 
gibt, was sie zum Bruttonationalprodukt 
beitragen, und in welchen Branchen sie 

tätig sind. Das hat, glaube ich, sehr viel 
in Bewegung gebracht. Natürlich muss 
man sich auch fragen, warum plötzlich 
das Geld für so ein großes Forschungs
projekt da war. Es war wohl einfach 
höchste Zeit. Es gibt in diesem Feld mehr 
Organisationen als man vorher angenom
men hat – das war eines der wesentlichsten 
Ergebnisse dieser Studie. NPOs sind ein 
wichtiger Wirtschaftsfaktor in vielen Län
dern, das hat man vorher auch nicht ge
wusst. Aber NPOs gibt es natürlich schon 
viel länger als diese Studie. 

Manche – wie etwa die Pfadfinder, die 
Freiwilligen Feuerwehren oder das  Rote 
Kreuz – existieren schon sehr lange. 

Sehr viele NPOs sind im Pflege- und 
Sozialbereich tätig und übernehmen 
Aufgaben, die man eigentlich dem Staat 

Z u r  p e r s o n

a .o. Univ.-Prof. Dr. Ruth Simsa
Geboren 1962

Mutter von zwei Kindern

Studium der Volkswirtschaft an der Wirtschaftsuniversität Wien, Auslandsstudien in Großbritannien und Spanien

Postgraduate-Studium der Soziologie am Institut für Höhere Studien Wien 

Ausbildung in Integrativer Gestalttherapie (ÖAGG)

Lehrtrainerin für Gruppendynamik und Organisationsberatung (ÖGGO)

Ausbildung in Bioenergetischem Coaching

Habilitation in Soziologie (Senator-Wilfling-Preis für wissenschaftliche Leistungen)

a. o. Univ.-Prof. am Institut für Soziologie der WU-Wien (derzeit karenziert)

Seit 1993 selbstständige Organisationsberaterin, Managementtrainerin und Coach 

Leitung des Institutes für Interdisziplinäre Nonprofit-Forschung, WU-Wien
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zurechnen könnte. In den USA haben 
gerade in diesen Bereichen NPOs eine 
größere Bedeutung als bei uns.

Im angloamerikanischen Raum haben 
NPOs eine viel höhere Bedeutung als ei
ne Art Substitut des Staates. Bei uns ist 
es eher eine Kooperation: Der Staat legt 
die Rahmenbedingungen fest mit denen 
die NPOs arbeiten. Mit Abstand die mei
sten dieser Organisationen sind im Ge
sundheits und Sozialbereich tätig. Dann 
kommt der Bildungs und Freizeitbe
reich.

In Österreich werden Rahmenbedin
gungen und Finanzierung staatlich – 
meist durch die Länder – geregelt und 
die NPOs führen die Tätigkeit aus. In der 
Ausführung besteht kaum Unterschied 
zu ProfitOrganisationen, die immer häu
figer auch in diesem Bereich tätig sind. 
Außer, wenn Gewinn ausgeschüttet wird. 
ProfitOrganisationen machen oft einen 
Bogen um unrentable Fälle.

Wenn z. B. Blutkonserven transpor
tiert werden, ist es egal, ob das das Rote 
Kreuz macht oder eine ProfitOrganisa
tion. Den betrunkenen Obdachlosen, der 
gestürzt ist, wird eher die NPO mitneh
men. NPOs müssen zwar auch aufs Geld 
schauen und da hat sich die Situation in 
den letzten Jahren ziemlich verschärft. 
Durch die Leistungsverträge wird nicht 
alles abgedeckt, was an Kosten anfällt, 
und es wird auf die Organisationen Druck 
ausgeübt. 

Keine einfache Situation für die NPOs.

Die finanzielle Lage hat sich in den 
 vergangenen Jahren verschlimmert. Teil

weise war das ja auch gut, denn es gab 
sicher Produktivitätsreserven bei einigen 
Organisationen. Zum Teil geht es aber 
auch an die Belastungsgrenze. Nehmen 
wir z. B. die mobile Pflege: Da werden 
die Wegzeiten nicht bezahlt – das ist doch 
widersinnig. Das führt zur Selbstausbeu
tung von Organisationen und ihren Mit
arbeiterInnen.

Wir haben vor ein paar Jahren eine 
große Untersuchung über Arbeitszufrie
denheit in der Pflege gemacht, und da 
war zum Teil eine Tendenz zu erhöhter 
Belastung in den NPOs. Ich glaube, das 
erhärtet die These, dass sie ein umfas
senderes Leistungsspektrum haben mit 
gleichen finanziellen Mitteln. Weil sie 
aber nicht zaubern können, geht das zu
lasten der MitarbeiterInnen. 

Welche Rolle spielt der Idealismus bei 
dem Ganzen? Viele NPOs haben ja   
einen hohen sozialen Anspruch und die 
dort Beschäftigten auch.

Die Werte prägen den Alltag in den 
NPOs meist sehr stark. Manchmal sogar 
in einer Form, die einer rationalen Füh
rung der Organisation entgegensteht – 
wenn Konflikte z. B. nicht ausgetragen 
werden, weil doch alle »gute Menschen« 
sein wollen. Dennoch sind die meisten 
NPOs sehr betriebswirtschaftlich organi
siert, vor allem im Pflege und Gesund
heitsbereich. 

Schwieriger ist es bei FreiwilligenOr
ganisationen Aber auch hier ist viel im 
Umbruch begriffen. Langsam beginnen 
sich die Menschen als NPOManage
rInnen zu definieren. Es gibt ein neues 
Selbstverständnis der NPOs als eigene 

Gruppe von Organisationen mit anderen 
Herausforderungen, mit teilweise ande
ren Aufgaben für das Management. 

Was sind denn die konkreten Unter-
schiede im NPO-Management?

Ich bin der Ansicht, dass NPOManage
ment anspruchsvoller ist. Das NPOMa
nagement muss mit mehr Widersprüchen 
fertig werden als etwa Führungskräfte im 
staatlichen oder im gewinnorientierten 
Sektor. ManagerInnen haben dort alle 
Widersprüche, die sie sonst auch haben 
– z. B. die Erreichung von gewinnorien
tierten Zielen und die Befindlichkeit der 
MitarbeiterInnen oder der Widerspruch 
zwischen dem was KlientInnen wollen 
und was die Organisation will. Aber eine 
Wirtschaftsorganisation kann sich letzt
endlich auf eine Logik konzentrieren: die 
Geldlogik. Die können immer sagen: Tut 
uns leid, wir sind da, um Geld zu ma
chen, und wenn sich ein Bereich nicht 
rentiert wird er aufgelassen, ausgelagert, 
was auch immer. 

Eine NPO kann das nicht, die muss 
sowohl die Geldlogik als auch die Logik 
ihrer Inhalte, ihrer Mission gleichwertig 
berücksichtigen. Sonst wird sie unglaub
würdig oder überlebt nicht. Das heißt, 
dort gibt es keine eindeutige Entschei
dungsprämisse. Diese Art von Wider
sprüchen ist auch bei noch so gutem Ma
nagement nicht leicht auflösbar. Man 
kann nicht sagen: Wir gehen jetzt nur in 
Richtung unseres ethischen Ziels oder 
vermehrt in Richtung Geld.

Was im sozialen Bereich dazukommt 
– und das ist bei vielen Dienstleistungs
organisationen so – ist, dass die Leistungs

NPOs wirken für viele sinnstiftend. Es gibt in allen 
 Organisationen Dinge, die einen ärgern, die nicht funktio-
nieren, die belasten. Von NPO-Führungskräften höre ich 
 dennoch: Ich weiß, warum ich aufstehe, ich kann zu meinen 
Entscheidungen stehen, ich kann mir ins Gesicht sehen.
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empfängerInnen nicht immer die sind, 
die zahlen. Ich habe also ein Dreieck von 
DienstleisterIn – KlientIn – Auftragge
berIn. Zudem sieht die Öffentlichkeit 
hier auch sehr genau hin. Wenn ich mir 
z. B. Schuhe kaufe, und ich bin zufrieden 
und das Schuhgeschäft auch, dann kann 
hier niemand weiter dreinreden. Wenn 
ich dagegen aber eine drogenabhängige 
junge Frau bin und werde von meinen 
Eltern oder einem Sozialarbeiter zur Dro
genberatung geschickt, habe ich vielleicht 
ein anderes Verständnis von einer guten 
Drogenberatung als meine Eltern, die 
AnrainerInnen der Beratungsstelle oder 
der Staat, der z. B. meint, ich solle mehr 
kontrolliert werden, oder es müsste auch 
billiger gehen. 

Eine weitere Schwierigkeit für NPOs 
sind die unterschiedlichen MitarbeiterIn
nengruppen: Was wollen und brauchen 
Ehrenamtliche oder Freiwillige, was 
Hauptamtliche. Die Führung von Ehren
amtlichen gehört zu den schwierigsten 
Aufgaben. Die können jederzeit gehen, 
und lassen sich nicht unter Druck setzen. 
Um sie muss man permanent werben.

Auch ethische Ziele sind nur schwer ein-
zugrenzen. 

Eine große Schwierigkeit sind auch diese 
tendenziell unerreichbaren Ziele, z. B. bei 
Greenpeace. Daraus resultiert eine hohe 
Frustration. Es ist schwer, Erfolge zu fei
ern. Wenn ich bei Amnesty mitarbeite, 
und ich habe drei Gefangene befreit und 
es sind in dieser Zeit zehn neue dazuge
kommen, dann ist es schwierig, sich zu 
freuen. Auch im Sozialbereich gibt es zum 
Teil wenige Erfolgserlebnisse, ob in der 
Sterbehilfe oder der Altenpflege. 

Dies alles macht es für das Manage
ment nicht eben leichter. Dennoch ist der 
Bereich auch attraktiv. Es macht Sinn, 
hier zu arbeiten und kann damit sehr 

 befriedigend sein. Langsam entstehen 
 daher auch mehr Tendenzen, eine Füh
rungskarriere bei einer NPO anzustre 
ben. Es gibt also immer wieder Manage
rInnen, die aus der Wirtschaft in NPOs 
wechseln.

Wie weit spüren NPOs die aktuelle 
Wirtschaftskrise?

NPOs stehen vor zwei Herausforde
rungen: Erstens investiert die öffentliche 
Hand momentan viel Geld in die Privat
wirtschaft – Stichwort Bankenhilfe –, auf 
der anderen Seite werden in der nächsten 
Zeit genau die Probleme, die NPOs lösen 
wollen, verschärft. Es gibt mehr Bedarf 
an ihren Leistungen bereits jetzt und auch 
in naher Zukunft, neue Armut, mehr Ar
beitslosigkeit etc. Damit hängen soziale 
und gesundheitliche Probleme zusam
men. Es gibt also mehr Bedarf und mög
licherweise weniger Geld. Denn die große 
Gefahr ist, dass der Staat jenes Geld, das 
in die Privatwirtschaft fließt, bei den 
NPOs spart. 

Das wäre aber sehr kurzsichtig, denn 
viele NPOs arbeiten ja in sehr personal
intensiven Bereichen wie der Pflege. Je
der Euro, der dort hinein investiert wird, 
trägt stark zur Ankurbelung der Wirt
schaft bei, denn es handelt sich hier um 
Niedriglohnbereiche. Und bereits im er
sten  Semester Ökonomie lernt man, dass 
die Konsumquote bei niedrigen Ein
kommen besonders hoch ist. Es wäre 
also durchaus für die Gesamtwirtschaft 
effektiv, Geld in den NPOSektor zu in
vestieren. Ich persönlich frage mich, ob 
es tatsächlich sinnvoll ist, wenn Men
schen für Autoeinstampfung Geld be
kommen und bei der Pflege gespart wird. 
Und natürlich wäre es auch gesellschafts
politisch problematisch, gerade jetzt bei 
NPOs zu  sparen, da diese durch ihre 
Leistungen auch viel Sicherheit und 
 Integration von Personen bieten und so
ziale Problem lagen mildern. Und dies ist 
genau in einer Krise natürlich besonders 
wichtig.

Sind NPOs eigentlich eher Frauen-
sache?

Auch bei den NPOs sitzen in der Füh
rungsetage vor allem Männer. Aber es ist 
ein Bereich, der Frauen sehr wohl Chan

cen gibt. Also nicht jede einzelne NPO 
natürlich – die sind ein weites Feld auch 
vom politischen her. Aber in der Regel 
schauen NPOs mehr auf die Gender 
 Perspektive, bieten Frauen mehr Chan
cen, und lassen Frauen eher in verant
wortungsvollen Positionen zu.

Welche Bedeutung haben die Werte von 
NPOs?

NPOs wirken für viele sinnstiftend. Ich 
mache Managementtrainings in der 
 ProfitWelt und in der NonprofitWelt. 
Es gibt in allen Organisationen da und 
dort Dinge, die einen ärgern, die nicht 
funktionieren, die kränken und belasten. 
Von NPOFührungskräften höre ich 
dennoch regelmäßig: Ich weiß, warum 
ich aufstehe, ich kann zu meinen Ent
scheidungen stehen, ich kann mir ins 
Gesicht sehen. In der ProfitWelt erklä
ren mir die Manager häufig: »Ich bin 
überhaupt nicht dafür und muss es trotz
dem machen.« 

Durch die starke Orientierung an den 
Börsenmärkten ist vieles extrem kurz
fristig geworden, orientiert am schnellen 
Gewinn. Das hat sich in den vergangenen 
zehn Jahren sehr zugespitzt: Einerseits die 
Beurteilung von Managern nach Aktien
kursen, andererseits diese gesamtgesell
schaftliche Legitimierung von Gier. Man 
galt ja schon als dumm, wenn man nicht 
zweistellige oder höhere Gewinne ge
macht hat. Aber dafür haben wir ja jetzt 
die Rechnung bekommen – wir werden 
sehen, ob sich etwas ändert. Insofern ha
ben NPOs eine Chance, einen Bedarf zu 
decken, eine Sehnsucht nach Werten zu 
erfüllen.

Wir danken für das Gespräch.

Das Interview führte Katharina Klee 
für Arbeit&Wirtschaft 

K o n t a K t

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Redaktion

aw@oegb.at

W e B l i n K s

Homepage von Ruth Simsa
www.ruthsimsa.at

Institut für interdisziplinäre 
 NPO-Forschung
www.npo.or.at
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Alle ÖGB-Präsidenten stellten beim Antritt 
neuer Regierungen klar: »Die Gewerkschaft wird 
die neue Regierung danach beurteilen, in wel-
chem Maß sie die Interessen der Arbeitneh-
merInnen berücksichtigt.« Denn jede Gewerk-
schaftsbewegung, die diesen Namen verdient, 
besteht auf einer klaren Trennlinie zum Staat. Sie 
ist eine NGO, eine »nichtstaatliche Organisation«, 
und muss es auch sein, um ihre Aufgaben erfüllen 
zu können. Das bedeutet keineswegs den Verzicht 
auf Einmischung in die Politik, aber es bedeutet, 
dass das politische Handeln der Gewerkschafts-
bewegung ausschließlich dem Interesse der Ar-
beiterInnen, Angestellten und der anderen ab-
hängig Erwerbstätigen verpflichtet ist.

Überall, wo sich ArbeiterInnen erstmals aus 
freier Entscheidung zu Gewerkschaften zusam-
menschlossen, geschah dies in Konfrontation mit 
undemokratischen Regierungen, deren Sozialpo-
litik sich, wenn sie überhaupt stattfand, darauf 
beschränkte, soziale Unruhen zu vermeiden. Auch 
in Österreich gehörte einmal der Einsatz von Mi-
litär und Polizei gegen Streikende zur staatlichen 
Routine – und in Ländern, in denen Diktatur 
herrscht oder Demokratie nur auf dem Papier 
steht, hat sich daran bis heute nichts geändert. 

Zur Zeit, als Österreich von einem Kaiserre-
gime regiert wurde, entschlossen sich mutige 
Menschen in den Fabriken, Werkstätten, Läden 
und Büros, den Kampf gegen das soziale Elend 
nicht mehr einigen engagierten GönnerInnen und 
weit blickenden UnternehmerInnen zu überlas-
sen. Sie begannen selbst, für bessere Löhne und 

gegen ihre Rechtlosigkeit zu kämpfen. Und sie 
schufen ein soziales Netz, das vielfach Vorbild für 
die staatliche Sozialpolitik wurde. 

Aus dem Jahr 1907 ist uns eine Bildstatistik 
erhalten, die dokumentiert, was das gewerk-
schaftliche Unterstützungswesen damals alles 
umfasste. Aus dem alten Unterstützungsnetzwerk 
der Handwerksgesellen war die Reiseunterstüt-
zung hervorgegangen. Angesichts des Zwangs 
zum häufigen Arbeitsplatzwechsel blieb sie lange 
ein wichtiges soziales Instrument. An erster Stel-
le stand aber die Arbeitslosenunterstützung, weil 
ja jede staatliche Absicherung fehlte. Dann folgte 
schon an zweiter Stelle der Begräbniskostenbei-
trag – vor allem wegen der hohen Kinder- und 
Frauensterblichkeit eine spürbare Entlastung für 
die Familien. Dort, wo das Gesundheitsrisiko be-
sonders hoch war, reichten die mittlerweile ge-
setzlich eingeführten Leistungen der Kranken- 

und Unfallversicherung in keiner Weise aus, und 
eine Arbeiterpension gab es so wenig wie Arbeits-
losenversicherung. Deshalb spielte etwa bei den 
ChemiearbeiterInnen oder bei den Bauarbeite-
rInnen die zusätzliche gewerkschaftliche Unter-
stützung in Notfällen eine große Rolle. 

Durch die gegenseitige Anerkennung der An-
sprüche wuchs ein soziales Netz, das sich über das 
riesige Gebiet der Habsburgermonarchie ausbrei-
tete. Die Behörden sahen es nicht gerne, sie be-
fürchteten die Erleichterung »staatsgefährdender 
Umtriebe«. Und so Unrecht hatten sie nicht: Die 
ArbeiterInnenbewegung nutzte dieses Netzwerk 
in ihrem Kampf für Demokratie und Gleich-
berechtigung.

Dr. Brigitte Pellar 
brigitte.pellar@aon.at

Die größte NGO der Welt
Die Gewerkschaftsbewegung ist nicht nur  

in Österreich seit mehr als hundert Jahren soziales Basisnetzwerk.
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Bildstatistik über 
das gewerkschaft-
liche  Unter - 
stützungswesen  
aus dem Tätigkeits-
bericht der Reichs-
kommission der 
Freien Gewerk-
schaften für die 
Jahre 1901 bis 1906, 
vorgelegt dem 
 Gewerk schafts - 
kongress 1907.



I
n einem Wirtschaftssystem, das Gü
ter und Dienstleistungen überwie
gend in privaten, auf Gewinnerzie
lung gerichteten Unternehmungen, 

zum anderen in staatlichen Organisati
onseinheiten produziert, ist die Nonpro
fitOrganisation (NPO) eine eigentüm
liche Zwischenform, die weder dem einen 
noch dem anderen Typus entspricht, aber 
nur mit Schwierigkeiten als eigener Or
ganisationstyp definiert bzw. umschrie
ben werden kann.

Humanitäre Zielsetzung

Zum weitaus überwiegenden Teil ist der 
Daseinszweck der NPOs die Erbringung 
von Dienstleistungen, meist mit einer hu
manitären Zielsetzung als Motivations
hintergrund. Bei einem – gemessen an 
ihrer Wirtschaftstätigkeit – kleinen Teil 
der NPOs steht der ideellpolitische 
Zweck im Vordergrund (Interessenver
bände, NGOs mit den verschiedensten 
Zielsetzungen, religiöse Organisationen). 
Die dominante Organisationsform der 
NPOs ist der Verein, aber auch andere 
Formen kommen vor (z. B. GmbH). Vom 
Staat unterscheiden sich NPOs dadurch, 
dass sie nicht Teil des staatlichen Verwal
tungsapparats sind (wie z. B. die meisten 
Krankenanstalten) und eigenverantwort
lichselbstverwaltet als privater Verein 
agieren. Im Gegensatz zur Bezeichnung 

können NPOs durchaus auch einen Ge
winn machen (im Sinn eines Überschusses 
von Einnahmen über die Ausgaben), we
sentlich ist jedoch das Gewinnausschüt
tungsverbot: Eine NPO darf niemals Ge
winnerzielung zum Zweck der Ausschüt
tung des Gewinns an Dritte betreiben. Ein 
weiteres Kriterium ist die Freiwilligkeit 
der Zugehörigkeit (etwa im Unterschied 
zu selbstverwalteten Sozialversicherungen 
mit gesetzlich geregelter Zugehörigkeit). 
Die Finanzierung der Aktivitäten der 
NPOs erfolgt typischerweise nur zum 
 geringeren Teil durch Markterlöse aus 
dem Verkauf der Dienstleistungen. Die 
Finanzierung der meisten NPOs besteht 
– neben den Verkaufserlösen – aus einer 
Mischung von Mitgliedsbeiträgen, Spen
den von privater Seite sowie Subventionen 
von staatlichen Institutionen.

Keinesfalls deckt sich der Begriff der 
NPO mit demjenigen der sog. »gemein
wirtschaftlichen Unternehmungen«, die 
überwiegend dem Unternehmenssektor 
oder der staatlichen Verwaltung zugerech

net werden, auch wenn es hier größere 
Überschneidungen gibt.

1,9 Prozent des BIP

Für das Jahr 2005 hat die Statistik Aus
tria auf der Grundlage der allgemeinen 
statistischen Erhebungen über die Erzeu
gung von Sachgütern und Dienstlei
stungen und zusätzlicher Befragungen 
erstmals eine vollständige Statistik des 
NonprofitSektors in Österreich erstellt. 
Siehe Tabelle »Wertschöpfung und Be
schäftigte im NonprofitSektor«. 

Wirtschaftlich relevante Aktivitäten 
von NPOs finden sich in den fünf in der 
Tabelle angeführten Teilbereichen der ös
terreichischen Wirtschaft. Mit einer ge
samten Wertschöpfung von fast 4,7 Mrd. 
Euro trugen 2005 die NPOs 1,9 Prozent 
zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) bei. 
Deutlich höher ist der Beschäftigtenanteil 
der NPOs: Unter Abzug der geringfügig 
Beschäftigten entfielen 2005 gut fünf Pro
zent aller unselbstständig Beschäftigten 

Autor: Dr. Günther Chaloupek

 
Leiter der wirtschaftswissenschaftlichen 

Abteilung der AK Wien

Der Nonprofit-Sektor
NPOs erbringen häufig soziale Dienstleistungen. Bei der Finanzierung muss sich 

der Staat seiner Verantwortung als Subventionsgeber bewusst sein.
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�bersicht: Wertsch�pfung und Besch�ftigte im 
Nonprofit-Sektor �sterreichs 2005
Teilbereich

Wertschöpfung in 
Mio. Euro

Beschäftigte (inkl. 
geringfügig Besch.)

Forschung und Entwicklung 29 1.750

Kindergärten, Schulen und Volkshochschulen 812 27.721

Krankenanstalten, Altenheime, Rettungsdienste  
und sonstige soziale Fürsorge

2.603 99.648

Vereine, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, 
 Interessenvertretungen und religiöse Vereinigungen

1.075 34.351

Sport und Kultur 146 6.643

Insgesamt 4.665 170.113



auf den Bereich der NonprofitOrganisa
tionen. Innerhalb des NonprofitSektors 
ist der Bereich Krankenanstalten, Alten
heime, Rettungsdienste und sonstige so
ziale Fürsorge mit einer Wertschöpfung 
von über 2,6 Mrd. Euro und 99.648 Be
schäftigungsverhältnissen mit Abstand 
der bedeutendste. Auf die Pflege und 
Fürsorgedienste zusammen mit den an
deren dienstleistungsorientierten NPOs 
in den Bereichen Kindergärten und Schu
len, Sport, Kultur sowie Forschung und 
Entwicklung entfallen 80 Prozent aller 
NPOBeschäftigten. 20 Prozent (34.000) 
der NPOBeschäftigten sind in den Or
ganisationen mit primär ideellpolitischen 
Zielsetzungen tätig, wobei in deren Akti
vitäten oft ebenfalls eine bedeutende 
Dienstleistungskomponente vorhanden 
ist (z. B. Beratungstätigkeit).

Hoher Frauenanteil

Angesichts der Dominanz der sozialen 
Dienstleistungen im Aufgabenbereich der 
NPOs ist der hohe Frauenanteil an den 
Beschäftigten nicht überraschend: 74 Pro
zent der Beschäftigten von NPOs sind 
weiblich. Weiters arbeiten mehr als die 
Hälfte, nämlich 56 Prozent der Beschäf
tigten, Teilzeit. 

Unterschiedlich groß ist die Bedeu
tung der NPOs innerhalb der jeweiligen 
Wirtschaftsbereiche. Im Bereich Vereine 
und Interessenverbände entfallen zwei 
Drittel der Wertschöpfung auf NPOs – 
ebenfalls zu diesem Bereich gehören die 
Kammern, die jedoch wegen der gesetz
lich geregelten Mitgliedschaft nicht als 
NPO gelten, sondern dem öffentlichen 
Sektor zugerechnet werden. Bedeutend 
ist der NPOAnteil an der Wertschöp
fung des gesamten Bereichs der Kranken
anstalten, Pflege und sozialen Fürsorge 
mit gut 20 Prozent. In den anderen Be
reichen tragen die NPOs weniger als zehn 
Prozent zur Wertschöpfung bei.1

Die Frage, warum die Erbringung von 
Dienstleistungen in einzelnen Bereichen 
durch NPOs erfolgt und in anderen nicht 
oder nur in ganz geringem Ausmaß, ist 
ebenso schwierig zu beantworten wie die 
nach der Abgrenzung der NPO. Je nach 

historischen Traditionen und politischen 
Bestimmungen sind die Aufgaben, die von 
NPOs wahrgenommen werden, länder
weise unterschiedlich. So etwa spielen im 
Schul und Bildungswesen oder im Kran
kenanstaltenwesen NPOs in anderen eu
ropäischen Ländern oder in den USA eine 
größere Rolle als in Österreich, wo diese 
Bereiche überwiegend der staatlichen Ver
waltung (dabei oft in ausgegliederter Or
ganisationsform) zugeordnet sind. »Markt
versagen« ist zweifellos einer der Existenz
gründe von DienstleistungsNPOs: bei 
Pflege und anderen Fürsorgediensten 
werden KonsumentInnen einer Instituti
on mehr Vertrauen entgegenbringen, die 
keinen Anreiz hat, aus mangelnder Infor
miertheit und Abhängigkeit Vorteil zu 
ziehen. 

Auf der Anbieterseite ist die gesetzlich 
geregelte Organisationsform der staatli
chen Verwaltung für manche Dienstleis
tungen außerhalb des Hoheitsbereichs 
wegen mangelnder Flexibilität nicht die 
optimale Organisationsform. Insbeson
dere kann die in der staatlichen Verwal
tung gebotene Standardisierung ein Hin
dernis für eine bedarfsgerechte Differen
zierung der Leistungserbringung sein. 

Knappe Finanzen

Die Arbeits und Entlohnungsbedin
gungen sind bei NPOs meist ungünstiger 
als in der staatlichen Verwaltung. NPOs 
stehen zwar nicht unter dem Druck, 
zwecks Erhöhung des Gewinnes Lohn
kosten zu reduzieren, sie haben aber meist 
mit einer einnahmenseitigen Finanz
knappheit zu kämpfen. Daher müssen 
NPOs bemüht sein, ihre Kosten unter 

Kontrolle zu halten. Die Sonderauswer
tung von Statistik Austria über den Non
profitBereich weist zwar keine Lohn
daten aus, jedoch kann aus der Lohnsta
tistik der Sozialversicherung geschlossen 
werden, dass die Löhne in den NPOs 
deutlich unter dem Durchschnitt liegen. 
Die Schattenseite des hohen Teilzeitan
teils ist auch, dass Mehrarbeit nicht im
mer abgegolten wird.

Der Staat hat Verantwortung

Umso wichtiger ist für die Arbeitneh
merInnen in diesem Bereich der regelmä
ßige Abschluss von Kollektivverträgen. 
Auf der Finanzierungsseite erscheint es 
unabdingbar, dass sich der Staat (in die
sem Fall meist das Land oder die Gemein
de) seiner Verantwortung als Subventi
onsgeber bewusst ist. 

Wenn die öffentliche Hand Wert da
rauf legt, dass soziale Dienstleistungen 
von NPOs erbracht werden, muss sie als 
maßgeblicher Finanzier der NPOs auch 
einen legitimen Anspruch der Arbeitneh
merInnen anerkennen, dass  ihre ohnehin 
nicht üppigen Löhne und Gehälter hin
ter der durchschnittlichen Entwicklung 
nicht zurückbleiben.
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Die Finanzierung der meisten NPOs  
besteht – neben den Verkaufserlösen – 
aus einer Mischung von Mitglieds-
beiträgen, Spenden von privater Seite 
 sowie Subventionen.

1  Beschäftigtenanteile können mangels vergleichbarer Zahlen 
nicht berechnet werden, bewegen sich aber in ähnlichen Grö-
ßenordnungen.
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Ungleiche Br�der
Sozialer und ziviler Dialog werden immer wieder verwechselt –  

der eine kann den anderen nicht ersetzen, sie ergänzen sich.

D
ie Europäische Union kann ihre 
ambitionierten Ziele zur Wirt
schafts und Beschäftigungsent
wicklung nicht ohne Mitwir

kung der wesentlichen Beteiligten errei
chen. Eine der tragenden Säulen des Eu
ropäischen Wirtschafts und Sozialmo
dells ist deshalb die systematische Ein
bindung der großen, repräsentativen Ver
bände der organisierten wirtschaftlichen 
und sozialen Akteure, im Wesentlichen 
der Organisationen der ArbeitgeberInnen 
und der ArbeitnehmerInnen, also der So
zialpartner. Die institutionalisierten Be
ziehungen von UnternehmerInnenver
bänden mit Gewerkschaften, insbeson
dere zur Ausgestaltung der Arbeitsbezie
hungen, werden allgemein als »sozialer 
Dialog« bezeichnet. 

Ziviler Dialog

In den vergangenen Jahren wird – insbe
sondere in Brüssel, aber auch auf natio
naler Ebene – vermehrt der sogenannte 
»zivile Dialog« propagiert. Gemeint ist 
damit eine Ausweitung des Kreises der 
Organisationen, die eingeladen sind, zur 
Politikgestaltung beizutragen. 

Es handelt sich dabei um repräsenta
tive Nichtregierungsorganisationen, so
genannte »NGOs«, also eine breite   
Palette von Verbänden aus dem sozialen 
Bereich, aus dem KonsumentInnen und 

Umweltschutz, aus Entwicklungshilfe, 
der Menschen und Bürgerrechtsbewe
gung u. ä.

Dass die Begriffe »sozialer Dialog« 
und »ziviler Dialog« einander sehr ähn
lich sind, führt oft zu groben Missver
ständnissen. 

Gewerkschaften – ebenso wie die Ar
beitgeberInnenverbände – gehören nach 
gängiger Interpretation auch zu den 
NGOs/NPOs und sind damit ein we
sentlicher Teil der organisierten Zivilge
sellschaft. Sie sind nicht dem Staat zuzu
ordnen, sie sind unabhängige, repräsen
tative Verbände zur Vertretung der Inte
ressen der ArbeitnehmerInnen. Dies zeigt 
sich auch in der Struktur des Europä-
ischen Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (EWSA) in Brüssel, der Vertre
tung der repräsentativen Organisationen 
der Zivilgesellschaft auf EUEbene. Des
sen wesentlichste Aufgabe ist es, als 
Sprachrohr der bedeutenden wirtschaft
lichen und gesellschaftlichen Gruppen 
gegenüber den Brüsseler Entscheidungs
trägern zu fungieren. 

Die 344 Mitglieder im EWSA sind in 
drei, gleich großen zivilgesellschaftlichen 
Gruppen organisiert. In Gruppe eins sind 
die ArbeitgeberInnenverbände, in Grup
pe zwei die ArbeitnehmerInnenverbände 
und in Gruppe drei jene, die sogenannte 
»verschiedene Interessen« vertreten. Dazu 
zählen neben Berufsverbänden (Land
wirtschaft, Freie Berufe, Handwerk etc.) 
auch weitere repräsentative NPOs aus 
dem Sozialbereich, dem Umwelt und 
KonsumentInnenschutz etc. 

Die Tatsache, dass die Sozialpartner 
im EWSA jeweils eine eigene Gruppe bil
den, zeigt, dass ihnen innerhalb der or

ganisierten Zivilgesellschaft offensicht
lich ein besonderer Status eingeräumt 
wird. Und das mit gutem Grund.

Besondere NGOs: Sozialpartner 

Für die im sozialen Dialog tätigen Ver
bände ist es notwendig, dass sie von ihren 
Mitgliedern mit einem Verhandlungs
mandat ausgestattet sind. Denn sie füh
ren konkrete Verhandlungen, bei denen 
sie bindende Verpflichtungen eingehen. 
Das wiederum hat zur Folge, dass diese 
Verbände über ein Durchgriffsrecht ge
genüber ihren Mitgliedern verfügen müs
sen, um Verhandlungsergebnisse auch 
umzusetzen. Den Sozialpartnern fällt al
so eine autonome Regulierungsfunktion 
in einzelnen Gebieten der Wirtschafts 
und Sozialpolitik zu. Den Kernbereich 
dieser Funktion bilden bekanntlich die 
KVRegelungen der Löhne und der Ar
beitsbeziehungen. Auch die Teilnahme 
an der Verwaltung der öffentlichen Sozi
alversicherungssysteme oder im Bereich 
Aus und Fortbildung stellen dabei be
deutende Handlungsfelder dar.

Dazu kommt aber noch die gesamt
wirtschaftliche Bedeutung der Ergebnisse 
des sozialen Dialoges. Kollektivverträge 
haben einen enormen Einfluss auf volks
wirtschaftliche Größen wie Nachfrage 
und Inflationsrate. Diese makroökono
mische Relevanz verleiht den Hand
lungen der Sozialpartner so großes Ge
wicht, dass sie zu den wesentlichen Ak
teuren der Politik gezählt werden.

Daraus wird der Unterschied zu an
deren zivilgesellschaftlichen Verbänden 
klar. So bedeutend die Rolle von anderen 
Verbänden, sei es der KonsumentInnen, 

Autor: Mag. Thomas Delapina

 
Abteilung Wirtschaftswissenschaft und Statistik 

der AK Wien, seit 1995 Mitglied im EWSA
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der AutofahrerInnen oder der Natur
schützerInnen, auch sein mag: Ihnen fehlt 
das Mandat, sich in konkreten Verhand
lungen zu einem bestimmten Verhalten 
all ihrer Mitglieder zu verpflichten, ihnen 
fehlen dazu die Legitimation und die Me
chanismen zur Koordinierung. Auch tra
gen sie keine Mitverantwortung für die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung. Sie 
sind somit sogenannte Lobbys, die sich 
ausschließlich auf die Vertretung der In
teressen ihrer Mitglieder beschränken 
können, ohne berücksichtigen zu müs
sen, welche Bedeutung ihre Aktivitäten 
für das Gesamtsystem haben. 

Sozialer Dialog 

Während man unter »sozialem Dialog« 
jede Art der Interaktion von Sozialpart
nerverbänden untereinander bzw. mit der 
Regierung verstehen kann, hat sich auf 
EUEbene eine ganz spezielle Form he
rausgebildet, der »Soziale Dialog« mit 
großem »S«. Dieser branchenübergreifen
de Soziale Dialog entstand 1985 auf In
itiative des damaligen Kommissionsprä
sidenten Jacques Delors und hat mittler
weile zur Annahme von über 300 
gemeinsamen Vereinbarungen geführt.

Wer in diesem Prozess mitspielt, ist 
genau geregelt, nämlich die europäischen 
Dachverbände: der EGB für die Arbeit
nehmerInnen, und für die Arbeitgebe
rInnenseite Business Europe (Dachver
band der europäischen Industrie und 
ArbeitgeberInnenverbände), als deren 
Anhängsel auch die UEAPME (der euro
päische KMUDachverband) sowie das 
CEEP (der europäische Zentralverband 
der öffentlichen Wirtschaft).

In diesem Dialog werden nicht nur 
bindende Vereinbarungen beschlossen, 
die dann von den nationalen Mitglieds
verbänden umgesetzt werden müssen. 
Die Einzigartigkeit des Sozialen Dialoges 
liegt darin, dass das Sozialprotokoll des 
MaastrichtVertrages vorsieht, dass Ver
einbarungen der europäischen Sozialpart
ner auf deren Wunsch durch Beschluss 
des Europäischen Rates Rechtswirkung 
verliehen und die Umsetzung in natio
nales Recht ermöglicht werden kann. 

Mittlerweile existieren auf dieser Basis 
Richtlinien des Rates zu Themen wie El
ternurlaub, Teilzeitarbeit und befristete 
Arbeitsverträge. Damit wurden die euro
päischen Sozialpartner praktisch zum 
MitGesetzgeber auf europäischer Ebe
ne1.

Demgegenüber ist der zivile Dialog 
ein eher vages und unverbindliches Kon
zept der Kommunikation zumeist nicht 
genau bestimmter Akteure unterschied
lichen Repräsentativitätsgrades. Damit 
kein Missverständnis entsteht: Die Be
deutung des zivilen Dialoges soll nicht 
gering geschätzt werden – ganz im Ge
genteil, für eine funktionierende Demo
kratie ist es von unverzichtbarer Bedeu
tung, dass die Anliegen der BürgerInnen 
ausreichend wahrgenommen werden. 

Verhandlung oder Beratung 

Beim sozialen Dialog führen dafür mit 
einem Mandat ausgestattete Sozialpart
nerverbände autonom Verhandlungen, 
die zu konkreten Ergebnissen führen und 
deren Umsetzung sie auch garantieren 
müssen. Beim zivilen Dialog handelt es 
sich um vielfältige Methoden der Kon
sultation, der informellen Beratung durch 
zivilgesellschaftliche Verbände, zu denen 
unter anderem auch die Sozialpartner ge
hören. 

Gelegentlich wird von den Vertrete
rInnen der »verschiedenen Interessen« in 
der Gruppe drei des EWSA gefordert, in 
allen Texten das Wort »Sozialpartner« 
durch den weiter gefassten Begriff »orga
nisierte Zivilgesellschaft« zu ersetzen,   
also den Kreis der Beteiligten generell zu 
erweitern und das »Auslaufmodell« sozi

aler Dialog durch den »moderneren« 
 zivilen Dialog zu ersetzen. Dies verkennt 
vollkommen die Tatsache, dass den 
 Sozialpartnerverbänden aufgrund ihrer 
besonderen Bedeutung bestimmte 
 Handlungsfelder vorbehalten bleiben 
müssen. 

Wichtig für die BürgerInnen

Sozialer und ziviler Dialog stellen aber 
keine Konkurrenz dar, der eine kann den 
anderen nicht ersetzen. Für die Bürge
rInnen ist es jedenfalls wichtig, über mög
lichst viele institutionalisierte Kanäle zu 
verfügen, um die Politik mit beeinflussen 
zu können. 

Dies gilt umso mehr für die Arbeit
nehmerInnen, da die UnternehmerInnen 
in der Regel über viel höhere Ressourcen 
verfügen, um ihren Interessen bei den 
politischen Entscheidungsinstanzen 
 Gehör zu verschaffen. 

K o n t a K t

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an den Autor

thomas.delapina@akwien.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Sozialer und ziviler Dialog stellen aber
keine Konkurrenz dar, der eine kann den
anderen nicht ersetzen. Für die BürgerInnen
ist es jedenfalls wichtig, über möglichst
viele institutionalisierte Kanäle zu
verfügen, um die Politik mit beeinflussen
zu können.
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1  Details dazu im Beitrag von T. Delapina in »Grundlagen eines 
 Europäischen Sozialmodells aus Arbeitnehmerperspektive«, 
Hrsg: Richard Leutner (Wien 2007)
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E
ines steht fest: Irgendwer profi
tiert immer von Nonprofit. Wer 
genau und wie hängt vom jewei
ligen Bereich der Gesamtwirt

schaft ab. Diese kann man auch in fünf 
Sektoren, die sich gegenseitig stark be
einflussen, aufteilen: ForProfitSektor, 
HaushaltsSektor, NonprofitSektor 
(Dritter Sektor), ÖffentlicherSektor 
(Staat) und IllegalerKriminellerSektor. 

Nonprofit und For-Profit

Ein wesentliches Element des Entstehens 
von NonprofitOrganisationen und da
mit des sogenannten Dritten Sektors im 
FünfSektorenmodell war das Versagen 
im ForProfitSektor. Der unregulierte 
Arbeitsmarkt ermöglichte Bauern und 
Unternehmen die Ausbeutung von 
Frauen, Männern und Kindern. 

Also organisierten sich diese und for
derten das Recht eine Gewerkschaft, eine 

NGO zu gründen und für Arbeitsrechte 
einzutreten. Das tun Gewerkschaften bis 
heute. Aber auch andere Organisationen 
des Dritten Sektors wie z. B. die »Frau
ensolidarität«, setzen sich für globale 
 Arbeitsstandards für Frauen und deren 
Einhaltung ein. 

ForProfitSektor und Dritter Sektor 
konkurrieren aber auch um Marktanteile, 
so etwa bei der Ausschreibung von Arbeits
marktkursen. UnternehmerInnen des For
ProfitSektors holen sich dabei die lukra
tiven Marktanteile, indem sie nur jene er
werbslosen Personen in ihre Kurse neh
men, die wenig Schulung brauchen. Per
sonen, mit denen länger gearbeitet werden 
muss, die umfangreichere Leistungen brau
chen, wie z. B. Aufbau von Selbstvertrau
en, verbleiben beim NonprofitSektor. 

Aber auch die »Solidarische Ökono
mie« ist nicht außer Acht zu lassen. Ein 
Phänomen, das aus Ländern des Südens 
kommt und in Österreich zuletzt in den 
Achtzigerjahren mit der Gründung von 
Betrieben in Selbstverwaltung aktuell 
war. Heute wird unter diesem Begriff das 
Wirtschaften z. B. von selbstverwalteten 
Betrieben und Projekten, von regionalen 
Tauschringen, FAIRTRADE, genossen
schaftlicher Wohnungsbau zusammen
gefasst. Ein Teil der Nachfrage verlagert 
sich vom ForProfitSektor zur solida
rischen Wirtschaft. Dadurch entsteht 
Konkurrenz. 

Aber immer mehr sind NPOs auf den 
ForProfitSektor als Finanzier angewie
sen und viele haben das mittels der Be
strebungen für Absetzbarkeit von Spen
den und der Steuerbegünstigung von 
Sponsoring und Stiftungen aktiv betrie
ben. Gewinnorientierte Unternehmen 

profitieren, da sie mit ihren Spenden wer
ben, ihre CSR damit ethisch anreichern, 
Steuerersparnisse erzielen und von etwai
gen Ausbeutungspraktiken ablenken. 
NPOs profitieren, weil sie Geld erhalten. 
Allerdings ähneln sie auch immer mehr 
gewinnorientierten Unternehmen und es 
ist vielleicht eine Frage der Zeit bis sie zu 
solchen werden. Andere NPOs wie z. B. 
solche, die sich um von männlicher Ge
walt betroffene Frauen und Mädchen 
kümmern, geraten in finanzielle Nöte, 
weil ihre Arbeit von Firmen nicht gerne 
vermarktet wird und sie daher auch keine 
Spenden von diesen erhalten.

Nonprofit und Staat

Die Beziehung zwischen NPOs und dem 
Staat kann in eine ökonomische und in 
eine politische eingeteilt werden. Die 
ökonomische Beziehung ist die der Ar
beitsteilung. Sie besteht mit NPOs, die 
z. B. Dienstleistungen im Bereich Ge
sundheit, Erziehung, Beratung etc. an
bieten. Da sie mit ethischpolitischen 
Rationalitäten und damit einem anderen 

Dritte profitieren
Die Ökonomin Luise Gubitzer benennt in ihrem Modell fünf Sektoren der 

Gesamtwirtschaft: NPOs sind der dritte Sektor.
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Menschenbild wirtschaften, erbringen sie 
ein breiteres Leistungsprofil. Daher wur
den ihnen Aufgaben übertragen, die zu 
den öffentlichen Gütern gehören. Diese 
gesellschaftlich notwendige Arbeit ist da
her auch mit öffentlichen Mitteln zu fi
nanzieren. Dieses Verständnis mangelt 
sowohl zunehmend den NPOs als auch 
dem Öffentlichen Sektor (Staat). Die po
litische Beziehung besteht vor allem mit 
den NGOs, häufig Zivilgesellschaft, ge
nannt. Auf der inhaltlichen Ebene setzen 
diese Aktivitäten, um eine Änderung in 
dem jeweiligen Politikbereich wie z. B. 
der Umweltpolitik, Flüchtlingspolitik, 
Frauenpolitik, aber auch der Arbeits
markt und Beschäftigungspolitik zu be
wirken. Dabei geht es um eine Weiter
entwicklung der Demokratie.

Diese hier idealtypisch ausgeführten 
Beziehungen bedürfen in vielem erst   
ihrer Konkretisierung und Realisierung. 
Der Impuls muss von AkteurInnen des 
Dritten Sektors ausgehen. Dazu braucht 
es Selbstbewusstsein und Selbstverständ
nis über die eigene Rolle, die spezifische 
Wirtschaftsweise und die erbrachten 
Dienst, Sach und demokratiepoli
tischen Leistungen. Wird das nicht er
kannt, werden die NPOs/NGOs zu Bitt
stellerinnen um öffentliche Mittel und 
politisch vereinnahmt.

Aktuell besteht die große Chance und 
Notwendigkeit, dass der Dritte Sektor, in 
dem ca. 200.000 Menschen erwerbstätig 
und 1,5 Millionen Menschen ehrenamt
lich tätig sind, ein Konjunkturprogramm 
für sich verlangt und dieses sowohl in
haltlich als auch in Hinblick auf die Be
dingungen wesentlich mitgestaltet. Wei
ters ist es notwendig, dass NGOs und 
Netzwerke bezüglich der inhaltlichen und 
konditionalen Ausgestaltungen der an
deren Konjunkturprogramme und der 
Regulierung und Neukonzeption des 
 Finanzsektors gehört werden.

Nonprofit und Haushalt

Zwischen diesen beiden Sektoren besteht 
eine vielfältige Beziehung. Menschen 
spenden, damit anderen Menschen in Ös
terreich oder anderen Teilen der Welt ge
holfen wird. Vor allem Frauen schenken 
Zeit und Arbeitskraft in Form sozialer eh
renamtlicher Tätigkeit. Frauen, Männer 
und Kinder werden mit Gratisleistungen, 

z. B. Betreuungsleistungen im Haushalts
sektor, beschenkt etwa bei Krankheit, Be
hinderung und im Alter.Der Dritte Sektor 
ist aber auch ein wichtiges Segment des 
gesamtwirtschaftlichen Arbeitsmarktes. 
Etwa zwei Drittel der Erwerbstätigen sind 
weiblich. Er bietet gemäß seiner Rationa
litäten Erwerbsarbeit an, die als sinnvoll 
betrachtet wird und schafft Möglichkeiten 
für den Berufs und Wiedereinstieg. Doch 
ist auch hier die gläserne Decke für Frauen 
vorhanden und es gibt eine Vielfalt an aty
pischen Arbeitsverträgen. 

NPOs sind auch wichtige Anbieter 
von leistbaren und qualitativ hochwer
tigen Dienstleistungen und Produkten. 
Bezahlt und unbezahlt tragen sie wesent
lich zur Versorgung vieler Menschen bei. 
NGOs hingegen dienen u. a. Menschen 
dazu, auszusprechen, was sie als Bürge
rInnen stört, was sie von der Politik ver
langen. Sie sind für viele der Ort des po
litischen Handelns. Entweder direkt oder 
indem sie die Organisationen unterstüt
zen, die sich für ihre Anliegen einsetzen. 

Nonprofit und krimineller Sektor

Eine der zentralen Aufgaben, die Orga
nisationen des Dritten Sektors erbringen, 
sind Ausstiegshilfen für Menschen in den 
Fängen des organisierten Verbrechens. So 
bieten z. B. in Österreich EXIT und LE
FÖ für Frauen in Zwangsprostitution ju
ristischen und psychischen Beistand aber 
auch materielle Hilfe an. 

Gewerkschaften und Arbeiterkammer 
sollten vermehrt mit Menschen Kontakt 
aufnehmen, die im illegalenkriminellen 
Bereich arbeiten – Schwarzarbeit, Prosti
tution usw. Denn dort werden alle Errun
genschaften der Gewerkschaftsbewegung 

missachtet und jede Form von politischem 
Handeln unterlaufen; es werden keine 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 
bezahlt, obwohl öffentliche Güter in An
spruch genommen werden; es wird jede 
Form von Öffentlichkeit vermieden und 
Gesetze werden missachtet. Das unterhöhlt 
die Demokratie.

Demokratisierung

Zusammengefaßt ist festzustellen, dass 
manche Profite Dritter am Dritten Sek
tor auch problematisch sind. Doch für 
viele Menschen ist der NonprofitSektor 
als Dienstleister und Bereitsteller von Gü
tern unerlässlich. Er ist auch ein wichtiger 
Arbeitsmarkt und mit der solidarischen 
Ökonomie entstehen Hoffnungen, dass 
er wesentlich zur Lösung des Beschäfti
gungsproblems und zu einem Ausbau von 
Formen eines anderen Wirtschaftens bei
trägt. Er ist aber auch ein wichtiger Sek
tor für die Weiterentwicklung der Demo
kratie und für eine emanzipatorische 
Wirtschafts und Gesellschaftspolitik. 
Bezüglich Demokratisierung muss er 
aber nicht nur nach außen, sondern auch 
nach innen, in und zwischen den Orga
nisationen wirken.

K o n t a K t

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an die Autorin

luise.gubitzer@wu-wien.ac.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

5-Sektorenmodell der Gesamtwirtschaft

Quelle: Luise Gubitzer
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Interview

M
onika Kemperle, die Leitende 
Sekretärin des ÖGB erklärt 
im Gespräch mit A&WMit
arbeiter Dr. Franz Mangel

berger, warum der ÖGB gute Erfah
rungen in der Zusammenarbeit mit an
deren NonprofitOrganisatonen ge
macht hat. 

A&W: Wie könnte man die Zusammen-
arbeit mit NGOs, also mit Nichtre-
gierungsorganisationen, konkret be-
schreiben?

Monika Kemperle: Ich nenne ein paar 
Beispiele. Bei den GATTVerhandlungen 
hat es eine sehr enge Kooperation mit 
NGOs gegeben, bei Veranstaltungen, bei 
gemeinsamen Aussagen, Vorgehenswei
sen und Verhandlungen. 

Es gibt beispielsweise auch Zusam
menarbeit beim Alternativgipfel Ecofin. 
Mit Attac, in Form von gemeinsamen 
Veranstaltungen, dann mit ASF, dem 
 Austrian Social Forum, da gibt es sehr 
enge Kontakte und bestehende Koopera
tionen, etwa gemeinsame Workshops. Bei 
NGOs wie Clean Clothes ist die Gewerk
schaft MetallTextilNahrung mit in der 
Trägerorganisation vertreten, oder Fair 
Trade , die starke gemeinsame Aktivitäten 
mit dem Branchenbereich AgrarNah
rungGenuss organisiert haben. 

Das setzt sich natürlich in den Welt
verbänden der Gewerkschaften fort, wie 
mit Clean Clothes und der Internationa
len Textil und Lederarbeitervereini
gung.

Unterscheidet der ÖGB zwischen NGO 
und NPO?

Eigentlich nicht wirklich, weil beides 
 Organisationen oder Institutionen sind 
mit denen wir, je nachdem welchen 
Zweck sie verfolgen, immer sehr gute 
Kontakte gehabt haben und es auch am 
vorigen ÖGBKongress den Beschluss 
gegeben hat, verstärkt mit NGOs, aber 
auch mit NPOs zusammenzuarbeiten.

Wie sieht der Beschluss für verstärkte 
Zusammenarbeit aus?

Es hat immer schon eine Zusammenar
beit gegeben, punktuell in den einzelnen 
Branchenbereichen der Gewerkschaften, 
aber auch im ÖGB. Wie schon erwähnt 
hat es bei GATT eine sehr enge Koope
ration mit Attac gegeben. Genau solche 
Zusammenarbeit und Kooperationen soll 
es künftig verstärkt geben, im gegensei
tigen Einvernehmen. 

Was macht man konkret?

Man organisiert gemeinsame Veranstal
tungen zu bestimmten Themenbe
reichen, man stellt gemeinsames Infor
mationsmaterial her, man entwickelt 
ganz konkrete, gemeinsame Projekte. 
Clean Clothes ist so ein Beispiel, weil ich 
da selber sehr stark involviert war. Wir 
haben wirklich weltweite Veranstaltungen 
gemeinsam gemacht, indem wir zum Bei
spiel Näherinnen in ihren Ländern un
terstützt und sie zu Schulungen herein
geholt hat.

Der ÖGB ist eine historisch gewachsene 
große Institution. Viele NGOs sind ja 
relativ jung. Wie verständigt man 
sich?

Das läuft auf zwei Schienen, auf zwei 
Ebenen ab. Das eine ist die offizielle Ebe
ne, wie Mitarbeit in verschiedenen Insti
tutionen. Das heißt am Beispiel Attac, 
dass im Falle von Veranstaltungen oder 
auch Sitzungen gegenseitige, offizielle 
Einladungen ausgesprochen werden. Die 
inoffizielle Ebene könnte man vielleicht 
als eine, so glaube ich, oft einmal recht 
freundschaftliche Ebene beschreiben. 
Die Zusammenarbeit zwischen den 
 Organisationen hat sich einfach schon 
derart eingependelt, dass vieles auf 
 informeller Ebene geht. Grundsätzlich 
ist der ÖGB mit Partnerschaften sehr  
gut gefahren und wird das auch fort
setzen.

Sie haben eine Reihe von NGOs auf-
gezählt. Gibt es einen bevorzugten 
 Partner mit dem man besonders gut 
kann?

Es gibt schon Partner und Partnerinnen 
mit denen man enger zusammenarbeitet, 
jene die natürlich die gleichen Interessen 
verfolgen wie wir als ÖGB.

Attac haben sie oft erwähnt. Ist das ein 
bevorzugter Partner? 

Es gibt halt verschiedene Organisationen 
in diesem Bereich. Ein Beispiel dafür  
war die Zusammenarbeit mit Attac am 

Gute Kr�fte sammeln sich
Monika Kemperle, Leitende Sekretärin des ÖGB,  

hat gute Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit NGOs/NPOs gemacht. 

W e B l i n K s

Mehr Infos unter:
www.oegb.at
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alternativen EcofinGipfel. Attac ist eine 
sehr kritische Organisation die vieles hin
terfragt, gerade auch in Wirtschafts
belangen oder am Umweltsektor. Gerade 
bei Attac setzt man sich oftmals sehr 
 kritisch mit verschiedenen Themenbe
reichen auseinander. Attac ist halt ein 
hinterfragender Partner, aber ein profes
sioneller Partner, wenn es darum geht, 
Interessen zu vertreten. 

Auch wir können an Qualität gewin
nen, wenn wir Strukturen von NPOs 
nutzen. Sie sollen natürlich unseren In
tentionen entsprechen, das heißt Arbeit
nehmerInnenrechte vertreten. Wir wol
len dabei Impulse setzen, aber auch gern 
Impulse bekommen. Der ÖGB schaut 
sich das schon sehr kritisch an, welche 
Kooperationen er eingeht.

Haben Kooperationen mit NGOs/
NPOs Einfluss auf den eigenen Blick-
winkel? 

Manchmal, denn Diskussionen sind auch 
dazu da, einmal wegzukommen von den 
eigenen Sichtweisen. Wie gesagt Clean 
Clothes oder auch Fair Trade, das sind 
Organisationen, die im branchenspezi
fischen Bereich wichtig sind, damit man 
Außensicht kriegt.

Wie kommt es zu einer Zusammen-
arbeit mit NGOs/NPOs? 

In der Regel kommen die NGOs/NPOs 
auf den ÖGB oder die einzelnen Gewerk
schaften zu, weil sie Kooperationen su
chen, und wenn sie glauben, dass eine 
Gewerkschaft genau den Inhalt hat, den 
sie für ihren Aktionsradius benötigen, 

dann treten sie meistens an diese heran 
und schlagen ein gemeinsames Projekt, 
eine gemeinsame Veranstaltung vor.

Manchmal hat man den Eindruck, es 
wird oft nur Geld eingesammelt und 
irgendwelche Projekte finanziert. 
 Helfen NGOs/NPOs sich gesellschaft-
licher Sorgen und Pflichten zu entledi-
gen? Wie sehen Sie generell den gesell-
schaftlichen Stellenwert von NGOs/
NPOs?

Ich glaube, dass es manche NGOs/NPOs 
gibt, die eine sehr große und hohe Be
deutung in der Gesellschaft haben, die 
sich etabliert und für sich definiert haben, 
in welchen Bereich sie tätig sein wollen, 
und es dort sehr gut machen. Ohne die 
Aktivitäten mancher Organisationen, 
würden größere gesellschaftliche Pro
bleme nicht sichtbar.

Ich bin aber recht kritisch, wenn nicht 
eindeutig und klar definiert ist, welchen 
Zweck sie verfolgen. Ich bin dagegen, nur 
Geld zu sammeln und zu verteilen. Or
ganisationen haben auch die Verpflich
tung zu schauen, dass gesammeltes Geld 
sinnvoll eingesetzt wird. Ich meine damit, 
dass Hilfsprojekte so angelegt sein sollen, 
dass sich die Menschen, die diese Mittel 
kriegen, sich später selbst ernähren kön
nen oder eine Ausbildung kriegen. Pro
jekte, die wirklich helfen, damit Men
schen nicht dann ewig auf Almosen an
gewiesen sind, sondern sich letztendlich 
selbst erhalten können.

Überschneiden sich nicht oft die Inte-
ressen? Inwieweit sind NGOs/NPOs 
 eine Konkurrenz für den ÖGB?

Wir haben eine relativ breite Palette ab
zudecken, sowohl der ÖGB als auch die 
Gewerkschaften, und haben sehr vieles 
zu tun. NGOs decken zum Teil nur punk
tuelle Situationen ab. Ich glaube nicht, 
dass sie große Konkurrenz sind, eher, dass 
die Zusammenarbeit mit NGOs oft eine 
sinnvolle Ergänzung ist. Die guten Kräf
te sammeln sich. Organisationen, die auf 
uns zukommen, wissen um die Bedeu
tung des ÖGB und der Gewerkschaften 
insgesamt, auch weltweit, und sie akzep
tieren das. Im Gegenteil, sie versuchen 
viele der gewerkschaftlichen Grundwerte 
zu leben und mit zu übernehmen.

Das heißt, der ÖGB nützt  bewusst 
 Ressourcen der verschiedenen Organi-
sationen.

Ja, der ÖGB nutzt diese Ressourcen so 
weit, wie gesagt, sich die sogenannten 
Kernarbeitsnormen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) in ihren Richt
linien finden und für sie einen hohen 
Stellenwert haben. Wir werden das auch 
fortsetzen, es macht Sinn mit NGOs zu
sammenzuarbeiten. In einzelnen Bran
chenbereichen passiert das verstärkt.

Vielen Dank für das Gespräch.

K o n t a K t

Schreiben Sie Ihre Meinung an
monika.kemperle@oegb.at

oder die Redaktion
aw@oegb.at
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Monika Kemperle bei der Veranstaltung 
»Fair und konkret«: »Die guten Kräfte 
sammeln sich. Organisationen,  
die auf uns zukommen, wissen um  
die Bedeutung des ÖGB und der 
 Gewerkschaften insgesamt, auch 
 weltweit, und sie akzeptieren das.«
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D
ie Globalisierung hat ein altes Phä
nomen verstärkt und sichtbar ge
macht: Wir leben gut auf Kosten 
unzähliger Ausgebeuteter in den 

Ländern der Dritten Welt. Und wir kaufen 
billig. Last but not least: Die Konzerne 
schreiben prächtige Gewinne, weil die 
Lohnkosten und die Arbeitsbedingungen, 
die den Menschen in der sogenannten 
Dritten Welt zugestanden werden, mise
rabel sind.

Sie sind unfair und sie prolongieren 
was die Kolonisation begonnen hat. Ein 
NordSüdGefälle, das für durchschnitt
lich informierte KonsumentInnen schier 
unvorstellbar ist.

Ausbeutung, Angst und Gewalt

Neben den Menschen, die als Tagelöhne
rInnen in der Agrarindustrie ihr Auskom
men finden müssen, sind es auch die Ar
beiterInnen in der Textil und Sportarti
kelindustrie, deren Arbeitsbedingungen 
von Ausbeutung, Bedrohung, Angst und 
Gewalt geprägt sind. Die Menschen in 
China, Bangladesch, Bulgarien, der 
Türkei und vielen anderen Billiglohnlän
dern arbeiten für extrem niedrige Löhne 
und leisten unbezahlte Zwangsüberstun
den. Viele der Mitarbeiterinnen werden 
von ihren kleinen Kindern getrennt und 
werden Opfer sexueller Gewalt. Das 
Recht auf gewerkschaftliche Organisati
on wird den ArbeitnehmerInnen versagt, 

wo sie versuchen sich zu organisieren, 
drohen Bestrafung und Tod. Im Vorfeld 
der Olympischen Spiele in Peking im ver
gangenen Jahr haben sich Organisationen 
zu der Bewegung »Play fair« zusammen
geschlossen und versuchten, den Focus der 
Vorberichterstattung auf die zum Teil er

bärmlichen Zustände der ArbeiterInnen 
in der Textil und Sportartikelindustrie in 
China zu lenken. Zahlreiche weltweite 
Kampagnen haben dazu beigetragen, dass 
viele Unternehmen der Bekleidungsindu
strie freiwillige Selbstverpflichtungen zur 
Einhaltung grundlegender Arbeitsrechte 

Autorin: Dagmar B.Gordon

 
Freie Journalistin

Gutes Gewissen for sale?
Mehr als eine Willensbekundung ist der Kauf von Fair-Trade-Produkten:  

Hier ändert Konsum die Lebensbedingungen Tausender.

W e B l i n K s

Clean Clothes Campaign: Unter diesem Namen haben sich Verbraucherorganisationen, 
Gewerkschaften, ForscherInnen, Menschenrechtsgruppen, Weltläden und  

viele andere  Organisationen (u. a. Südwind) zusammengeschlossen, um die Arbeits-
bedingungen in der weltweit tätigen Bekleidungsindustrie zu verbessern.

www.cleanclothes.at

Oxfam international ist ein Bund von zwölf Hilfsorganisationen, der von der Idee  
des  global Citizenship ausgeht und das Bewusstsein für »Gerechtigkeit« im weltweiten 

 Handel stärken will.
www.oxfam.de

Global Unions: Zu der internationalen Gewerkschaftsbewegung zählen der internationale 
Bund freier Gewerkschaften, die zehn Gewerkschaftsbünde und das gewerkschaftliche 

Beratungskomitee der OECD.
www.global-unions.org

Fair Trade: Kontrollierter Handel, bei dem die Preise für die gehandelten Produkte 
 üblicherweise über dem Weltmarktpreis angesetzt werden. Damit wird ProduzentInnen 

ein höheres und verlässlicheres Einkommen ermöglicht. In der Produktion werden   
Umwelt- und Sozialstandards eingehalten. Die Fairhandelsbewegung konzentriert  

sich hauptsächlich auf Waren, die aus Entwicklungsländern in Industrieländer exportiert 
werden. 

www.fairtrade.at

Wie fair ist ihre Kleidung? 
www.Fashioncheck.net

Unter dem Menüpunkt »Check your brand« findet sich eine Datenbank über zahlreiche 
Textilfirmen und ihre Haltung zu Arbeitsrechten und Monitoring-Systemen.

»Play fair« 
www.fairolympics.org
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eingeführt haben. Dennoch gibt es für die 
Beschäftigten dieser Branche in den Nied
riglohnländern bisher kaum spürbare Ver
besserungen, denn die Unternehmenspra
xis steht oftmals im Widerspruch zu den 
Verhaltenskodizes. Die Firmen setzen ihre 
aggressive Einkaufspraxis fort, um mittels 
geringer Stückkosten die Profite hoch und 
KäuferInnen an der Stange zu halten.

Clean Clothes und Fair Play machen 
und machten daher die Umstände unter 
denen gängige Mode produziert wird pu
blik und appellieren an beide Seiten: An 
KonsumentInnen, um Druck aufzubauen 
und mittels Abstimmung per Kauf ihre 
Meinung kundzutun. Und an die Unter
nehmen selbst, indem sie Öffentlichkeit 
herstellen und gleichzeitig klar formulie
ren, welche Verhaltensänderung gefordert 
wird. Während in den vergangenen Jahren 
die großen Marktführer wie Nike oder adi
das oft im Zentrum der Kritik standen, 
wurde für die Kampagne anlässlich der 
Olympischen Spiele der Focus auf Firmen 
wie ASICS, Fila, Kappa, Lotto, Puma und 
andere gelegt. 

Wie funktionierts?

Michaela Königshofer, von Clean Clothes 
Österreich: »Die Clean Clothes Campaign 
ist keine NonprofitOrganisation im ei
gentlichen Sinn, sie ist eine Plattform, wo 
sich eine Reihe von Organisationen zusam
mengeschlossen haben, um die Arbeitsbe
dingungen der TextilarbeiterInnen zu ver
bessern. Ausgangspunkt waren philippi
nische Gewerkschafterinnen, die in den 
1990erJahren auf eklatante Arbeitsrechts
verstöße aufmerksam machen wollten.« 
Was die AktivistInnen von Clean Clothes 
im Zusammenhang mit den Kampagnen 
im Zuge von Olympia vor allem anpran
gerten, war die Tatsache, dass in China 
nicht einmal die eigenen, niedrigen Arbeits
rechtsvorschriften eingehalten werden. Kö
nigshofer: »Neun von zehn Firmen halten 
sich nicht an chinesisches Recht, es gibt im 
Verstoßfall kaum wirksame Sanktionen und 
eine unabhängige Gewerkschaftsbewegung 
ist in China noch in weiter Ferne.«

Die KonsumentInnen denken aufgrund 
der vielfältigen Informationskampagnen 
ebenfalls langsam um: »Viele sagen, mir wär 
es schon lieber, wenn meine Kleidung un
ter menschenwürdigen Bedingungen gefer
tigt würde. Es kann für Firmen sogar ein 

wirtschaftliches Plus sein, wenn sie glaub
würdig kommunizieren können, dass sie 
sich um faire Arbeitsbedingungen bei ihren 
Produzenten kümmern«, so Königshofer. 
Doch sie gesteht auch ein: »Es ist viel Auf
wand, sich um die gesamte Zulieferkette zu 
kümmern. Das muss eine strategische Ent
scheidung einer Unternehmensleitung sein, 
dass da etwas geschieht.«

Das prinzipielle Ziel der Clean Clothes 
Campaign ist die Stärkung der lokalen Ge
werkschaften. Die derzeitige Krise verlang
samt den positiven Prozess inzwischen 
wieder ein wenig: »Es weht ein schärferer 
Wind. Man geht wieder aggressiver gegen 
NPOs und GewerkschafterInnen vor.« 

Kaffee ist nach Erdöl der weltweit wich
tigste Exportrohstoff. Insgesamt leben in 
den Entwicklungsländern rund 25 Millio
nen Menschen von der Kaffeeernte. Die 
Kleinproduzenten erhalten aber nur einen 
Bruchteil des Ladenpreises. Ähnlich ist es 
bei Kakao (hier werden 90 Prozent der 
Welternte in westlichen Industriestaaten 
verbraucht) und Bananen. Aber auch bei 
Blumen, Orangen, Rohrzucker, Reis, 
Baumwolle, Tee und anderen exotischen 
Anbauprodukten bietet sich dasselbe Bild: 
Kleinbauern und LandarbeiterInnen erhal
ten für die Produkte Preise, die die Geste
hungskosten oft nicht abdecken, geschwei
ge denn ein menschenwürdiges Leben für 
sie und ihre Familien garantieren. 

FairTradeProdukte bieten da eine 
Chance für die ProduzentInnen abseits der 
oft unter Druck geratenden Weltmarkt
preise, einen gerechten Preis für ihre – oft 
auch biologisch produzierten – Produkte 
zu bekommen. Das bekannte blaugrüne 
FairTradeLabel macht Produkte aus 
fairem Handel für KonsumentInnen als 

solche erkennbar. Neben einem fairen 
Preis, verpflichten sich Produzenten in der 
FairTradeWertschöpfungskette zur Ein
haltung der Konvention der ILO bezüglich 
Gewerkschaftsfreiheit, Verbot von Kinder
arbeit und oftmals auch der Einhaltung 
ökologischer Standards. 

Fair Trade fast überall

Der Kauf von FairTradeProdukten er
reicht seine Ziele, so haben Studien erge
ben: »Der faire Handel hat innerhalb einer 
kurzen Zeit das Wohlbefinden der kleineren 
Kaffeebauern und ihrer Familien verbes
sert«, schreibt etwa eine Forschungsgruppe 
der Colorado State University nach Durch
sicht von sieben Fallstudien im Jahr 2003. 

Mittlerweile muss niemand mehr in 
Weltläden pilgern, um FairTradePro
dukte zu kaufen. Die großen österrei
chischen Handelsketten führen durchwegs 
eine ansehnliche Palette von FairTrade
Produkten (Bananen, Kaffee und Schoko
lade sind die Renner neben Kakao, Blumen 
und anderen Produkten). Ein Nachholbe
darf liegt noch im öffentlichen Beschaf
fungswesen, das mit seinen großen Mengen 
der FairTradeBewegung und damit der 
weltweiten Armutsbekämpfung einen ent
scheidenden Impuls geben könnte. 

K o n t a K t

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an die Autorin

d. gordon@ideenmanufactur.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at
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Es kann für Firmen sogar ein 
 wirtschaftliches Plus sein,  
wenn sie glaubwürdig kommunizieren 
können, dass sie sich um faire 
 Arbeitsbedingungen bei ihren 
 ProduzentInnen kümmern.
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Kein Klumpfu§ mehr
Der Arzt und Entwicklungshelfer Martin Salzer zweifelt an der Nachhaltigkeit 

vieler NGO-Projekte in der Dritten Welt.

S chon 2005 hat der Orthopäde Mar
tin Salzer, Begründer des Vereins 
»Austrian Doctors for Disabled« 

und mehrfach ausgezeichneter Entwick
lungshelfer, sein Operationsgebiet an den 
Rand der Sahelzone verlegt: In Bamako, 
der Hauptstadt von Mali, hat er eine Ein
richtung zur Klumpfußbehandlung auf
gebaut, um afrikanische Babys mit defor
miertem Fuß vor dem Ausschluss aus der 
Gesellschaft zu retten. Jährlich kommen 
allein in Mali 700 Kinder mit einem 
Klumpfuß zur Welt: »Bei den ganz Klei
nen ist es ein MiniEingriff mit Gips und 
einer harmlosen Operation. Erwachsene 
können mit dieser Behinderung keine 
Schuhe tragen und nicht arbeiten«, sagt 
Salzer. 250 Kinder konnte er bisher hei
len. Ein Tropfen auf den heißen Stein an
gesichts der Armut und der Krankheiten 
in diesem Land – aber immerhin arbeiten 
dort inzwischen fünf speziell für diese 
 Behandlung ausgebildete schwarzafrika
nische Ärzte. Das Projekt läuft – allerdings 
nur so lange Salzer mitarbeitet und es 
 finanziert.

Mangelnde Nachhaltigkeit

»Das ist die Crux vieler NGOProjekte. 
Sie scheitern an der mangelnden Nach
haltigkeit«, bedauert der erfahrene Ent
wicklungshelfer: »Da bauen große Hilfs
organisationen irgendwo in Afrika von 
Spenden eine Schule oder einen Brunnen 

und reisen dann wieder ab. Die Schule 
hat aber nur Sinn, wenn sie auch weiter
hin betrieben werden kann, das heißt: die 
Regierung des jeweiligen Landes müsste 
die Erhaltungskosten übernehmen. Das 
gilt für alle Aktionen – auch für Spitäler.« 
Die Entwicklungshilfe, die viel Geld in 
Demokratisierung steckt, sei nicht ziel
führend, nur eines habe Sinn: Vorab mit 
den Regierungen alle Schritte abzuspre
chen, Druck auszuüben und die Entwick
lungsländer aufzufordern, die »Pariser Er
klärung« einzuhalten. 

Dabei handelt es sich um einen Be
schluss vom März 2005, konkrete Vorga
ben für eine wirksamere Hilfe anzuerken
nen und sich daran zu halten. 100 Ver
treterInnen von Regierungen, bilateralen, 
multilateralen und internationalen Insti
tutionen haben folgende fünf Prinzipien 
unterzeichnet: 

1. Eigenverantwortung der Partner
länder: Die Entwicklungsländer koordi
nieren die gemeinsamen entwicklungspo
litischen Strategien und Maßnahmen. 

2. Geberländer orientieren sich an den 
Systemen der Partnerländer. NPOs zum 
Beispiel müssen Projekte vorher mit den 
Regierungen absprechen. 

3. Die Geberländer harmonisieren ih
re Hilfe, sie vereinfachen die Verfahren 
und tauschen Informationen aus. 

4. Ergebnisorientiertes Management, 
damit die Projekte ihre Zielsetzung errei
chen sollen. 

Der 5. Punkt schließlich bezieht sich 
auf gegenseitige Rechenschaftspflicht. In 
der Praxis, so Salzer, sprechen sich die 
NGOs trotzdem selten mit den Partner
ländern ab. Aber auch, wenn sich Ent
wicklungshelferInnen an die Vorgaben 

halten, habe sich eines gezeigt: »Die Ent
wicklungsländer sind noch nicht so weit, 
Eigenverantwortung zu übernehmen. Das 
ist eine Domäne der Ersten Welt, sie lässt 
sich nicht von heute auf morgen auf die 
Dritte übertragen.« Sein Projekt, mit dem 
er sich an die Regeln der Pariser Erklärung 
hielt, muss Salzer nun wahrscheinlich be
enden: »Das tut weh, da hängen viele 
Emotionen dran – ich bin so vielen lie
bevollen Müttern und so süßen Kindern 
begegnet. Aber, ob wir 200 oder 500 Kin
der gegen Klumpfuß behandeln und Leu
te ausgebildet haben – ohne Nachhaltig
keit hat das keinen Sinn, denn unsere 
Vorgabe ist: Kein Klumpfuß mehr in   
Mali. Dazu brauchen wir die Hilfe der 
Regierung.«

Autorin: Dr. Sibylle Fritsch
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D ie ÖsterreicherInnen sind durchaus 
spendenbereit, 2006 waren es etwa 
410 Mio. Euro, die an NPOs, also 

sich aus Spenden finanzierende Organi
sationen, flossen. Hier dürfte es allerdings 
zu einer Untererfassung kommen, da 
nicht alle diese Organisationen ihr Spen
denaufkommen nennen. Immerhin sind 
es 81 Prozent der Bevölkerung, die zu
mindest einmal im Jahr eine Geldspende 
leisten.1 Im Schnitt wird übrigens rund 
viermal im Jahr Geld gespendet.

Verschiedene Arten von Spenden

Zu diesen Geldspenden kommen natür
lich andere Arten von Spenden, wie Sach
spenden, Blutspenden und insgesamt am 
wichtigsten: Zeitspenden, also persön
liche Zeit, die kostenlos in Form von Frei
willigenarbeit geleistet wird, etwa beim 
Roten Kreuz oder der Freiwilligen Feuer
wehr und anderen Organisationen, die 
ganz wesentlich auf ehrenamtliche Tätig
keit angewiesen sind. Den Spendenden 
ist es naturgemäß wichtig, dass ihre Spen
den dem Spendezweck dienen. Hier hat 
es immer wieder Skepsis und Misstrauen 
gegeben. Zu einem Bruch des Vertrauens 
der Spender kam es in Österreich Ende 

der 90erJahre durch den »WorldVision
Skandal«, als nämlich bekannt wurde, 
dass dort massiv Spendengelder in Privat
kassen abgezweigt wurden. 

Unter anderem führte dieser Skandal 
in der Folge zur Entwicklung des öster
reichischen Spendengütesiegels, das – ge
tragen von Dachverbänden der österrei
chischen NonprofitOrganisationen 
(NPOs) – von der Kammer der Wirt
schaftstreuhänder vergeben wird. Voraus
setzung für den Erhalt dieses Gütezeichens 
ist ein entsprechender Vertrag, der auch 
mit regelmäßigen Überprüfungen des Gü
tezeichenempfängers durch Wirtschafts
prüferInnen verbunden ist. Rund 180 
NPOs dürfen heute in Österreich dieses 
Gütezeichen führen. Trägt eine NPO 
dieses Gütezeichen, dann ist für die Ge
berInnen zumindest eine gewisse Sicher
heit vorhanden, dass ihre Geldspenden 
auch das Spendenziel erreichen. Nicht 
immer allerdings, so wurde etwa 2008  
der UNICEFDeutschland das dortige 
Gütezeichen wieder aberkannt, da es hier 
dubiose Geldflüsse und verschwende
rische Ausgaben für Büros gegeben hatte. 
Deutschland hat ein ähnliches Güte
zeichen wie Österreich.

Kommerzielles »Fundraising«

Eines der noch ungelösten Probleme im 
Zusammenhang mit NPOs ist das »Fund
raising« durch Dritte. Viele NPOs haben 
nämlich ihr Spendensammelwesen aus
gelagert. Um Spenden gebeten oder um 
Mitgliedsbeiträge gekeilt wird dann von 
kommerziellen Unternehmen oder Call
centern, die anderntags vielleicht auch 
Telefonverträge usw. an die Frau oder den 

Mann bringen. Hier werden etwa Studie
dende mit nicht gerade freundlichen Ar
beitsbedingungen zum Keilen auf Plätzen 
oder vor Bahnhöfen eingesetzt, was für 
manche Angesprochene ziemlich nervig 
sein kann. Viele Menschen meinen je
doch, da wären rührige haupt oder eh
renamtliche Mitglieder einer Tierschutz 
oder Umweltorganisation unterwegs und 
unterschreiben eine Mitgliedschaftsver
einbarung. Ein guter Teil des so gewon
nenen Jahresbeitrags kommt dabei gar 
nicht bei den NPOs an, sondern landet 
bei der Agentur. 

Gute Lösung gefragt

Dieses Fundraising ist – auch beim 
 österreichischen Spendengütesiegel – 
noch nicht zufriedenstellend gelöst. Eine 
saubere Lösung wäre es, nur haupt oder 
ehrenamtliche MitarbeiterInnen der 
NPOs selbst zum Spendensammeln ein
zusetzen.

Autor: Univ.-Prof. Ing. Dr.  
Karl Kollmann

 
Stv. Leiter der Abteilung Konsumentenpolitik 

der AK Wien

Spenden mit Wirkung?
Wer spendet möchte auch wissen, wofür er gibt – das Spendengütesiegel sorgt  

für Sicherheit, dass der gute Zweck gewahrt wird.
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A
Als Betriebsrätin hat man es nicht 
immer leicht, für die KollegInnen 
war ich oft nur der Dodel, weil 
ich mir die zusätzliche Arbeit frei

willig angetan hab, und für meinen Chef 
das Feindbild«, erzählt Monika B. heute, 
zwei Jahre nach ihrer Pensionierung. 
Trotzdem, es hat ihr Spaß gemacht, es 
gab auch Erfolgserlebnisse und heute ist 
sie an einer anderen Stelle ehrenamtlich 
im Einsatz.

Eine Million Ehrenamtliche

Rund eine Million ÖsterreicherInnen ab 
15 Jahren leisten Freiwilligenarbeit (ohne 
Nachbarschaftshilfe), so eine im Dezem
ber 2008 veröffentlichte Erhebung der 
Statistik Austria, die 2006 zusätzlich zum 
Mikrozensus durchgeführt wurde. Jähr
lich werden so bei Rettungsdiensten, Ver
einen, Politik und Interessenvertretungen 
viele Millionen Arbeitsstunden geleistet, 
allein beim Roten Kreuz Österreich 
(RKÖ) zehn Millionen Stunden jähr
lich. 

Mit 13,7 Prozent finden sich Hilfs 
und Rettungsdienste übrigens – hinter 
Kunst/Kultur, Sport und Kirche – an 
vierter Stelle der FreiwilligenBeliebt
heitsskala. Relativ weit abgeschlagen ran
gieren mit acht Prozent politische Arbeit 
und Interessenvertretungen, wobei relativ 
viele Menschen auch in zwei oder mehr 
Bereichen tätig sind. Österreichweit gibt 

es 65.000 aktive und passive Betriebs
rätInnen, der Frauenanteil ist hier mit  
30 Prozent unter den aktiven noch ge
ringer als bei anderen Ehrenämtern 
(durchschnittlich 40 Prozent). Lediglich 
in kirchlichen Organisationen gibt es 
deutlich mehr weibliche Freiwillige als 
männliche.

Hohe Erwartungen

Nachwuchssorgen gibt es überall, bei Be
triebsräten genauso wie z. B. bei den Ret
tungsdiensten. Gertrude, 52, arbeitet seit 
mehr als 20 Jahren gemeinsam mit ihrem 
Mann beim ArbeiterSamariterBund 
(ASBÖ): »Auf dem Land ist es noch eher 
üblich, dass der Sohn zur Freiwilligen 
Feuerwehr geht, weil der Vater auch dort 
ist, aber allgemein wird das Bedürfnis, 
für andere da zu sein, doch kleiner. Meines 
Wissens ist es überall schwierig, junge 
Leute für ehrenamtliche Tätigkeiten zu 
gewinnen.«

Allerdings sind auch die Anforde
rungen gestiegen. Der Kampf um Spen
dengelder und Sponsoren wird immer 
härter, die Arbeit immer professioneller. 
So dauerte die Grundausbildung beim 
ASBÖ früher 64 Stunden, heute sind es 
300. ISOZertifikate sind auch bei NPOs 
keine Seltenheit mehr.

»Warum tust du dir das eigentlich an?« 
Das ist wohl die Frage, die ehrenamtlich 
Tätige am häufigsten zu hören bekom
men. »Weil es mir Spaß macht«, haben 
laut Statistik Austria 69 Prozent der Be
fragten geantwortet. Übersetzt könnte 
man auch sagen: Weil meine Erwar
tungen erfüllt und meine Bedürfnisse 
nach selbstbestimmtem Arbeiten, Er

folgserlebnissen, Anerkennung etc. erfüllt 
werden. Wo das Tauschgut Geld knapp 
ist, gewinnt direkte Bedürfniserfüllung 
an Bedeutung.

Wohlfühlfaktoren

Es gilt also herauszufinden, welche Mit
arbeiterInnen was brauchen: das Gefühl 
etwas zu bewegen, anderen zu helfen, den 
Kontakt zu den KollegInnen und ge
meinsam was trinken zu gehen, Anerken
nung etc. Es ist nicht immer so einfach, 
dass alle, die zum Rettungsdienst gehen, 
helfen möchten, und wer in die Politik 
geht, etwas bewegen will. Wer über frei
willige HelferInnen und deren individu
elle Bedürfnisse nicht nachdenkt, der 
wird früher oder später über mangelndes 
Interesse bzw. vermehrte Abgänge nach
denken müssen.

An sich ist die Bereitschaft zu freiwil
ligen Tätigkeiten sehr wohl vorhanden, 
so haben sich für das 2007 vom Roten 
Kreuz und Ö3 ins Leben gerufene »Team 
Österreich« innerhalb von nur einem Mo
nat 20.000 Personen gemeldet. Die Vor
teile dieser Kampagne: große Breitenwir
kung und Aktualität durch die Hochwas
serschäden, das RKÖ als bekannte und 
professionelle Organisation mit gutem 
Ruf, zeitlich begrenzter Einsatz den Wün
schen der Freiwilligen entsprechend. Eher 
unbeliebt sind heute regelmäßige Tätig

Unbezahlt unbezahlbar
Freiwilligenarbeit ist in vielen Bereichen unentbehrlich. Wer engagiert sich  

in Zeiten wie diesen schon ehrenamtlich?

Autorin: Astrid Fadler
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keiten mit jahrelangen Amtsperioden. 
Hier ist gezieltes Management gefragt: 

■ Zukünftige MitarbeiterInnen sollten 
wissen, was sie erwartet. Dafür sind klare 
Arbeitsvereinbarungen, Zielvorgaben 
und Stellenbeschreibungen durchaus 
sinnvoll.

■  Gespräche über Wünsche, Vorstel
lungen und Bedürfnisse, beispielsweise 
ob Freiwillige hauptsächlich ihre beruf
lichen Fähigkeiten oder im Rahmen des 
ehrenamtlichen Einsatzes lieber andere, 
sonst ungenutzte Talente einsetzen möch
ten, sollten regelmäßig fix eingeplant wer
den. Schließlich kann sich hier auch im 
Laufe der Zeit etwas verändern.

■ Mindestanforderungen wie Informa
tionsfluss, Weiterbildung, Rückerstat
tung entstandener Kosten etc. sollten ge
nauso wie bei bezahlten Jobs selbstver
ständlich sein.

■ Besonders wichtig ist auch darauf zu 
achten, dass sich Freiwillige gegenüber 
bezahlten KollegInnen nicht benachtei
ligt fühlen.

Orden und Ehrungen

Jedes NonprofitUnternehmen, jede Or
ganisation sollte ihre eigenen Methoden 
finden, freiwilligen MitarbeiterInnen 
Wertschätzung, Anerkennung und ein 
Gefühl der Zusammengehörigkeit zu 
vermitteln. Nicht immer besteht wie bei 
Rettungsorganisationen oder Pfadfin
dern die Möglichkeit von Beförderungen, 
Orden oder Auszeichnungen, die man 

sich an die Uniform heften kann. Es mag 
vielen vielleicht lächerlich und altmo
disch erscheinen, aber es lohnt sich 
durchaus, zeitgemäße Äquivalente dafür 
zu suchen. Um Ideen dafür zu entwi
ckeln, lohnt sich die Investition in Klau
suren u. ä. Bewährte Anreize zusätzlich 
zu guten Arbeitsbedingungen sind unter 
anderem Gutscheine, Vergünstigungen, 
Rabatte, Gratiskarten, aber eben auch 
gemeinsame soziale Aktivitäten – nicht 
nur in Form von Weihnachtsfeiern, auch 
erreichte Ziele, Wahlerfolge und ähn
liches sollten entsprechend gewürdigt 
werden.

Menschen treffen und Freunde ge
winnen, das ist für fast die Hälfte aller 
Ehrenamtlichen ein wichtiges Motiv für 
ihr Engagement. Nicht zuletzt deshalb 
machen sich Feiern auch bei kleinem 
Budget bezahlt. Letztendlich ist keines
wegs immer Geldmangel das Problem. 
So muss sich eine Partei, die ihre Wahl
party öffentlich zugänglich macht, dort 
oder an anderer Stelle für freiwillige Wahl
kampfhelferInnen aber nichts Besonderes 
als Zeichen der Dankbarkeit/Anerken
nung anbietet, über frustrierte Freiwillige 
nicht wundern.

Was an Ehrenämtern besonders at
traktiv ist, nämlich das hohe Maß an Ge
staltungsmöglichkeiten für den Einzel
nen, birgt unter anderem die Gefahr, dass 
man sich zu viel aufbürdet. Richard 
Ondraschek, Sekretär im ÖGBReferat 
für Organisation und Koordination: »Die 
meisten kandidieren als BetriebsrätIn, 
weil sie von einem scheidenden Betriebs
rat gebeten werden, häufig sind diese Kol
legInnen schon an anderer Stelle politisch 
tätig.« Wo die Ressourcen knapp sind, 

sind gute und zuverlässige Freiwillige na
türlich gefragt, und schließlich können 
Menschen auch mit ihrer Aufgabe wach
sen. Doch überall dort, wo man froh sein 
muss, dass sich überhaupt jemand für ein 
Amt zur Verfügung stellt, besteht unter 
anderem die Gefahr der Fehlbesetzung – 
was für alle Beteiligten unangenehm wer
den kann. 

Lust, sich zu beteiligen

Monika B.: »Weil es so wenig Leute gibt, 
die überhaupt als Betriebsrat kandidieren 
wollen, ist es für Unternehmer manchmal 
relativ einfach, einen Betriebsrat aufzu
stellen, der ihnen passt.« Langfristig si
cher nicht sinnvoll ist es, Leute zu über
reden oder gar zu überrumpeln. Dinge 
wie »ich wollte eigentlich nur ein Bier 
bestellen – und plötzlich war ich Kandi
dat. Da konnte ich dann nicht mehr Nein 
sagen«, können manchmal gut gehen, 
aber auch mit Enttäuschung und Ärger 
enden. Und nicht die frustrierten, über
forderten Freiwilligen bringen eine Or
ganisation voran, sondern zufriedene 
MitarbeiterInnen – die machen dann 
vielleicht auch anderen Lust darauf, sich 
zu beteiligen.

Arbeit&Wirtschaft 2/2009 Schwerpunkt
25

K o n t a K t

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an die Autorin

afadler@aon.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Wer über freiwillige HelferInnen  
und deren individuelle Bedürfnisse  
nicht nachdenkt, der wird früher oder später 
über deren mangelndes Interesse bzw. 
 vermehrte Abgänge nachdenken müssen.
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G
erade in einem sozialpolitischen 
Projekt wäre es bedenklich gewe
sen, hätte sich kein Betriebsrat 
gefunden«, meint Katharina 

Hanzal, nunmehrige Betriebsrätin und 
Mitarbeiterin im Sozialbereich des Werk
stätten und Kulturhauses in Wien
Währing. Im November 2008 war der vor
herige Betriebsrat wegen des »Abgangs« 
der MitarbeiterInnen in dieser Funktion 
aufgelöst worden. Das Interesse einen neu
en zu wählen, war sowohl seitens der 
 Geschäftsführung des Vereines Wiener 
Werkstätten und Kulturhaus (WUK) als 
auch der Beschäftigten groß.

Geringe Wahlbeteiligung

Die Beteiligung an den Versammlungen 
und der Abstimmung jedoch blieb verhält
nismäßig gering. Von den 107 Wahlbe
rechtigten machten letztendlich nur 62 
von ihrem Stimmrecht Gebrauch. »Alle 
haben viel zu tun«, erklärt dies NeoBe
triebsrätin und Sozialarbeiterin Walpurga 
Eder: »Sehr viele unserer MitarbeiterInnen 
sind nur in Teilzeit angestellt. Besonders 
unter ihnen steigt der Arbeitsdruck en
orm.« 

Betriebsrat Rafael Schieder, seit einem 
Jahr in der EDVAbteilung des WUK, 
war »verwundert über das geringe Inte
resse unter traditionell links eingestellten 
Leuten. Aber wenn einmal der Hut 
brennt, ist es zu spät. Wenn keine Struk

turen vorhanden sind, kann nicht anlass
bezogen reagiert werden.«

Die Strukturen des 1979 gegründeten 
Vereines WUK sind auf den ersten Blick 
schwer zu durchschauen. Bekannt ist der 
rote Ziegelbau auf dem ehemaligen Fa
brikgelände in WienWähring durch den 
regen Kulturbetrieb mit vielen interdis
ziplinären Projekten und Veranstal
tungen. So richtete der französische So
ziologe Pierre Bourdieu 2000 in der bis 
auf den letzten Platz gefüllten Kunsthal
le Exnergasse im WUK seine Botschaft 
an die »fortschrittlichen Österreicher« 
nach der Wende 2000. Unter dem Titel 
»Let’s organize« wurde angesichts der Pre
karisierung der Arbeitsverhältnisse mit 
»Graswurzelbewegungen« und Vertrete
rInnen der GPAdjp diskutiert. 

Europaweit beispiellos ist der autono
me Teil, der sich im WUKForum organi
siert. 130 Gruppen arbeiten in Selbstver
waltung in sieben Bereichen, von Kunst, 
Tanz bis hin zu Kindergruppen, dem Se
niorInnenzentrum und anderen sozialen 
Initiativen. 

Der Verein mit seinen 107 Angestell
ten verwaltet die »drei Säulen« Kulturbe
trieb, Sozialprojekte und soziokulturelles 
Zentrum. Er stellt den im Haus tätigen 
Gruppen die Infrastruktur und Dienstleis
tungen zur Verfügung.

Partner

Etabliert hat sich das WUK auch als Part
ner für unterschiedliche Fördergeber, wie 
das Arbeitsmarktservice (AMS) Wien, das 
Bundessozialamt Landesstelle Wien und 
den Wiener ArbeitnehmerInnen Förde
rungsfonds (WAFF). Immer mehr Jugend

liche suchen Hilfe auf der Suche nach 
einem Ausbildungs oder Arbeitsplatz. 

Aus einer Beratungsstelle mit zwei Mit
arbeiterInnen sind heute sechs WUKBe
ratungsstellen mit rund 65 Beschäftigten 
geworden, die jährlich rund 2.000 benach
teiligte und behinderte Jugendliche beim 
Einstieg in die Berufswelt begleiten.

Keine Missstände?

»In einem Bereich, wo Demokratie und 
Basis gelebt wird ist das Gefühl, einen Be
triebsrat zu brauchen, sicher geringer als 
in der Wirtschaft, wo die Missstände of
fensichtlich sind«, meint die Betriebsrats
vorsitzende Susanne Gabrle. Gerade im 
sogenannten SocialProfitSektor, zu de
nen das WUK gehört, haben Betriebs
rätInnen aber wichtige Funk tionen. 

Laut dem Bericht zum Thema »Der 
Dritte Sektor in Wien – Zukunftsmarkt 
der Beschäftigung?« liegt die Hauptmoti
vation der MitarbeiterInnen in der gesell
schaftlich sinnvollen Arbeit. »Sie sind sich 
bewusst, worauf sie sich einlassen und be

Eulen nach Athen
Seit Jahresbeginn gibt es im Wiener Werkstätten- und Kulturhaus (WUK)  

einen neuen Betriebsrat. Wozu?

Autorin: Mag. Gabriele Müller
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Zukunftsmarkt der Beschäftigung?« 

– eine Bestandsaufnahme und Weiter-
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tensiven Wirtschaftsbereichs finden Sie 
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reit, zugunsten der Erhaltung der innerbe
trieblichen Solidarität – und der Initiative 
insgesamt – auf in anderen Wirtschaftsbe
reichen oft selbstverständliche Standards 
zu verzichten.« 

Zwar ist im WUK die Kommunikati
on mit den »Arbeitgebern«, also der Ge
schäftsführung und dem Vorstand des Ver
eins, partnerschaftlich. »Aber auch wir ar
beiten unter marktwirtschaftlichen Bedin
gungen«, vermerkt Betriebsrat Rafael 
Schieder. Das Arbeitsklima, die Arbeitszeit, 
die sogenannten SabbaticalRegelungen, 
Information und Entlohnung sind einige 
der Kernthemen, die der »fünfköpfige« 
Betriebsrat und seine zwei Ersatzleute in 
Angriff nehmen.

Entlohnung

Als Errungenschaft im Bereich der   
Sozial und Gesundheitsberufe gilt der 
2004 abgeschlossene BAGSKollektivver
trag. 

Der zwischen der Bundesvereinigung 
der Arbeitsgemeinschaft im Gesundheits 
und Sozialbereich und den zuständigen 
Gewerkschaften ausgehandelte Kollektiv
vertrag löste vormalige Betriebsvereinba
rungen in etlichen Vereinen ab. »Teilweise 
waren MitarbeiterInnen im Ausbildungs 
und Beratungsbereich früher besser be
zahlt, als sie es nun nach BAGS sind«, 
meint Susanne Gabrle, Mitarbeiterin der 
Koordinationsstelle AMS, BSB, FSW, 
 (Arbeitsmarktservice, Bundessozialamt, 
Fonds Soziales Wien).

Aufgrund des relativ hohen Lohnni
veaus in Wien hatte der Kollektivvertrag 
– anders als für die Beschäftigten in den 
Bundesländern – einen Verlust bedeutet. 

»Für ältere ArbeitnehmerInnen wird ein 
Wechsel in ein neues Betätigungsfeld 
schwerer, das nach den neuen Verträgen 
geringer entlohnt wird«, erklärt Betriebsrat 
Otto Winkler, der Arbeitsuchende Jugend
liche mit sonderpädagogischem Förderbe
darf auf den Arbeitsmarkt vorbereitet. 

»Man könnte das WUK eine ›gebun
dene Gesellschaft‹ nennen«, meinte die 
Philosophin Isolde Charim anlässlich des 
25jährigen Bestehens des WUK im 
 Oktober 2006. »Das heißt eine Grup
pierung, die lose wie eine Gesellschaft 
 dennoch verbunden ist durch eine 
 ›Gemeinsamkeit‹.« 

Das gemeinsame gesellschaftspoli
tische Engagement kann – so meinen die 
ExpertInnen – zum Nachteil der Beschäf
tigten werden. »Die knappen Mittel zur 
Erzielung der Leistung werden durch fle
xible Arbeitsabläufe und bereitwillige 
Übernahme von Zusatzaufgaben unter
stützt«, heißt es in dem zitierten Bericht 
des Forschungsprozesses der EqualPart
nerschaft der »Dritte Sektor in Wien«. 

Betriebsrat ist wichtig

Wenn die Trennung zwischen Arbeitsat
mosphäre und Lebensgefühl fließend 
wird, geraten arbeitsrechtliche Forde
rungen oftmals unter die Räder. »Diese 
Haltung produziert sich im Rechtsemp
finden. Arbeitsrechtliche Forderungen 
werden erst dann gestellt, wenn persön
liche Gefährdung durch Stress, Burnout 
und mangelnde existenzielle Sicherheit 
entsteht«, heißt es in dem Bericht. »Der 
Betriebsrat hat eine Position, die eine ein
zelne Person nicht hat«, ist Katharina 
Hanzal von der Wichtigkeit eines Be

triebsrates gerade im »engagierten« Sektor 
überzeugt. 

Mit Hilfe der guten internen Haus
technik im WUK sollen möglichst viele 
MitarbeiterInnen über ihre Rechte infor
miert und einbezogen werden.

Vernetzung

Die Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
ist eine der Prioritäten des neuen Betriebs
rates. Wo Geld fehlt, sollen andere und 
neue Möglichkeiten erarbeitet und disku
tiert werden, um die Arbeitszufriedenheit 
zu erhöhen, wünscht sich die Betriebsrats
vorsitzende Susanne Gabrle. Sie denkt da
bei auch an eine Vernetzung des WUK
Betriebsrates mit den Betriebsräten ande
rer Sozialeinrichtungen. 

Wichtige Fragen sind zu klären. »För
dergeber geben oft Richtlinien vor, die 
– zumindest – zu hinterfragen sind«, 
meint Rafael Schieder. So werden »im 
Namen der Transparenz« Daten gefor
dert, etwa von Jugendlichen mit Benach
teilungen, die äußerst sensibel sind. »Von 
unserer Grundeinstellung ist das auch ein 
gesellschaftspolitisches Problem. Man 
weiß schließlich nicht, wohin die poli
tische Situation geht.« 

K o n t a K t
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V. l. n. r.: Katharina Hanzal,  
Otto Winkler,  Susanne Gabrle,  
Walpurga Eder, Rafael Schieder



C
afe Rüdigerhof in Wien, ein kal
ter Nachmittag. Josef Hader be
stellt sich eine Diplomatenmi
schung. Er wirkt entspannt, ob

wohl er – wie so oft – schwer beschäftigt 
ist: mit seinem Kabarettprogramm »Ha
der muss weg«, mit dem er zwischen 
Hamburg, München und Wien und Ber
lin auftritt, und mit Interviews anlässlich 
des neuen Films »Der Knochenmann« 
nach dem Roman von Wolf Haas und in 
der Regie von Wolfgang Murnberger. 

Wie schon in früheren verfilmten 
HaasKrimis spielt der Kabarettist aus 
dem oberösterreichischen Waldhausen 
den schwermütigen Expolizisten Brenner, 
der in eine Mordgeschichte gerät. Dies
mal in einer ländlichen Gegend, wo alles 
irgendwie hoffnungslos ist, und ein an 
sich sympathischer Mensch, vom sym
pathischen Josef Bierbichler gespielt, 
Menschen mordet und die Leichen ver
wurstet. 

Konstruktiv statt moralisch

Ein Film, bei dem die Liebe eine große 
Rolle spielt und die Grauslichkeiten im 
Detail stecken – Brenner findet im Abfall 
einen abgetrennten Finger. Hader, der 
das Drehbuch mitgeschrieben hat, mag 
diesen Mix aus Normalität und Wahn
sinn, Romantik, Humor und Schrecken, 
weil das dem alltäglichen Leben ent
spricht. »Die Grauslichkeit ist kein Selbst

zweck. Durch diese Ansammlung schö
ner Dinge, romantischer und böser, 
grauslicher Elemente entsteht eine selt
same Suppe aus TragischKomischZärt
lichBrutalem – halt ein Bild vom Leben 
in komprimierter Form. Wo das Roman
tische ist, ist auch die Grauslichkeit nicht 
weit, wo das Zärtliche ist, lauert auch die 
Brutalität. Und so gesehen hat das Graus
liche eine Funktion«, sagt Hader, der zwar 
von vielen als Gutmensch gesehen wird, 
aber ihm geht es nicht um den schönen 
Schein, sondern ums konkrete Handeln: 
»Ich will nicht moralisch sein, sondern 
konstruktiv. Wenn es sich um eine Akti
on, um ein Projekt bzw. eine Sache han
delt, die mir vernünftig erscheint, ver
suche ich etwas dafür zu tun.«

Mit vollem Einsatz

Und wenn er sich engagiert, dann tut er 
das mit vollem Einsatz. So setzte sich der 
ehemalige Obmann von SOSMitmensch 
im vergangenen Jahr bei einer Art Road
show für eine faire Bleiberechtsregelung 
ein. Und auf Plakaten wirbt »Der Pate« 
Hader für die Kindernothilfe. Diese 
Kampagne hat zum Ziel, Patenschaften 
für benachteiligte Kinder verstärkt in das 
öffentliche Blickfeld zu rücken. Zum 
KampagnenStart 2005 las Hader für 
Kinder und Erwachsene aus Robinsons 
Reise nach Äthiopien. Zusätzlich spen
dete er die Einnahmen seines Kabarett
abends »Hader muss weg« für diese 
 Aktion. »Demokratie«, begründet Hader 
sein Engagement, »ist keine Selbstver
ständlichkeit. Sie bleibt nur lebendig und 
erhalten, wenn man bereit ist, dafür eine 
bestimmte Haltung einzunehmen, diese 

zu vertreten oder auch gegen etwas zu 
sein. Nicht als Politiker, nicht als Künst
ler, einfach als Bürger. Das ist der Grund, 
dass ich trotz mancher Vergeblichkeits
vermutungen bei Initiativen mittue: 
Denn wer eine Demokratie möchte, muss 
sich auch aktiv dafür einsetzen. Eine Ge
sellschaft, die daraus besteht, zur Wahl 
zu gehen – oder inzwischen schon nicht 
mehr zur Wahl zu gehen –, Steuern zu 
zahlen und Sozialleistungen entgegenzu
nehmen und der die Demokratie nichts 
mehr wert ist, wofür sich Einsatz lohnt, 
wird sie irgendwann verlieren. Jegliches 
gesellschaftliche Engagement von Bürge
rInnen ist wertvoll und zu begrüßen – 
sofern es sich nicht in den unmensch
lichen Bereich bewegt – auch wenn dieses 
Engagement uns nicht gefällt, weil wir 
eine andere politische Haltung haben.«

Sein Engagement mag damit zu tun 
haben, dass Hader, der sich selbst als links

Feigheit im Parlament 
Kabarettist und Schauspieler Josef Hader engagiert sich auch für Aktionen  

der Zivilgesellschaft: »Damit Demokratie lebendig bleibt.«

Autorin: Dr. Sibylle Fritsch
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Z u r  p e r s o n

Josef Hader
1962 in Waldhausen Oberösterreich ge-
boren, geht im Stiftsgymnasium Melk zur 
Schule. Erstes Kabarettprogramm 1982 
»Für Fort Geschrittene«, 1991 entsteht 
gemeinsam mit Alfred Dorfer der Film 
»Indien«. Haders erfolgreichste Kaba-
rettprogramme sind: »Privat« (1994 bis 
1999), »Hader spielt Hader« (2001 bis 
2004) und »Hader muss weg«. Außerdem 
ist er in verschiedenen Filmen zu sehen, 
u. a. als Brenner in »Silentium«, »Komm 
 süßer Tod« und »Der Knochenmann«, ab 
6. März im Kino.



katholisch sozialisiert bezeichnet, und als 
Kind Ministrant war, zu der Generation 
gehört, die Einfluss und Gestaltungs
möglichkeiten durch Gründung von Bür
gerinitiativen und zivilen Ungehorsam 
entdeckte. Dementsprechend kritisch be
äugt der Kabarettist die Folgen der Stu
dentenrevolte von ’68: »Das globale Be
wusstsein hat zugenommen, aber im Ver
gleich zu früher finden in der heutigen 
Jugend weniger Aktivitäten statt. Das 
heißt nicht, dass alles schlechter gewor
den ist. Die ganze Entwicklung der 68er
Bewegung war gesellschaftlich sehr wich
tig, aber man darf die Verlogenheit nicht 
unterschätzen, die dieser Bewegung in
newohnt. Es ist interessant, dass die Ge
neration der 68er einen erstaunlich ho
hen Anteil an Rohrkrepierern hat, wenn 
sie in ein Amt kommt, in dem sie was 
ändern könnte. Man muss sich nur in 
der österreichischen und deutschen Po
litik umsehen«. 

Politik in Krisenzeiten

Dabei ist die Rolle der Politik in Zeiten 
der Krise bedeutsamer denn je, findet 
Hader, der der Finanzkrise etwas Gutes 
abgewinnt. Seit der Kapitalismus nicht 
mehr durch andere Gesellschaftssysteme 
konkurriert und in Schach gehalten wer
de, habe er sich zu einem weltweit un
menschlichen System entwickelt. Durch 
die große Krise werde den Menschen wie
der bewusst, dass der Staat nicht bloß 
Verhinderer ist, sondern Sinn hat, und 
dass die viel geschmähten PolitikerInnen 
ihre Berechtigung haben. Obwohl Hader 
privat ein aktiver politischer Mensch ist, 
interessiert ihn die Tagespolitik für seinen 

Beruf wenig. Das sei nicht seine Sache, 
sagt er, überhaupt habe sich die Kaba
rettszene ziemlich verändert. Die Kaba
rettistInnen von heute bringen ihre eige
ne Befindlichkeit ein und spielen mit 
dem Publikum, indem sie ihm scheinbar 
ein Privatissimum geben. 

Zu Zeiten eines Gerhard Bronner ha
be Kabarett eine ganz andere Ventil
Funktion gehabt. »Politische Skandale 
wurden auf der Kabarettbühne ausgetra
gen. Lieder wie ›Der Papa wird’s scho 
richten‹ haben sich auf konkrete Ereig
nisse bezogen, in diesem Fall auf die Vet
ternwirtschaft. Oder der Herr Karl, den 
Qualtinger ans Tageslicht gezerrt hat – 
diese österreichische Haltung war in kei
ner Zeitung nachzulesen. Es gab zwar ein 
politisches Kabarett auf den Spuren der 
68erBewegung und der Friedensbewe
gung, aber es wurde im Prinzip vom in
vestigativen Journalismus abgelöst. Poli
tisches Kabarett findet heute noch statt, 
aber es ist ganz oberflächlich geworden. 
Da heißt es: alle Politiker sind dumm, 
korrupt, überbezahlt. Das ist für mich 
eine Art Nazikabarett – denn: was wollen 
diese Kabarettisten? Die Diktatur? Für 
gutes Kabarett bleibt immer noch für 
mich Lukas Resetarits als die Instanz. Ihm 
gelingt es, zuerst die Menschen herzu
holen und dann feinere Dinge anzu
sprechen.« 

Staatsbürger Hader

Auf die Frage, wie er die neue Regierung 
bewerte, reagiert »Staatsbürger Hader« 
mit einem Quäntchen Wohlwollen und 
der Beobachtung, dass in einigen Ressorts 
etwas weiter geht: »Ermutigend ist, dass 

im Schulbereich Signale mit neuen Schul
versuchen gesetzt wurden, dass die neue 
Mittelschule ausgedehnt wird – wegen 
großer Beliebtheit. Ermutigend finde ich 
auch, dass Menschen, die LehrerInnen 
werden wollen, feststellen müssen, ob sie 
auch dafür  geeignet sind.« 

Wie das Kaninchen

Das ändere aber nichts an der großen 
Feigheit der PolitikerInnen im Parla
ment, die Josef Hader in Zu sammenhang 
mit Menschenrechten, der Ausländerfra
ge und den Problemen, die sich daraus 
ergeben, beobachtet hat: »Die größeren 
Parteien haben schon vor den Wahlen 
geschwiegen, und jetzt steht die Regie
rung paralysiert vor FPÖ und BZÖ – wie 
das Kaninchen vor der Schlange.«
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Der Knochenmann
www.derknochenmann.at

Josef Hader online
www.hader.com

Jegliches gesellschaftliche Engagement von 
BürgerInnen ist wertvoll und zu begrüßen – 
sofern es sich nicht in den unmenschlichen 
Bereich bewegt – auch wenn dieses 
 Engagement uns nicht gefällt, weil wir eine 
andere politische Haltung haben.
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S
ie sind immer zur Stelle, wenn 
die Not groß ist: Egal, ob es sich 
um MitarbeiterInnen bei Ret
tungsdiensten handelt, um Hel

ferInnen bei Tierschutzorganisationen 
oder um AktivistInnen bei weltweit agie
renden Umweltschutzorganisationen. Sie 
sind mit Leib und Seele bei der Sache, 
setzen sich ein und arbeiten oft weit über 
das vertraglich vereinbarte Maß hinaus 
für »die gute Sache«. Das wäre an sich 
nichts Verwerfliches, wenn nicht einige 
von ihnen das nicht ganz so freiwillig tun 
würden. Und wenn die Sache auch im
mer gut wäre.

Professionalisierungsschub

Das Problem mit diversen NPOs ist ein 
Doppeltes: Auf der einen Seite sind nicht 
immer alle NPOs so gut wie ihr Ruf. Auf 
der anderen kämpfen sie zwar für eine 
bessere und gerechtere Welt, aber das gilt 
oftmals für alle, nur nicht für die eigenen 
MitarbeiterInnen und schon gar nicht für 
die freiwilligen HelferInnen. In den 
Zeiten, in denen sich die diversen NPOs 
einen starken »Professionalisierungs
schub« verordnet haben, merkten auch 
die Beschäftigten, dass es einen Schub bei 
der Vertretung ihrer Interessen brauchte. 
Und in den NPOs begannen sich enga
giere Menschen zusammenzutun und 
versuchten, Betriebsräte zu gründen. In 
einigen Fällen führte das zu Auseinander

setzungen, mit denen kaum jemand ge
rechnet hatte: »Kaum wurde es ruchbar, 
dass wir über dieses Thema geredet haben 
und uns informierten, wie man das 
macht, begann der tägliche Druck auf 
alle die dabei gewesen waren zu wachsen: 
Plötzlich konnte man nichts mehr richtig 
machen und die Drohung von Kündi
gung stand im Raum.« Die zuständige 
Gewerkschaft schaltete sich ein, aus den 
Kündigungen wurde nichts und nach 
einem erfolglosen Anlauf wurde dann ein 
Betriebsrat gegründet. Es war auch 
höchste Zeit, denn die Organisation war 
gewachsen, und wo vorher ein kleiner 
Kreis gleich gesinnter auf Augenhöhe an 
einer Idee arbeiteten, entwickelte sich 
Hierarchie, Machtgefälle und schließlich 
auch ein gehöriger Unterschied was die 
Gehälter und die Arbeitsbedingungen 
anging.

Solidarität – mit wem?

Es ist – dem Vernehmen nach – noch 
heute weit verbreitet, dass Arbeitneh
merInnen in NPOs ihre Überstunden 
nicht nur nicht als solche bezahlt bekom
men, sondern auch keinen Zeitausgleich 
für geleistete Mehrarbeit erhalten. Es geht 
um die gute Sache, und so wird an ihren 
Idealismus appelliert und »vorgeschla
gen«, die geleisteten Überstunden »zu 
spenden«. Wer das nicht tut, wird in man
chen NPOs nicht sehr alt.

Ebenfalls eine in vielen NPOs verbrei
tete Unsitte ist die Tatsache, dass Interes
sentInnen für Jobs nahe gelegt bekom
men, zuerst einmal ein paar Monate als 
Freiwillige unbezahlte Arbeit zu leisten 
und dann eine Anstellung zu bekommen. 

Die Steigerungsstufe ist dann erreicht, 
wenn diese unbezahlte Arbeit während 
des Bezugs des Arbeitslosengeldes erfolgt. 
Das ist eine Methode, besonders junge 
Menschen, die für das Ziel der Organi
sation »brennen«, eine Weile als unbe
zahlte, aber hoch motiverte Arbeitskräfte 
auszunutzen. Auf der anderen Seite wer
den angestellte MitarbeiterInnen schon 
einmal mit dem Umstand konfrontiert, 
dass jederzeit eine ganze Armee von 
»hungrigen Freiwilligen« auf ihren Job 
lauert, und sie deshalb sehr bedacht mit 
ihren Forderungen und Ansprüchen um
gehen sollen.

Nicht in allen NPOs herrscht ein der
art rauer Wind: Das Österreichische   
Rote Kreuz hat gemeinsam mit der zu
ständigen Gewerkschaft vida und Beleg
schaftsvertreterInnen einen Kollektivver
trag abgeschlossen, der diesen Namen 
durchaus verdient. Hingegen arbeiten 
die MitarbeiterInnen des Grünen 
Kreuzes, das ebenfalls Krankentransporte 
durchführt, unter einer »mehr als frag
würdigen Betriebsvereinbarung«, die ei
ne Menge an Interpretationsspielraum 
offen lässt. Die gesetzlich vorgeschrie
bene Fortbildung wird oftmals in der 
Freizeit absolviert. Mehrstunden, die da
durch entstehen, werden oftmals nicht 
abgegolten.

Verschachtelte Konstruktionen

Rudolf Wagner von der zuständigen Ge
werkschaft vida: »Es ist schon anders mit 
dem Geschäftsführer einer NGO zu ver
handeln. Vieles ist bei den verschach
telten Konstruktionen der NGO einfach 
nicht zu evaluieren, da bräuchte es gesetz

Hilfe f�r Helfende
Menschen in NPOs retten Menschenleben oder setzen sich für unsere Umwelt ein. 

Auch sie brauchen Hilfe, ihre Arbeitsbedingungen sind oft miserabel.

Autorin: Dagmar B. Gordon

 
Freie Journalistin
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liche Regelungen, die es uns erlauben, 
auch Einsicht in die Bücher der Mutter
vereine zu nehmen.« Eine entsprechende 
Änderung des Arbeitsverfassungsgesetzes 
steht weit oben auf der Wunschliste der 
engagierten GewerkschafterInnen. Gera
de für den Bereich Krankentransporte 
wünscht sich die Gewerkschaft ein bun
deseinheitliches Gesetz, das das derzeit 
bestehende »Stückwerk« ersetzt: »Es 
müssten zumindest alle den Standard des 
Roten Kreuzes erreichen, was Schu
lungen, die Qualität der Transporte und 
die  Arbeitsrechte der MitarbeiterInnen 
anlangt«, wünscht sich Rudolf Wagner.

Einheitlicher KV

Denn Krankentransport ist nicht gleich 
Krankentransport: Während ein profes
sioneller Krankentransport maximal zwei 
PatientInnen liegend transportieren darf, 
kommt es bei Grauanbietern, die unter 
dem Deckmantel des Mietwagengewer
bes unterwegs sind, schon einmal vor,  
dass fünf Personen sitzend transportiert 
werden. 

Von einer medizinischen Versorgung 
während der Fahrt können diese Patien
tInnen nur träumen. »Es macht auch ei
nen Unterschied, wie die Fahrten abge
rechnet werden«, gibt Rudolf Wagner zu 
bedenken: »Wenn Fahrer und Sanitäter 
Prämien für die Anzahl der geleisteten 
Fahrten erhalten anstatt eines ordent
lichen Stundenlohns, dann werden bett
lägerige  Patienten schon einmal ohne wei
tere  Versorgung in der kalten Wohnung 
 abgeladen, ohne zu schauen, wer küm
mert sich in der Folge um die Menschen.« 
Und das, obwohl strecken oder mengen

abhängige Entgeltzahlungen nach dem 
Arbeitszeitgesetz verboten sind.

Daher ist die Forderung der vida nach 
einem bundesweit einheitlichen Kollek
tivvertrag für alle Rettungsdienste mehr 
als verständlich.

Fehlende Kontrolle

Was die Arbeit mit NPOs für viele Ar
beitnehmervertreterInnen so schwierig 
macht, ist die fehlende Kontrolle. Das 
gilt sowohl für arbeitsrechtliche Dinge, 
als auch für andere Geschäfte. Weil die 
meisten NPOs erfolgreich das Mäntel
chen des Altruismus übergestreift haben, 
schaut kaum einmal jemand nach und 
kontrolliert, ob wirklich alles immer mit 
sauberen Methoden abgeht. 

Systeme wie das Spendengütesigel 
sind da zwar ein guter Ansatz, wirkliche 
Profis in der Branche können aber auch 
solche Systeme im Einzelfall einmal um
gehen. So nimmt es auch kaum Wunder, 
dass in Deutschland der ehemalige Ge
schäftsführer des Bayrischen Roten 
Kreuzes nicht nur wegen Korruptions
verdacht inhaftiert wurde, sondern dass 
auch Blut und Waffenhandel mit im 
Spiel waren, als 1999 die Ermittler aktiv 
wurden. 

Im Jahr 2001 wurden die Urteile ge
gen die beiden RotKreuzGeschäftsfüh
rer, die sich von zwei Blut und Waffen
händlern bestechen ließen, in Deutsch
land rechtskräftig.

Die Affäre, obwohl keineswegs verall
gemeinert werden darf, zeigt eines deut
lich auf: Unter dem Mäntelchen der »Gu
ten Taten« sammeln sich in Einzelfällen 
auch Personen, denen es nicht um das 

Wohl von Menschen, Tieren und Umwelt 
geht, sondern für die die NGOs ein leicht 
zu knackender Selbstbedienungsladen 
sind.

Schlechte Geschäfte

Und selbst dort, wo es nicht um krimi
nelle Machenschaften geht, wird der gute 
Wille und das schlechte Gewissen der 
Menschen manchmal schamlos ausge
nutzt: Der sogenannte NonprofitSektor 
ist mittlerweile ein Sektor mit zunehmend 
Profit geworden: So fließen zum Beispiel 
die Spenden von bis zu drei Jahren an die 
Agenturen, die auf der Straße Menschen 
dazu überreden, einen Dauerauftrag für 
mildtätige oder andere Organisationen zu 
zeichnen. Oft erst nach dem dritten Jahr 
fließen Gelder an die NPO.

Auch hier wäre mehr Kontrolle an
gebracht, aber auch mehr gesundes 
Misstrauen, wenn der Spendenbeutel 
klingelt.
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Denn Krankentransport ist nicht gleich Krankentransport: 
Während ein professioneller Krankentransport  
maximal zwei PatientInnen liegend transportieren darf,
kommt es bei Grauanbietern, die unter dem Deckmantel  
des Mietwagengewerbes unterwegs sind, schon einmal vor,
dass fünf Personen sitzend transportiert werden.

W e B l i n K s

Mehr Infos unter:
www.vida.at
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CARE �sterreich
Vom Lebensmittelpaket zur Hilfe zur Selbsthilfe – die Entwicklung  

einer der wichtigsten NPOs aus Sicht eines Insiders.

Autor: Dr. Franz Kumpl

 
Konsulent und Lehrbeauftragter 

Von 1990 bis 2004 bei CARE Österreich  
in verschiedenen Positionen 

D
ie Vorgeschichte: Am 14. Mai 
1986 wurde CARE Österreich 
als 8. Mitglied der internationa
len Hilfsorganisation CARE ge

gründet. Diese entstand im November 
1945 in den USA, um der hungernden 
europäischen Bevölkerung nach Ende des 
2. Weltkriegs zu helfen. Zwischen Juli 
1946 und 1955 wurden insgesamt 100 
Mio. CAREPakete verteilt. In dieser Zeit 
entwickelte sich die Hilfe vom Lebens
mittelpaket zur eigentlichen Idee von 
CARE: Hilfe zur Selbsthilfe.

Zur besseren Abwicklung der Hilfspro
jekte, und um lokale Mitsprache zu stär
ken, wurden in den Aktionsländern so
genannte Country Offices gegründet, 
welche zumeist von Ausländern geführt 
werden. In den 80erJahren wurden die 
meisten Mitglieder von CARE Interna
tional gegründet: 1980 CARE Deutsch
land und Norwegen, 1983 Frankreich, 
1987 Australien. Heute ist CARE Inter
national eine der drei weltweit größten, 
unabhängigen Hilfsorganisationen, mit 
Aktivitäten für über 65 Mio. Menschen 
jährlich in 69 Ländern. CARE Interna
tional ist eine Föderation aus zwölf Mit
gliedern, von denen drei (CARE USA, 
Kanada und Australien) die Verantwor
tung für ca. 65 Country Offices haben. 
CARE hat Beraterstatus I bei den Verein
ten Nationen.

Als CARE in Österreich gegründet 
wurde, trug die positive Erinnerung de
rer, die in der Nachkriegszeit ein CARE
Paket erhalten hatten, dazu bei, dass sich 
die NPO rasch innerhalb der österrei
chischen Hilfsorganisationen etablieren 
konnte. Anfang der 90erJahre war die 
NGO/NPOSzene in Österreich noch 
sehr jung und die MitarbeiterInnen wa
ren vorwiegend Generalisten. Jede/r 
machte alles: Werbung und Fundraising, 
Kontaktpflege zu Geldgebern und Pro
jektpartnern oder Projektentwicklung. 
Geschäftsführer waren bevorzugt Diplo
maten im Ruhestand. Die Entwicklungs
arbeit richtete sich nach den Bedürfnissen 
der Menschen in Not und sah sich ge
genüber den staatlichen und privaten 
Geldgebern in der Rolle des Bittstellers. 

Professionalisierung 

Die Zahl der MitarbeiterInnen, das Bud
get und der gesellschaftliche Einfluss 
wachsen. Für CARE beginnt eine Phase 
der oft schmerzhaften Organisationsent
wicklung nach professionellen Manage
ment und EffizienzKriterien. Innerhalb 
von CARE Österreich muss der Vorstand 
unter dem Druck des ebenfalls neu ge
gründeten Betriebsrates einer Betriebs
vereinbarung zustimmen und Verantwor
tung an professionelle Geschäftsführer 
aus der NGOSzene abtreten.

Unter wirtschaftlichen Aspekten wer
den neue Möglichkeiten der Geldbeschaf
fung ausgelotet:

■ Neben dem österreichischen Außen
amt sind die europäische Auslandshilfe 
EuropeAid, die humanitäre Hilfe der EU 

bei Katastrophen (ECHO), die Regie
rung von Liechtenstein, die OPEC
Foundation sowie holländische und 
schwedische Fonds die wichtigsten Geld
geber. 

■ Mit der Einführung von kofinan
zierten Projekten durch staatliche Partner 
steigt die Relevanz des privaten Fundrai
sings. Je höher der Prozentanteil an Pri
vatspenden im Gesamtbudget ist, umso 
unabhängiger ist eine NGO von staatli
chen Direktiven und umso mehr Projekte 
kann eine NGO realisieren.

i n f o & n e W s

Basisinformation über CARE Österreich 
2009:

Rund 83,5 Prozent erhält CARE Öster reich 
von institutionellen Partnern, wie der EU 
und der Österreichischen Entwicklungs-
zusammenarbeit. 16,5 Prozent machen 
Spenden und sonstige Einnahmen von 
privater Seite aus. Die Gelder wurden zu 
92 Prozent direkt in die Projekte inves-
tiert, zu fünf Prozent in Information und 
Bildungsarbeit, drei Prozent entfielen auf 
die Verwaltung.

Der Fokus der Projektarbeit von CARE 
 Österreich lag 2006 in Afrika mit 38,7 
 Prozent der Ausgaben. 31,6 Prozent gin-
gen an Projekte im Nahen Osten. Auf   
Projekte in Asien entfielen 22,6 Prozent, 
gefolgt von Ländern in Südosteuropa mit 
7,1 Prozent. Den Projekten in Lateiname-
rika kamen 0,5 Prozent der Projektaus-
gaben zugute.



Arbeit&Wirtschaft 2/2009 Schwerpunkt
33

K o n t a K t

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an den Autor

franz.kumpl@aon.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

■ Zur Steigerung des privaten Spenden
aufkommens werden neben den klas
sischen SpendenMailings neue, doch 
selten erfolgreiche Wege wie Straßenwer
bung versucht.

■ Innerhalb der CAREFamilie und 
auch der NPOSzene ist CARE Öster
reich einer der ersten Vereine, der sich ins 
TenderGeschäft vorwagt, das von kom
merziellen Beraterfirmen dominiert ist. 
Bei diesen Projektausschreibungen sind 
Ziele, Aktivitäten und Resultate genau 
definiert, was oft freiheitsliebenden 
NGOs nicht so zusagt. Für NGOs sind 
Tender eine »cash cow«, da über die   
hohen Honorare der Experten legitimer 
Gewinn gemacht wird. Es bildeten sich 
die ersten Konsortien zwischen Consul
tingfirmen und NGOs, wobei die unter
schiedliche Bezahlung der Experten 
durch Beraterfirmen und NPOs ekla  
tant sichtbar wird. Für die gute Sache be
anspruchen NPOs mehr Profit, ris kieren 
damit aber, gute Experten an  besser zah
lende Consultingfirmen zu  verlieren.

Globale Verantwortung

Die MitarbeiterInnen werden zusehends 
zu Profis. Bei Stellenausschreibungen 
werden die Anforderungen zum Teil un
realistisch hoch geschraubt: Man sucht 
»Wunderwuzzis«, z. B. Sozialwissenschaf
ter mit UniAbschluss, mindestens drei 
Sprachen plus Erfahrung in Projekt
arbeit.

Innerhalb der CAREFamilie spezia
lisiert sich Österreich auf die Sektoren 
humanitäre Hilfe, Landwirtschaft und 
Soziales. Ein bezeichnender Wandel im 
Selbstverständnis der nördlichen NPOs 
geschieht mit der Einführung des «rights
based approach«, das Menschen in Not 
nicht mehr als BittstellerInnen sieht, die 
an Mitleid appellieren, sondern als Ein
fordererInnen von Menschenrechten.

Lobbying, Advocacy, Networking 
und Nutzung von Synergien werden zum 
Gebot der Stunde. Die österreichischen 
NPOs gründeten zur besseren Vertretung 
ihrer Interessen die Plattform AGEZ so
wie die EUPlattform (seit 2008 verbun
den zur Dachorganisation »Globale Ver
antwortung«). 

CAREÖsterreich hat eine Vorreiter
rolle in Ost und Südosteuropa, Country 

Offices in Bulgarien und im Nordkauka
sus wurden gegründet, deren nachhaltige 
Führung aber die organisatorischen und 
finanziellen Möglichkeiten übersteigt. 
Der Nordkaukasus wurde deshalb in die 
Verantwortung von CARE Canada über
geben und Bulgarien wurde eine selbstän
dige lokale NGO.

CARE gehört nach Jahresumsatz und 
Bedeutung zu den wichtigsten Hilfsorga
nisationen in Österreich, gemeinsam mit 
der Caritas, dem Roten Kreuz, MSF, 
»Licht für die Welt« und Horizont 
3000.

In der Midlife-Krise?

Unter dem Druck der internationalen 
NGOs formierte sich in den vergangenen 
zehn Jahren eine neue globale Hilfsarchi
tektur mit den Eckpfeilern: UNMilleni
umsEntwicklungsziele (Herbst 2000), 
ParisErklärung (2005) und Forum in 
Accra (2008). Gleichzeitig haben sich 
NGOs wie Save the Children, World Vi
sion, Oxfam und CARE zu einer Art 
NGOMultis entwickelt. Das Hilfsbud
get von World Vision International z. B. 
übersteigt das Italiens, das Hilfsbudget 
von CARE USA übersteigt das von Ös
terreich, und mit 14.500 Mitarbeite
rInnen verfügt CARE International über 
mehr als der Internationale Währungs
fonds und die Weltbank zusammen. Zu 
den wichtigsten Problemen zählen nun:

■ Die großen NGOs treten in vielen Fäl
len wie Geldgeber auf, ohne jedoch selbst 
die Prinzipien der Pariser Erklärung zu 
befolgen. Hilfe wie auch die Präsenz in 
den Ländern ist sehr ungleichmäßig ver
teilt. In relativ kleinen Ländern wie Gu
atemala, Sri Lanka und Simbabwe sind 
mehr als 40 der 60 größten internationa
len NGOs vertreten. Im Jemen oder der 
Zentralafrikanischen Republik hingegen 
nur eine Handvoll. 

■ Die NGOs kämpften jahrelang für 
partizipative Ansätze und verstehen sich 
als Advokaten der Rechte und Interessen 
der Ärmsten; in den Entscheidungsgre
mien und Vorständen von 55 der größten 
EntwicklungshilfeNGOs sind jedoch 
von den insgesamt 693 Vorstandsmitglie
dern nur sechs Prozent aus Entwicklungs
ländern. Feedback und Rückkoppe

lungsMechanismen müssen verstärkt 
entwickelt werden. Die nördlichen 
NGOs müssen von Führern zu echten 
Partnern werden.

■ Mit zunehmender Budgethilfe der 
Staaten an die Empfängerländer ändert 
sich auch die Funktion der nördlichen 
NGOs als DienstleisterInnen. Am wahr
scheinlichsten ist eine Neudefinition als 
»watchdog«. Sie müssen gewährleisten, 
dass die Zivilgesellschaft in den Empfän
gerländern involviert ist und die staatli
chen Geldgeber über die Budgethilfe 
nicht zu reinen Marktwirtschafts und 
DemokratieMissionaren werden. In die
sem Zusammenhang könnten die nörd
lichen NGOs mehr auf den Markt der 
Projektevaluation drängen, der zu Un
recht den Consultingfirmen überlassen 
wird.

Gut gerüstet

CARE Österreich muss wie alle anderen 
NGOs auf diese Themen befriedigende 
Antworten finden, kann sich jedoch im 
Unterschied zu vielen anderen zugute 
halten, in den vergangenen Jahren bereits 
große Schritte Richtung verbesserter Ab
stimmung, Koordination und Rechen
schaftspflicht unternommen zu haben. 

Dazu gehört z. B. das SPHEREPro
jekt zur Etablierung von Mindeststan
dards in der Katastrophenhilfe. In diesem 
Licht scheint CARE Österreich für die 
Herausforderungen der Zukunft gut ge
rüstet.

W e B l i n K s

CARE Österreich 
www.care.at



F
acebook ist eine Austauschplatt
form im World Wide Web: Über 
150 Millionen aktive UserInnen 
sind weltweit registriert. Wachs

tumstendenz: stark steigend. Seit die Web
seite vom Englischen auch in andere Spra
chen übersetzt wurde, verzeichnet die so
ziale Netzwerkseite auch außerhalb der 
USA enorme Zuwachsraten, insbesonde
re auch im deutschsprachigen Raum.

Erfolg im Zeitraffer

Nur wenige Jahre liegen zwischen dem 
Start von Facebook und diesen gigan
tischen Mitgliederzahlen: Der Harvard
Student Mark Zuckerberg entwickelte 
2004 die WebAustauschPlattform für 
seine MitstudentInnen, die jedoch binnen 
eines Jahres zu einer landesweiten Studen
tenplattform expandierte. Anstatt an der 
elitären WebStudentengemeinschaft fest
zuhalten, entschieden sich die Facebook
Macher für allgemeine Zugänglichkeit. 
Die »Offen für alle«Politik dürfte ein we
sentliches Erfolgsmerkmal von Facebook 
sein: So gehörte Facebook bereits im Ok
tober 2007 mit 50 Millionen UserInnen 
zu den größten Netzwerkportalen. Auf
grund der Sprachbarriere konnte Face
book gegenüber den europäischen (Nach
ahmer)Netzwerkseiten vorerst nicht 
 konkurrieren. Seit 2008 auch andere 
Sprachversionen von Facebook bestehen, 

erschließt Facebook vermehrt auch den 
europäischen Raum. Innerhalb eines 
knappen Jahres, bis August 2008, verdop
pelte sich die Zahl der aktiven Facebook
NutzerInnen auf 100 Millionen, und wie 
es aussieht wird sich diese Zahl bis Mitte 
2009 noch einmal verdoppeln.

Virtuelle Interaktion

»Social networks« – wozu neben Face
book auch Xing, studiVZ, werkennt
wen (und viele mehr) gehören – sind 
Plattformen, die der menschlichen Kom
munikation, Vernetzung und Zusam
menarbeit dienen. Häufig fallen damit in 
Verbindung auch Schlagworte wie Web 
2.0, MitMachWeb oder Soziale Soft
ware: Damit ist im Wesentlichen eine 
Technik gemeint, die erlaubt, dass im 
Netz heute jede/r aktiver Teil sein kann. 
Der/die moderne UserIn konsumiert das 
Web schon lange nicht mehr wie eine 
Zeitung, sondern stellt Fotos, Kommen
tare, Dateien, Themen, Videos – Inhalte 
in jeder erdenklichen Form – in das Netz. 
Besonders häufig tun sie dies eben in 
 Soziale Netzwerkseiten wie facebook. 

Spiel und Spaß

Die Registrierung bei SocialNetwork
Plattformen ist mit realen Namen üblich. 
Je nach Ausrichtung stellen die Mit
glieder der sozialen Netzwerkseiten un
terschiedliche Inhalte ins Netz: Business
Interessen (z. B. berufliche Schwerpunkte 
bei Xing), private Daten (z. B. feucht
fröhliche Partyfotos beim Jugend domi
nierten StudiVZ) oder eine coole Mixture 
aus beidem: Facebook. Die Plattform bie

tet viel technischen Schnickschnack und 
lässt ihre NutzerInnen frei wählen, mit 
welchen Anwendungen sie ihr »Profil« 
aufpolieren: Von der virtuellen Landkar
te, die mit Stecknadeln alle besuchten 
Plätze anzeigt, bis zu buddhistischen 
Weisheiten bietet Facebook (fast) alles, 
was das Herz begehrt. Die Plattform stellt 
die Möglichkeit zur Verfügung, und Nut
zerInnen steigen darauf ein. Facebook
NutzerInnen geben sich betont lässig. 
Usus sind kurze Sager (Statusmeldungen), 
die Aufschluss über die jeweilige Befind
lichkeitslage geben. Dabei gehört es nicht 
zum guten Ton, großartige Neuigkeiten 
unters Volk zu bringen, sondern vielmehr 
um triviale Unterhaltung. 

Beispiel:
Statusmeldung: »Mona Musterfrau 

kratzt der Hals« 
Kommentar von Thomas Muster-

mann: »Diagnose Halskratzen: erste Grip
peSymptome oder mehr Weichspüler 
beim Waschen des Rollis verwenden«

Mensch aus Glas

Natürlich ist der gläserne Mensch seit 
Google, Kreditkarten, ecard und Über

Virtuelle Netzwerke 
Soziale Netze wie Facebook werden auch von NPOs immer öfter gerne genutzt. 

Der Umgang damit sollte bewusst sein.

Autorin: Elke Radhuber
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wachungskameras ohnehin längst Reali
tät. Private Fotos und Informationen in 
Verbindung mit echten Namen in einer 
sozialen Netzwerkplattform machen den 
letzten Rest an Intimsphäre zum Allge
meingut. Personenbezogene Suchma
schinen erledigen die Effizienz. In Sekun
den werden persönliche Daten zu jeder 
xbeliebigen Person automatisch geord
net und strukturiert. 

Wozu früher Geheimdienste Monate 
gebraucht haben, kann der Laie heute in 
Minuten recherchieren. Welche Bücher 
kauft die Zielperson, welche Freunde hat 
sie, welche Hobbys, Einstellungen und 
Jobs. Wie sieht sie auf Partys aus und so 
weiter. Ein solch umfassendes Profil von 
jemanden zu recherchieren, der sich im 
Netz aufhält, ist ein leichtes und schnelles 
Unterfangen. Ganz zu schweigen von 
dem, was InternetMultis wissen. Jede 
Suchanfrage, jeder Schritt im Web wird 
de facto registriert. Gerade die Netzwerk
seiten geraten aufgrund des Daten
schutzes immer wieder unter Kritik. Rich
tig ist, keiner weiß so ganz genau, was 
mit den Daten in Zukunft noch passiert. 
Richtig ist auch, dass Vorsicht nicht scha
den kann. 

Verantwortung übernehmen

Interessant ist, dass UserNormalverbrau
cherInnen dennoch auf jegliche Privat
sphäre freiwillig verzichten. So bieten fast 
alle Plattformen ihren Mitgliedern an, 
Daten nicht über Suchmaschinen auf
findbar zu machen und nur für das eige
ne persönliche Netzwerk sichtbar zu ma
chen. Die individuelle Privatsphäre wird 
jedoch selten benutzt und eingestellt. Da

bei ist der Mensch im Web weitaus öf
fentlicher als auf der Straße. Im Unter
schied zur Straße finden die UserInnen 
im Web offensichtlich wenig dabei, Wild
fremden (oder künftigen Chefs) frivole 
Partyfotos zu zeigen.

Macht und Geld

Im Web bekennen sich UserInnen aller
dings nicht nur zum letzten Rausch, son
dern auch zu vielem anderen: zu NGOs, 
Vereinen, Politikern ... USPräsident 
 Barack Obama hat beispielsweise über 
fünf  Millionen FacebookKontakte. Chef 
der OnlineOrganizingKampagne von 
 Obama war Chris Hughes. Der ist neben 
Zuckerberg ein Mitbegründer von Face
book. 

Obamas Wahlkampfstrategen haben 
die Macht unterschiedlicher Kommuni
kationsmedien erkannt, sich die richtigen 
Profis ins Boot geholt und auf diesem 
Weg Zielgruppen erreicht, die sie über 
herkömmliche Medien nicht oder zu we
nig ansprechen hätten können. Sicher 
auch für NPOs eine Möglichkeit Mit
glieder zu gewinnen und zu betreuen. Die 
wenigsten werden sich natürlich einen 
FacebookCoChef wie Chris Hughes 
leisten können.

Denn die Leute bei Facebook verdie
nen nicht schlecht. Das Interesse von 
Konzernen an solchen Plattformen, wo 
Menschen viele persönliche Daten hinein
stellen, ist groß. 240 Millionen Dollar 
ließ sich im Jahre 2007 Microsoft die 
1,6prozentige (!) Beteiligung an Face
book kosten. Das würde bedeuten, dass 
Facebook 15 Milliarden Dollar wert ist. 
Wahrscheinlich ist, dass sich Microsoft 

im Kampf mit Google um Daten einen 
Platz sichern wollte. Wer glaubt, dies sei 
eine Ausnahme, irrt. Umgerechnet etwa 
100 Euro hat die Verlagsgruppe Holtz
brinck 2007 für jeden/jede registrierte/n 
UserIn bei  StudiVZ bezahlt.

Fortschritt und Demokratisierung

Facebook ist ohne Frage eine ausge
klügelte Plattform. Dem technischen 
Fortschritt schuld an Manipulation und 
Datenmissbrauch zu geben, ist etwas zu 
kurz gegriffen. Die Entwicklungen ge 
hen so schnell, dass AlltagsUserInnen 
das Web in seiner ganzen Bandbreite an 
 Gefahren und Chancen (noch) nicht er
fassen konnten. 

Noch langsamer scheinen traditio
nelle Organisationen und Betriebe neue 
Kommunikationsformen zu erlernen, da 
diese entweder kaum oder ungeschickt 
genutzt werden. 
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»Social networks« – wozu neben 
 Facebook auch Xing, studiVZ,  
wer-kennt-wen (und viele mehr)  
gehören – sind Plattformen,  
die der menschlichen Kommunikation, 
Vernetzung und Zusammenarbeit dienen.



S
eit seiner Gründung als Verein 
2006 hat sich das Netzwerk So
ziale Verantwortung (NeSoVe), 
eine Kommunikations und 

 Koordinationsplattform von NGOs  
und ArbeitnehmerInneninteressenver
tretungen, in der CSRSzene etabliert 
und ist zu einem wichtigen Akteur für 
zivilgesellschaftliche Perspektiven für 
CSR in Österreich geworden. Das Netz
werk setzt sich dafür ein, das CSRKon
zept, wonach Unternehmen auf freiwil
liger Basis gesellschaftliche Verantwor
tung in ihr Managementkonzept inte
grieren und über gesetzliche Vorschriften 
hinausgehend Verantwortung überneh
men sollen, zu einem Weg für nachhal
tige Entwicklung und Demokratisierung 
weiterzuentwickeln. 

Dafür sind einerseits politische Rah
menbedingungen wie klare Spielregeln, 
Anreize und Kontrollmechanismen und 
andererseits eine Kulturveränderung  
in Richtung CSRWerte nötig, was  
durch verschiedene Instrumente auf 
 Unternehmensebene gefördert werden 
kann.

Stakeholderperspektiven

Ein wichtiges Instrument im CSRKon
zept ist der Stakeholderdialog. Die Aus
einandersetzung mit den Perspektiven 

der Stakeholder, also den betroffenen In
teressengruppen wie die Vertretung der 
ArbeitnehmerInnen, NGOs, lokal und 
regional Betroffene, und die schrittweise 
Integration der Ergebnisse des Dialogs 
in die Unternehmenspolitik sollen inno
vative und für die gesamte Gesellschaft 
sinnvolle Lösungen fördern. Das NeSo
Ve hat sich zur Aufgabe gemacht, die un
terschiedlichen Stakeholderperspektiven 
zu koordinieren, das gewonnene Know
how zu bündeln und gemeinsame Pers
pektiven in die öffentliche CSRDiskus
sion einzubringen. 

Es hat dabei einerseits eine Watchdog
Funktion, d. h. es zeigt auf, wenn CSR 
draufsteht, aber nicht drin ist bzw. wenn 
CSR für Greenwashing missbraucht 
wird, und andererseits eine starke Dialog
Funktion. Durch den Dialog soll das 
Wissen der verschiedenen NPOs/NGOs 
für die Weiterentwicklung der CSRStra
tegien der Unternehmen nutzbar ge
macht  werden.

Glaubwürdigkeit und Transparenz

Von zentraler Bedeutung für eine er
folgreiche Entwicklung von CSR in 
 längerfristiger Perspektive ist Glaubwür
digkeit und Transparenz. Für Stakehol
der und Öffentlichkeit muss nachvoll
ziehbar sein, ob CSRMaßnahmen von 
Unternehmen nur »Sahnehäubchen« 
darstellen oder einen ganzheitlichen 
 Managementansatz verfolgen, ob ökolo
gische wie auch soziale Kriterien erfüllt 
werden usw. 

Als Grundlage für eine entsprechende 
Bewertung braucht es eine klare Defini
tion der Anforderungen an CSR, mess

bare Indikatoren und Vergleichbarkeit 
mit anderen CSRInitiativen. 

Entstehung des CSR-Kriterienkatalogs

Das Netzwerk Soziale Verantwortung hat 
nun in Kooperation mit dem Sozialfor
schungsinstitut IFES – einen CSRKri
terienkatalog entwickelt, der einen Be
wertungsraster für soziale Verantwortung 
von Unternehmen bietet. Dadurch kann 
der Dialog des Netzwerks Soziale Verant
wortung sowie deren Mitgliedsorganisa
tionen mit Unternehmen auf der Basis 
von klaren und messbaren Anforde
rungen erfolgen. Zusätzlich bietet der 
Kriterienkatalog eine Grundlage für Zer
tifizierungen und zukünftige rechtliche 
Verpflichtungen.

Der Kriterienkatalog wurde von Ex
pertInnen aus dem Netzwerk mit unter
schiedlichen fachlichen Perspektiven er
arbeitet. So ist das Knowhow aus den 
Bereichen Arbeit, Menschenrechte, An
tidiskriminierung, Entwicklungszusam
menarbeit, KonsumentInnenschutz und 
Umwelt eingeflossen. 

Der Katalog basiert auf dem Positi
onspapier des Netzwerks Soziale Verant
wortung und orientiert sich an der Glie
derung der Global Reporting Initiative 
und den Kriterien von Ethibel und   
Clean Clothes. 

CSR und Zivilgesellschaft
Immer mehr Firmen setzen auf Corporate Social Responsability (CSR).  

Das Netzwerk Soziale Verantwortung hat dazu einen Kriterienkatalog erstellt.
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Der Katalog misst den Grad der Ver
ankerung von CSR im Unternehmen und 
in der Beziehung zum Umfeld, das CSR
Fundament. Die Leistungskriterien be
handeln die ökonomische, die ökolo
gische und die soziale Dimension, wobei 
letztere die Handlungsfelder Arbeit, Men
schenrechte, Gesellschaft und Produkt
verantwortung beinhaltet. Insgesamt 116 
Kriterien werden durch jeweils mehrere 
Indikatoren konkretisiert. Indikatoren 
liefern gut feststellbare Anhaltspunkte, 
an denen man ablesen kann, ob ein be
stimmter Sachverhalt zutrifft. Zusammen 
mit einer definierten Zielsetzung für je
des Kriterium ergibt sich ein Bewertungs
rahmen. Die Prinzipien Ganzheitlichkeit 
(übergreifend, Bezug zum Kerngeschäft), 
Nachhaltigkeit (Zielorientierung, Lang
fristigkeit) und FeedbackSchleife/Regel
kreis (laufende Evaluierung der Zielerrei
chung, CSR als Prozess) stellen eine Quer
schnittsanforderung dar und sind bei der 
Bewertung aller Kriterien mitzudenken. 
Der Grad der Stakeholdereinbindung 
kann mit einem eigenen Bewertungsmaß
stab beurteilt werden. Die Bewertungs
ergebnisse werden mit Hilfe eines Punkte
systems für jedes Handlungsfeld ausge
wiesen. 

Der Kriterienkatalog ermöglicht Un
ternehmen bzw. Organisationen, den 
Entwicklungsstand ihrer CSRMaßnah
men auf allen Ebenen sichtbar zu machen. 
Wie wir von unseren Testunternehmen 
rückgemeldet bekamen, werden dadurch 
blinde Flecken sichtbar und es entstehen 
neue Perspektiven für die CSREntwick
lung. Der Katalog kann als Maßstab so
wohl für die Selbst als auch für die Au
ßenbewertung durch Stakeholder genutzt 
werden.

Bewertungskriterien

Die Kriterien des Handlungsfeldes Arbeit 
sind eine wichtige Grundlage für den 
CSRDialog von Stakeholdern, Betriebs
rat oder Gewerkschaft mit den Unterneh
men. Beteiligung und Mitbestimmung 
sind wichtige CSRWerte. Dazu gehört 
die Anerkennung einer kollektiven Inte
ressenvertretung der ArbeitnehmerInnen 
zur Konfliktregelung. In einem sozialver
antwortlichen Unternehmen sollte ein 
Betriebsrat vorhanden sein bzw. eine Be
triebsratsgründung gefördert werden. In

dikatoren für eine gut funktionierende 
Mitbestimmung sind etwa vorhandene 
Betriebsvereinbarungen und deren Qua
lität sowie die Einbeziehung des Betriebs
rats in die Entwicklung von CSRMaß
nahmen. Organisationen, die mehr tun 
wollen als das Gesetz vorschreibt, können 
auch Formen der direkten Mitbestim
mung einführen (z. B. dezentralisierte 
Entscheidungsstrukturen, Verbesserungs
vorschlagssystem, institutionali  
sierte Beschwerdestruktur). Wichtig 
dabei ist, dass diese Partizipationsformen 
verbindlich gestaltet werden.

Neben Mitbestimmung im Betrieb 
umfassen die inhaltlichen Anforderungen 
im Handlungsfeld Arbeit die Themen 
Beschäftigung, Arbeitsbedingungen, Ge
sundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, 
Aus und Fortbildung, Vielfalt und Chan
cengleichheit. Die Effekte von Maßnah
men können u. a. durch kontinuierliche 
MitarbeiterInnenbefragungen laufend 
evaluiert werden, um damit dem Prinzip 
der CSR als lernendes System gerecht zu 
werden. Mit den Indikatoren des Öster
reichischen Arbeitsklimaindex der AKOÖ 
liegt damit sogar bereits ein verbindlicher 
Vergleichsstandard vor. 

Die Einbindung des Betriebsrates bei 
CSRMaßnahmen wie etwa Verhaltens
kodizes sollte Planung, Implementierung 
und Kontrolle umfassen. Ein ideales Ins
trument dazu stellt das Soziale Audit dar, 
eine neue Form der Mitbestimmung, das 
eine strukturierte und prozessorientierte 
Überprüfung, begleitende Steuerung und 
Anpassung von Managementmaßnah
men ermöglicht. Arbeitnehmer und Ar
beitgebervertreterInnen überprüfen, be
werten und beurteilen dabei gemeinsam 

die Auswirkungen der Maßnahmen auf 
die Beschäftigten und leiten im Bedarfs
fall daraus Verbesserungsmaßnahmen ab. 
Dadurch werden WinwinSituationen 
für UnternehmerInnen und Arbeitneh
merInnen möglich.

Öffentliche Diskussion

Werden die Bewertungskriterien des Ne
SoVeKatalogs für das Handlungsfeld Ar
beit als Grundlage für Soziale Audits in 
vielen Betrieben verwendet, entstehen 
gut vergleichbare Daten, die in der Ar
gumentation für bessere Arbeitsstandards 
genutzt werden können.

Die Kriterien bieten weiters eine 
Grundlage für Umfragen über Arbeitsbe
dingungen und in der Folge eine breite 
öffentliche Diskussion über die Qualität 
der Arbeit.

Anstatt über CSRRatings, deren Be
wertungsgrundlagen meist nicht transpa
rent sind, und Auszeichnungen von Ein
zelinitiativen, die sich nicht mit anderen 
vergleichen lassen, zu diskutieren, sollen 
die inhaltlichen Anforderungen und der 
Grad der Entwicklung der gesamten 
CSRStrategie der einzelnen Unterneh
men Gegenstand für eine breite Diskus
sion in der Öffentlichkeit werden. 
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Der Katalog misst den 
Grad der Verankerung 
von CSR im Unterneh-
men und in der Bezie-
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AUA, Post mortem?
Der »Weihnachtsfriede« währte nur kurz: Post und AUA mehr denn je im Visier 

der »Sanierer«.

Autor: Dr. Wilfried Leisch

 
Freier Journalist und Publizist in Wien

N
aomi Klein vertritt in ihrem Buch 
»Die SchockStrategie: Der Auf
stieg des KatastrophenKapita
lismus« anhand von vielen Bei

spielen die These, dass ein Schock wirt
schaftlicher oder militärischer Art gemäß 
marktradikaler Theorien dazu genutzt 
werden könne, um über politischen Ein
fluss breite Privatisierungsmaßnahmen 
und den Abbau sozialstaatlicher Mecha
nismen durchzusetzen. 

Neoliberalismus pur

Schaut man sich an, was sich in Öster
reich in den vergangen zwei Jahrzehnten 
im Bereich der verstaatlichten oder staat
lichen Betriebe an Privatisierung und 
Ausverkauf abspielte, zuletzt bei Post, 
 Telekom und vor allem bei der AUA, 
dann könnte dies die These von Naomi 
Klein erhärten bzw. ein weiterer Beispiels
reigen für die Politik des Neoliberalismus 
pur sein, der mit der Finanzmarktkrise 
– und in der Folge mit der allgemeinen 
Wirtschaftskrise – ja gerade jetzt seine 
Unfähigkeit auf Kosten und zulasten der 
arbeitenden Menschen beweist.1 

Die Post müsse nun doch schneller 
als noch im Dezember vereinbart 300 

Postämter schließen und den »natür
lichen Abgang« forcieren, um »überleben« 
zu können und will schon ab März 2009 
neue Postpartner suchen, obwohl im vo
rigen November zumindest ein Aufschub 
bis Mitte 2009 vereinbart wurde.2 

Der stv. Vorsitzende des Zentralaus
schusses der Postbediensteten, Martin 
Palensky, sieht darin eine »Provokation, 
offensichtlich aus dem Management. Wir 
werden uns nicht provozieren, aber auch 
nicht an der Nase herumführen lassen. 
Unser Streik vom November 2008 ist  
nur ausgesetzt, wir sind jederzeit wieder 
bereit«. 

Tatsächlich geht es der Post nicht 
schlecht: Zwischen 2005 und 2007 ex
pandierte sie in die Nachbarländer, er
höhte ihr Sachanlagevermögen um ein 
Drittel auf fast 1,4 Mrd. Euro und zahl
te schöne Dividenden aus. Während 
 Postämter aus Kostengründen geschlos
sen werden, genehmigt der PostVorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrates für 
rund 30 Führungskräfte ein Vergütungs
programm. Allein Mitglieder des Vor
standes und Aufsichtsrates besitzen 
58.015 PostAktien. Die Barbezüge für 
vier Vorstände wurden von fast 1,85 Mio. 
auf etwas mehr als 2,01 Mio. Euro erhöht, 
das sind durchschnittlich 500.000 Euro 
pro Vorstand.3 

AUA – inszeniertes Desaster

Auch bei der AUA versucht man weiter 
und verstärkt, mit VerlustHorrormel
dungen eine Entscheidung zugunsten des 
höchst dubios abgelaufenen Verkaufs der 
AUA an die Lufthansa zu erzwingen. So 
gab der bereits ehemalige AUABoss Al

fred Ötsch Ende November 2008 be
kannt, dass sich der Jahresverlust von den 
noch im Oktober prognostizierten 125 
Mio. Euro um 350 bis Ende vorigen Jah
res auf 475 Mio. Euro vervierfache. Man 
benötige eine Zwischenfinanzierung von 
200 Mio. Euro vom Staat (ÖIAG). Eine 
sehr plötzliche »Verlust«Vermehrung! 
Zusammensetzung: Sonderabschrei
bungen auf Flugzeuge (200 Mio.), Ab
wertungen des Wertpapierbestandes (60 
Mio.) und Auflösung von Verlustvorträ
gen (90 Mio.). Alfred Junghans, AUA
Betriebsratsvorsitzender des Bodenperso
nals meinte schon damals: »Entweder die 
Zahlen stimmen, dann muss Ötsch sofort 
abgelöst werden. Oder die Zahlen stim
men nicht, dann muss er erst recht abge
löst werden, weil dann sind das nur Bi
lanztricks, um den LufthansaDeal mög
lichst rasch und billig durchzuboxen.«4 

Ötsch ist zwar inzwischen Geschich
te, wenngleich auch eine teure: Der 
 ExAUABoss verlässt mit kolportierten 
1,1 Mio. Euro einvernehmlich das Un
ternehmen. 

Seinen Part haben nun direkt der sich 
bislang eher bedeckt haltende Peter Mi
chaelis, AUAAufsichtsratsvorsitzender 

W e B l i n K s

Mehr Infos unter:
www.gpa-djp.at

www.gpf.at
www.vida.at
www.post.at
www.aua.at
www.oiag.at

1  siehe Stefan Schulmeister: »Wessen Hand war das?«, Die Pres-
se/Spectrum 7.2.09)

2  Trend, 1.2.09, Neues Volksblatt, 26.1.09
3  siehe Geschäftsbericht 2007, www.post.at
4  Kurier, 30.11.08
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und Alleinvorstand der ÖIAG – also des 
noch AUAHaupteigentümers – und das 
neue AUAVorstandsduo Peter Malanik 
und der von der Lufthansa kommende 
Andreas Bierwirth übernommen: Für die 
AUA, deren Verkauf an die deutsche Luft
hansa bereits unterschrieben ist, drohte 
Michaelis mit Pleite und damit, dass die 
AUA ohne Lufthansa zur »Vienna Air« 
schrumpfen würde. Verhindert werden 
könne dies nur, wenn der Staat, also die 
Allgemeinheit der SteuerzahlerInnen, 
500 Mio. Euro für das Verschenken der 
AUA an die Lufthansa um 366.000 Euro 
(!) – das ist der Wert eines Einfamilien
hauses – zustimme, die Belegschaft der 
AUA Kurzarbeit oder Teilzeit akzeptiere 
oder zeitweise auf einen Teil ihres Gehalts 
verzichte, die vorübergehende Stilllegung 
der Einzahlungen in die Pensionskasse 
hinnehme und die EU die Wettbewerbs
prüfung des AUALufthansaDeals nicht 
zu streng bewerte und den Verkauf nicht 
untersage. 

Zudem müsse die AUA Frequenzen 
reduzieren und Strecken einstellen, was 
die AUAVorstände Bierwirth und Ma
lanik auch sofort umsetzten. Für wen da 
gearbeitet wird, verheimlicht Michaelis 
gar nicht: Wenn das »Closing«, sprich der 
Verkauf an die Lufthansa, erfolgt sei, wer
de er seine Funktion niederlegen.5 Sein 
Salär: 700.000 Euro jährlich – dafür muss 
ein Durchschnittsösterreicher 24 Jahre 
arbeiten! Zwei Jahre vor Vertragsende 
(2011) – gibts dann auch noch eine extra 
Abfertigung?6

Alle an einem Strang? 

Durch einen Gehaltsverzicht sollen die 
AUAMitarbeiterInnen helfen, 225 Mio. 
Euro einzusparen. »Wir müssen nun alle 
an einem Strang ziehen«, meinte dazu 
AUASprecher Michael Braun.7 

AUABetriebsrat Junghans sieht das 
anders: Unakzeptabel sei, dass das Perso
nal zum 225 Mio. Euro schweren Spar
paket überproportional beitragen soll. 
115 Mio. würden sich schon durch die 
Strecken und damit verbundenen Kos
tenreduktionen ergeben. Von den rest
lichen 110 Mio. sollen 50 Mio. Euro vom 
Personal kommen, dessen Kostenanteil 
am Unternehmen aber bei nicht einmal 
20 Prozent liege. Schon das Roland
BergerGutachten hat vor einigen Jahren 
ergeben, dass die AUA durch Vermeidung 
von Doppelgleisigkeiten (z. B. mehrere 
Flugleitzentralen) 70 bis 90 Mio. einspa
ren könnte. Zudem belaste die AUA die 
durch die Zusammenführung von Rhein
talflug, Tyrolean Air, Lauda Air und Aus
trian Airlines entstandene Flottenvielfalt 
(Airbus, Boeing, Bombardier, Canadair, 
Fokker, Dash). Noch gravierender ist, 
dass durch die Übernahme der konkurs
reifen Lauda Air Verbindlichkeiten von 
rund einer Mrd. Euro bewältigt werden 
mussten.8 Hätte man damals die Staats
hilfe von 500 Mio. Euro bekommen, die 
nun für die Übernahme durch die Luft
hansa fließen, »müssten wir jetzt nicht an 
die Lufthansa verkaufen«, so Junghans.

Um einen Pappenstiel

Die Lufthansa will die AUA um einen 
Pappenstiel übernehmen. Bis zur EU
Entscheidung und zum Fließen der rest
lichen 300 Mio. durch den österrei
chischen Staat, will die Lufthansa aber 
offiziell nichts mit der AUA zu tun ha
ben. Ihr Chef, Wolfgang Mayrhuber, 
verkündet gar ein mögliches Platzen des 
Deals und stellt weitere Forderungen.9 

Gleichzeitig fährt die Lufthansa für 2008 
ein um 200 Mio.Euro höheres als vor
gesehenes operatives Ergebnis von 1,3 
Mrd. Euro ein.10 Vielleicht deswegen, 
weil sie für die AUAStaatsanteile nur 
das Butterbrot von 366.000 Euro zahlen 
will?

Politik ist gefordert

Für Gottfried W. Sommer, Sekretär der 
ARGE ÖIAG, »führen die freien, unge
regelten Kräfte des Marktes zu Unwirk
lichkeiten. Wenn sich die Post nicht an 
die Vorgaben des zuständigen Ministeri
ums hält, wenn bei der AUA so herum
gewirtschaftet wird, ist die Politik gefor
dert – und zwar umgehend und nachhal
tig. ÖIAGChef Peter Michaelis ist bei 
der AUA sicher nicht allein tätig gewesen. 
Es ist auch die Rolle des nunmehrigen 
ÖIAGKonsulenten Rainer Wieltsch11 zu 
hinterfragen. ÖIAGAufsichtsräte wie 
Elisabeth Schaeffler12 und Stefan Zapo
tocky13 haben wohl momentan  andere 
Sorgen und sollten von dieser  Aufgabe 
entbunden werden. Die weitere Rolle all 
dieser Persönlichkeiten im  Aufsichtsrat 
der  ÖIAG ist raschest zu  klären.«14 

 5  Ö-1 Mittagsjournal, 5.2.09
 6  Die Presse, 6.2.09
 7  Die Presse, 20.1.09 
 8  vgl. Standard, 18./19. Jänner 2003 
 9  Der Spiegel, 2.2.09
10  Kurier, 4.2.09 
11  Anm.: gleichzeitig AUA-Aufsichtsrat und ehemaliger ÖIAG-Vor-

stand
12  Anm.: will vom deutschen Staat Milliarden, weil sie sich bei der 

Übernahme des Reifenkonzerns Continental übernommen hat
13  Anm.: ehemaliger Chef der Wiener Börse und im Dezember als 

Aufsichtsrat der neuen ÖIAG-Bankentochter zurückgetreten, 
weil er in Österreich den US-Milliardenbetrüger Madoff vertre-
ten hat

14  Interview, 6.2.09
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Während Postämter aus Kosten gründen 
geschlossen werden,  genehmigt der 
Post-Vorstand mit Zustimmung  
des Aufsichtsrates für rund 30 Führungs-
kräfte ein  Vergütungsprogramm. Allein 
Mitglieder des Vorstandes und Aufsichts-
rates besitzen 58.015 Post-Aktien. 



Arbeit&Wirtschaft 2/2009Wirtschaft&Arbeitsmarkt
4040

A
rbeitgeberInnen verlangen von 
Teilzeitkräften oft sehr viel Fle
xibilität: Aber kosten soll es am 
besten nichts! Stundenvereinba

rungen, die ständig überschritten werden 
oder kurzfristige Änderungen der Arbeits
zeiteinteilung machen die Vereinbarkeit 
von Beruf und Privatleben für die meist 
weiblichen Teilzeitbeschäftigten nicht 
einfach. Dank des vom ÖGB forcierten 
und im Rahmen eines Sozialpartnerab
kommens vereinbarten Mehrarbeitszu
schlags hat sich hier bereits einiges für 
ArbeitnehmerInnen zum Positiven ver
ändert. Denn seit 1. Jänner 2008 sind 
Mehrstunden entweder mit einem 
25prozentigen Zuschlag oder mit Zeit
ausgleich im Ausmaß 1:1,25 abzugelten 
– Ausnahme: Die Mehrarbeitsstunden 
werden innerhalb eines Quartals durch 
Zeitausgleich verbraucht.

Teurer für die Unternehmen

Wenn Teilzeitkräfte regelmäßig zur Mehr
arbeit herangezogen werden, ist dies für 
die Unternehmen nun teurer. »Ein posi

tiver Effekt ist daher, dass es durch die 
Einführung der Regelung vermehrt zu 
Stundenaufstockungen in den Betrieben 
gekommen ist«, berichtet Renate Lehner, 
vidaBundessektionssekretärin für die 
privaten Dienstleistungen. Zahlreichen 
Teilzeitkräften, die regelmäßig Mehrar
beitsstunden geleistet haben, wurden Ar
beitsverträge mit höheren Wochenstun
den angeboten. 

800.000 arbeiten Teilzeit

Für sie ist erfreulicherweise nicht nur das 
Gehalt, sondern auch Urlaubs und 
Weihnachtsgeld sowie der Pensionsan
spruch gestiegen. Die Unsitte der Unter
nehmen, automatisch ein zu geringes 
Teilzeitausmaß mit den Beschäftigten zu 
vereinbaren und dann regelmäßig große 
Mengen von Mehrarbeit leisten zu lassen, 
konnte dank Einführung der Regelung 
eingeschränkt werden.

Der Mehrarbeitszuschlag sollte vor 
allem Frauen aufgrund ihrer hohen Teil
zeitbeschäftigungsquote zugute kom
men. Mehr als 800.000 Menschen ar
beiten in Österreich Teilzeit, das sind rund 
ein Viertel aller unselbstständig Erwerbs
tätigen. 85 Prozent dieser Teilzeitbeschäf
tigten sind Frauen. Analog dem Über
stundenzuschlag bei »männlicher« Voll
zeitarbeit, sollte auch die Mehrarbeit bei 
»weiblicher« Teilzeitarbeit mittels Zu
schlag entsprechend honoriert werden. 

Doch die Regelung für Teilzeitbe
schäftigte weist in der Praxis noch einige 
 Mängel auf. Das große Problem beim 
Mehrarbeitszuschlag sind die Schlupflö
cher und verwässerten Ausnahmeregeln, 
die es den Unternehmen leicht machen. 

Gerade in den Niedriglohnbranchen 
 versuchen viele ArbeitgeberInnen mit 
fragwürdigen Praktiken, den Mehrar
beitszuschlag zu umgehen. So fordern 
Unternehmen etwa von ihren Beschäf
tigten schriftliche Vereinbarungen zur 
Abänderung der Arbeitszeit zu unter
zeichnen. 

Zuschlag f�r mehr Arbeit
Ausnahmeregelungen und Schlupflöcher für Unternehmen prägen den »weib-

lichen« Mehrarbeitszuschlag. Das schmälert den Nutzen für ArbeitnehmerInnen.

Autorin: Mag. Ines Schmied

 
Abteilung Öffentlichkeitsarbeit  

Gewerkschaft vida
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Mehrarbeitszuschlag – was ist das?

Leisten Teilzeitbeschäftigte seit 1. Jänner 
2008 Mehrstunden, sind diese grundsätz-
lich entweder mit einem 25-prozentigen 
Mehrarbeitszuschlag abzugelten oder 
es ist ein Zeitausgleich im Ausmaß von 
1:1,25 zu gewähren, wenn der Zeitaus-
gleich nicht innerhalb des vorgesehenen 
Durchrechnungszeitraums von drei Mona-
ten abgegolten wird. Als Mehrarbeit be-
zeichnet man jene Arbeitszeit, die zwi-
schen der vertraglich vereinbarten (z. B. 
25 Stunden) bzw. der kollektivvertraglich 
verkürzten Arbeitszeit (z. B. 38,5 Stunden) 
und der gesetzlichen Normalarbeitszeit  
(z. B. 8 Stunden/Tag oder 40 Stunden/ 
Woche) liegt. Wird die gesetzliche Normal-
arbeitszeit überschritten, liegt hingegen 
Überstundenarbeit vor. 

ArbeitgeberIn und ArbeitnehmerIn können  
anstelle der Bezahlung von Mehrarbeit 
Zeitausgleich vereinbaren. Sind saiso-
nale Schwankungen vorhersehbar, kann 
jeweils angepasste Arbeitszeit vereinbart 
werden. Sehen gesetzliche oder kollektiv-
vertragliche Bestimmungen mehrere Zu-
schläge für Mehrarbeit vor, besteht nur 
Anspruch auf den höchsten Zuschlag.

W e B l i n K s

Mehr Infos unter:
www.oegb.at/mehrarbeitsrechner
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Auf diese Weise kann der Zeitaus
gleich innerhalb eines Durchrechnungs
zeitraums im Ausmaß 1:1 abgegolten 
werden, obwohl den ArbeitnehmerInnen 
eine Stundenersatzleistung von 1,25 zu
stehen würde. 

Druck auf die Beschäftigten

Eine bedenkliche, aber leider juristisch 
gedeckte Variante, um den Mehrarbeits
zuschlag zu umgehen: »Diese Vorgehens
weise wird den Unternehmen intern von 
der Wirtschaftskammer sogar empfoh
len«, weiß Michael Haim, vidaFachse
kretär für den Bereich Reinigung. In der 
Reinigungsbranche arbeiten fast aus
schließlich Frauen, der Teilzeitanteil liegt 
dort bei 80 Prozent. 

Aber auch im Handel – einer stark 
frauendominierten Branche – oder in der 
Gastronomie kennt man die Problema
tik. Die Arbeitgeberseite nützt diese Aus
nahmeregelung schamlos aus: Fast schon 
im Monatstakt ändern manche Unter
nehmen die Arbeitszeit der Teilzeitbe
schäftigten – natürlich immer zum Vorteil 
der Unternehmen und zum Nachteil der 
ArbeitnehmerInnen. 

Nicht selten wird die Zeitabrechnung 
auch erst im Nachhinein erstellt und den 
MitarbeiterInnen dann zur Unterschrift 
vorgelegt. Eine durchaus gängige Praxis, 
wie die Gewerkschaft weiß. »Die meisten 
ArbeitnehmerInnen unterschreiben«, be
richtet Susanne DeimelHeiderer aus ih
rer Erfahrung als Zentralbetriebsratsvor
sitzende im Reinigungsgewerbe. 

Aus dem einfachen Grund, weil die 
Unternehmen massiven Druck auf die 
Beschäftigten ausüben würden. »Wer sei

ne Unterschrift nicht leistet, wird gekün
digt. Da sind die Unternehmen nicht 
zimperlich«, so DeimelHeiderer. Die 
 Liste der Tricks und Verfehlungen der 
Unternehmen ist lang. 

Bekannt sind den Gewerkschaften 
auch Fälle von Unternehmen, die den 
dreimonatigen Durchrechnungszeitraum 
– entgegen der gesetzlichen Bestim
mungen – einfach verlängern wollten. 
Dass der Gesetzgeber diese Möglichkeit 
zugelassen hat, den Mehrarbeitszu  
schlag auf der Kollektivvertragsebene 
 abzuändern, ist ein großer Nachteil der 
Regelung. 

Im Kollektivvertrag kann sowohl die 
Art der Berechnung als auch die Höhe 
des Zuschlags festgelegt werden. Abwei
chungen von der gesetzlichen Regelung 
sind sowohl zugunsten als auch zuun
gunsten der ArbeitnehmerInnen mög
lich. Der Kollektivvertrag kann auch 
einen  niedrigeren als den gesetzlichen 
Zuschlag vorsehen. 

Schlupflöcher eliminieren

»Das haben etwa die Reinigungsunter
nehmen für sich auszunützen versucht 
und im Zuge der KVVerhandlungen 
Druck ausgeübt«, berichtet Haim aus der 
Praxis. Der Mehrarbeitszuschlag hätte 
mit der Lohnerhöhung abgetauscht wer
den sollen, so der Vorschlag der Unter
nehmen – eine schlichtweg undenkbare 
Lösung für das vidaVerhandlungsteam: 
»Das wäre wie Äpfel mit Birnen zu ver
gleichen. Darauf werden wir uns heute 
und auch in Zukunft nicht einlassen.« 

»Um eine wirkliche Verbesserung für 
die Teilzeitbeschäftigten zu erreichen, 

müsste der Gesetzgeber den Mehrarbeits
zuschlag ohne Ausnahmeregelungen fest
setzen – insbesondere ohne Durchrech
nung und kollektivvertragliche Abände
rungsmöglichkeit. Die Schlupflöcher für 
die Unternehmen gehören eliminiert«, 
fordert Lehner. Denn was bei Vollzeitar
beit selbstverständlich ist, muss auch für 
Teilzeitbeschäftigung gelten – ohne dass 
man sich drum herumschwindeln 
kann.

B u c h t i p p

Josef Cerny, Gerda Heilegger,  
Christoph Klein, Bernhard Schwarz:
Arbeitszeitgesetz
ÖGB Verlag 2008, 
 Reihe: Gesetze und 
Kommentare Nr. 84, 
672 Seiten, € 45,– 
ISBN 978-3-7035-
1113-4 

Bestellung:
ÖGB-Fachbuch handlung, 1010 Wien, 
Rathausstr. 21, Tel.: (01) 405 49 98-132
fachbuchhandlung@oegbverlag.at
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Michael Haim: »Den Mehrarbeits-
zuschlag mit der Lohnerhöhung 
abzutauschen wäre wie Äpfel mit 
Birnen zu vergleichen.«
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Die aktuellen Daten lagen bei Drucklegung leider noch nicht vor.



Gesundheitsberufe:

EU nicht sch�nreden, sondern ver�ndern
GewerkschafterInnen aus vier Ländern diskutierten über das Projekt einer Sozialunion.

Die EU schönreden, das war nicht das An
liegen der GewerkschafterInnen aus Po
len, Tschechien, Deutschland und Öster
reich, die sich Ende Jänner 2009 in Wels 
zum Austausch über die EU und ihre 
Auswirkungen auf das Gesundheitswesen 
trafen. Vielmehr ging es darum, aktuelle 
Probleme zu diskutieren. Die Hauptfrage 
der Konferenz lautete: »Wie können wir 
die EU, mit der wir derzeit aus vielen 
Gründen nicht zufrieden sind, so umbau
en, dass die Rechte der Arbeitneh
merInnen, aber auch der PatientInnen 
künftig mehr zählen als der grenzenlose 
Binnenmarkt?«

»Es ist kein Zufall, dass der Europä
ische Gerichtshof (EuGH) in den ver
gangenen Jahren eine Reihe von Urteilen 
gefällt hat, die dem Lohn und Soziald
umping Vorschub leisten«, stellte Evelyn 
Regner, Leiterin der ÖGBStabsstelle 

 Internationales gleich zu Beginn der Kon
ferenz klar. Der »heiligen Kuh« grenzen
loser Binnenmarkt würden derzeit die 
sozialen Grundrechte und damit auch die 
Rechte der ArbeitnehmerInnen unterge
ordnet. Regner nannte als Beispiele eini
ge Urteile, in denen der EuGH befunden 
hatte, die Einhaltung der örtlichen Kol
lektivvertragslöhne sei weniger wichtig 
als die  Ausübung der grenzüberschreiten
den Dienstleistungsfreiheit durch die Un
ternehmen. Diese hatten ihren Arbeit
nehmerInnen bei der Entsendung in EU
Staaten jeweils Löhne unterhalb der im 
Beschäftigungsland geltenden Mindest
löhne gezahlt. 

Um derartige Fehlurteile aus Sicht  
der ArbeitnehmerInnen abzustellen, 
müssen die »Spielregeln« der EU selbst 
verändert werden. »Im Vertragswerk der 
Union muss eine soziale Fortschritts

klausel verankert werden. Die sozialen 
Grundrechte dürfen nicht länger dem 
Binnenmarkt nachgeordnet werden«, ver
langte Regner. 

Angesichts des Vordringens europa
weiter Gesundheitskonzerne sei die eu
ropaweite Vernetzung und Zusammen
arbeit von Gewerkschaften und Betriebs
rätInnen vordringlich. Damit die Arbeit
nehmerInnen der einzelnen Länder nicht 
gegeneinander ausgespielt werden kön
nen, müsse es mittelfristig auch europa
weite gemeinsame Mindestlöhne geben. 
Nein zu Lohndumping, für faire Arbeits
bedingungen und für einen starken öf
fentlichen Gesundheitssektor – dafür 
wollen die GewerkschafterInnen aus den 
vier Teilnehmerländern der Konferenz 
gemeinsam kämpfen.

Mehr Infos unter:
www.vida.at
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Der Pekinger Menschenrechtsanwalt Gao 
Zhisheng wurde Mitte Jänner 2009 ver
haftet. Er wird ohne Kontakt zur Außen
welt an einem unbekannten Ort festge
halten. Laut neueren Informationen von 
Radio Free Asia wurde Gao Zhisheng vor 
Beginn des chinesischen Neujahrs (26. 
Jänner) gezwungen, in seine Heimatstadt 
in der ShaanxiProvinz zurückzukom
men. Zuvor stand Gao Zhisheng seit No
vember 2007 unter Hausarrest und wur
de dabei von seinen Wärtern mehrmals 
gedemütigt. 

Gao Zhisheng ist einer der be
kanntesten Menschenrechtsanwälte Chi
nas. 2005 entzogen ihm die Behörden die 
Anwaltslizenz und schlossen die Kanzlei. 
Der Anwalt vertrat Menschenrechtsver
teidigerInnen und FalunGongAnhän
gerInnen und setzte sich für zum Tode 
Verurteilte ein. 

2001 hatte ihn das Justizministerium 
als »einen der zehn Topanwälte des 
Landes« bezeichnet, weil er ehrenamtlich 
und unentgeltlich für den Staatsdienst 
gearbeitet hatte. 

Gao Zhisheng schrieb im Jahr 2005 
mehrere offene Briefe an Präsident Hu 
Jintao und Ministerpräsident Wen Jiabao, 
in denen er sie aufforderte, die Verfolgung 
von Angehörigen religiöser Gemein
schaften und ProDemokratieAktivis
tInnen einzustellen. 

Im Februar 2006 organisierte der An
walt einen Hungerstreik, um Aufmerk
samkeit auf die Verfolgung friedlicher 
AktivistInnen in China zu lenken. Gao 
Zhisheng wurde im Dezember 2006 we
gen »Anstiftung zur Subversion« schuldig 
gesprochen und zu drei Jahren Haft ver
urteilt, das Urteil wurde aber ausgesetzt. 
Während seines Aufenthalts im Gefäng

nis 2006 wurde Gao Zhisheng misshan
delt. Gao Zhisheng wurde am 22. Sep
tember 2007 erneut verhaftet, nachdem 
er einen Brief an den USKongress veröf
fentlicht hatte, in dem er auf die sich ver
schlechternde Menschenrechtslage in 
China aufmerksam machte. Bei der Ver
haftung wurde er bewusstlos geschlagen. 

Daraufhin wurde er sechs Wochen 
lang ohne Kontakt zur Außenwelt fest
gehalten und gefoltert. Nach seiner Frei
lassung beschrieben ihn Bekannte als ei
nen seelisch und körperlich »gebrochenen 
Mann«. 

Appellieren Sie an die chinesischen 
Behörden und fordern Sie die Freilassung 
von Gao Zhisheng, das Ende der Folte
rungen und die Bekanntgabe seines Auf
enthaltsortes. 

Mehr Infos unter:
www.amnesty.at/gewerkschafterInnen/

Amnesty International:

Gao Zhisheng wurde erneut verhaftet
Der Pekinger Menschenrechtsanwalt ist in großer Gefahr, wieder gefoltert und misshandelt zu werden.



Arbeit&Wirtschaft 2/2009Internationales
44

Schwierige Zeiten 
Auch bei den Gewerkschaften in der Tschechischen Republik sind die 

 Mitgliederzahlen in den vergangenen zehn Jahren gesunken.

Autor: Mag. Dr. Michael Mesch

 
AK Wien, Wirtschaftswissenschaft und Statistik 

gf. Redakteur »Wirtschaft und Gesellschaft«

I
n Tschechien gelang den Gewerk
schaften nach der »Samtenen Revo-
lution« von 1989/90 eine rasche 
Wandlung von Instrumenten der 

Kommunistischen Partei und des Staates 
zu demokratisch legitimierten Organisa
tionen, die sich gesellschaftlicher Aner
kennung erfreuen. 

Mitgliederschwund

Dem größten Dachverband, der 1990 
gegründeten, überparteilichen Tsche
chischMährischen Gewerkschaftskonfö
deration (ČMKOS), gehören 33 Gewerk
schaften an, die rund 70 Prozent der Ge
werkschaftsmitglieder auf sich vereinen. 
Schwerpunkte der Aktivitäten dieser Ge
werkschaften bildeten zum einen das Be
mühen um den Abschluss von Kollektiv
verträgen auf der Firmenebene, zum an
deren die Interessenvertretung auf 
nationaler Ebene, im sozialpartnerschaft
lichen »Rat für wirtschaftliche und soziale 
Verständigung« (RHSD), in dem Regie
rung, Gewerkschaften und Arbeitgeber
verbände vertreten sind. Im Gegensatz zu 
Österreich spielte die Branchenebene bis
lang eine untergeordnete Rolle in der Ge
werkschaftsarbeit. 

Die sehr breite Mitgliederbasis, die 
ČMKOS aus der kommunistischen Ära 
übernommen hatte, konnte sie in der 
schwierigen Übergangsphase von der 

planwirtschaftlichen, staatssozialistischen 
zur marktwirtschaftlichen, privatwirt
schaftlichen Wirtschaftsordnung nicht 
halten. Die Mitgliederzahl der ČMKOS
Gewerkschaften sank sehr stark, nämlich 
von 4,3 Mio. im Jahre 1990 auf 1,7 Mio. 
1997 und 610.000 im Jahre 2006. Auch 
die beiden anderen großen Gewerk
schaftsdachverbände, die »Vereinigung 
unabhängiger Gewerkschaften« (ASO; 
ca. 170.000 Mitglieder 2004) und die 
Konföderation »Kunst und Kultur« 
(KUK; rund 60.000 Mitglieder 2004), 
verzeichneten erhebliche Einbußen. Der 
gesamtwirtschaftliche Organisationsgrad 
verringerte sich infolgedessen dramatisch, 
und zwar von 80 Prozent im Jahr 1990 
auf 33 Prozent 1997 und unter 20 Pro
zent im Jahr 2006.

Die Gründe, welche Beobachter für 
die sinkende Attraktivität der Gewerk
schaften nennen, sind vielfältig. Teilwei
se handelt es sich dabei um Ursachen, 
welche für die meisten ost und südost
europäischen Länder zutreffen, beispiels
weise starke Mitgliederverluste als Folge 
der wirtschaftlichen Übergangskrise, der 
Privatisierung und des Zusammenbruchs 
von Großunternehmen, den Widerstand 
vieler Unternehmer gegen gewerkschaft
liche Aktivitäten in ihren Betrieben, oder 
die Probleme der Gewerkschaften, in pri
vaten Unternehmen kleiner oder mittle
rer Größe des schnell wachsenden Dienst
leistungssektors Fuß zu fassen. In der 
kommunistischen Ära waren die Gewerk
schaften nicht zuletzt Verteilstellen indi
viduell zu konsumierender Vorteile, ins
besondere sozialer Dienstleistungen, Er
holungsmöglichkeiten, Unterhaltungs
aktivitäten. Mit der Privatisierung gingen 

die Möglichkeiten, derartige Anreize zu 
bieten, verloren. Zu berücksichtigen ist 
schließlich auch, dass multinationale 
Konzerne Löhne zahlen, die weit über 
jenen von Unternehmen derselben Bran
che in tschechischem Eigentum liegen. 
Diese hohen relativen Löhne stellen viele 
Beschäftigte zufrieden, sodass sie keinen 
Grund für einen Gewerkschaftsbeitritt 
sehen. 

Tschechische Gründe

Unter den spezifisch tschechischen Grün
den sind zum einen solche, die von den 
Gewerkschaften nicht beeinflusst werden 
konnten, z. B. die Entscheidung des Ver
fassungsgerichtshofs im März 2008, ei
nige Bestimmungen des neuen Arbeits
gesetzbuchs, welches am 1. 1. 2007 in 
Kraft getreten war, aufzuheben. Diese 
Entscheidung bringt u. a. eine deutliche 
Einschränkung der gewerkschaftlichen 
Kompetenzen in den Betrieben mit sich. 
Gewerkschaften sind demnach nicht län
ger berechtigt, die Einhaltung arbeits
rechtlicher und kollektivvertraglicher Be
stimmungen zu überwachen (Ausnahme: 
Arbeitsschutzbestimmungen).

Zum anderen gibt es Gründe für die 
rückläufige Gewerkschaftsmitgliedschaft, 
die mit der organisatorischen Struktur 
sowie den Zielen und Strategien der tsche
chischen Gewerkschaften selbst zu tun 

W e B l i n K s

Mehr Infos unter:
de.wikipedia.org/wiki/Tschechien
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haben: Die gewerkschaftlichen Organi
sationsstrukturen sind vorrangig auf die 
Unternehmens bzw. Betriebsebene kon
zentriert. Demgegenüber sind die orga
nisatorischen Kapazitäten auf der Bran
chenebene unterentwickelt. Nur in eini
gen Gewerkschaftsverbänden ist eine Re
gionalstruktur ansatzweise vorhanden, 
bei den meisten fehlt sie. Diese organisa
torische Ausrichtung ist v. a. darauf zu
rückzuführen, dass die Gewerkschaften 
in Reaktion auf die Überzentralisierung 
der kommunistischen Periode die finan
ziellen Ressourcen dezentralisierten. Ein 
hoher Anteil der Mitgliedsbeiträge fließt 
somit den gewerkschaftlichen Betriebs
organisationen zu, die autonom darüber 
verfügen. Dieses System hat den gravie
renden Nachteil, dass es sehr schwierig 
ist, Ressourcen in Wirtschaftsbereiche mit 
steigender Beschäftigung, aber schwacher 
Gewerkschaftspräsenz zu transferieren. 
Dies ist einer der Gründe, weshalb die 
Gewerkschaften in vielen Dienstleis
tungsbranchen (z. B. Handel, Gastge
werbe) mit überwiegend neu gegründe
ten, privaten Firmen wenig vertreten 
sind.

Wenig Branchen-KV

Die für die Lohnentwicklung wichtigste 
Ebene der Kollektivvertragsverhand
lungen ist jene der Unternehmen bzw. 
Betriebe. 2007 schlossen die der ČMKOS 
angeschlossenen Gewerkschaften rund 
3.200 Firmenkollektivverträge ab, welche 
etwa 26 Prozent aller Beschäftigten Tsche
chiens erfassten. Rund 95 Prozent dieser 
Kollektivverträge enthielten Lohnbe
stimmungen, meist in der Form eines 
Anstiegs des Durchschnittslohns. Die ge
werkschaftlichen LohnverhandlerInnen 
in den einzelnen Unternehmen berück
sichtigen bei ihren Lohnforderungen 
selbstverständlich die Teuerungsrate, die 
Arbeitsmarktsituation in der jeweiligen 
Branche und die wirtschaftliche Lage der 
betreffenden Firma. Weitere Orientie
rungspunkte für die Lohnverhandle
rInnen sind Kollektivvertragsabschlüsse 
von Großunternehmen derselben Bran
che und die Höhe des nationalen Min
destlohns. Im Bereich der Metallindustrie 
etwa kommt dem Abschluss bei Škoda 
eine Art Vorreiterrolle zu. Der nationale 
Mindestlohn wird von der Regierung 

nach Beratung mit dem »Rat für wirt
schaftliche und soziale Verständigung« 
auf dem Verordnungsweg erlassen.

Branchenkollektivverträge bestehen 
nur in wenigen Bereichen. 2007 wurden 
insgesamt 23 Branchenkollektivverträge 
vereinbart. In Bezug auf die Löhne bilden 
die Branchenkollektivverträge nur Rah
menabkommen, welche die untere Gren
ze des Lohnanstiegs festlegen. Die für die 
effektive Lohnentwicklung maßgeb
lichen Bestimmungen werden auf Unter
nehmensebene verhandelt. Die wich
tigsten Inhalte von Branchenkollektiv
verträgen sind Arbeitszeit und Urlaubs
regelungen. 

Erwartungsgemäß zog der starke 
Rückgang des gewerkschaftlichen Orga
nisationsgrads ein Absinken der Zahl der 
Firmenkollektivverträge und damit auch 
ein Fallen des Deckungsgrads der Kollek
tivverträge nach sich. Im Bereich der 
ČMKOS verringerte sich der Deckungs
grad der Firmenkollektivverträge von 37 
Prozent im Jahre 1994 auf 26 Prozent im 
Jahre 2006. Infolgedessen steigt in man
chen Wirtschaftsbereichen das Risiko ei
ner Spaltung in einen gewerkschaftlich 
organisierten Sektor mit kollektivvertrag
lich geregelten Löhnen und einen unor
ganisierten Sektor mit niedrigeren Löh
nen. In einer derartigen Lage hätten Un
ternehmen im organisierten Sektor einen 
Anreiz, auf einen Antigewerkschaftskurs 
umzuschwenken. Im ungünstigsten Fall 
drohte die Gefahr einer Abwärtsspirale: 
Sinkender Organisationsgrad bedeutet 
unter den Bedingungen von Firmenkol
lektivverträgen fallenden Deckungsgrad, 
was wiederum die Gewerkschaften 
schwächt usw. 

In einer solchen Situation gilt es, die 
Anstrengungen darauf zu konzentrieren, 
Mitglieder zu gewinnen und den kollek
tivvertraglichen Deckungsgrad zu erhöhen 
(durch Abschluss neuer Unternehmens
kollektivverträge, die Aufnahme relevanter 
Lohnklauseln in Branchenkollektivverträ
gen). Allerdings sind die wirtschaftlichen 
und politischen Rahmenbedingungen da
für derzeit alles andere als günstig. 

Krise als Chance

In den vorigen, wirtschaftlich vorteilhaften 
Jahren hatten sich die Gewerkschaften in 
den Betrieben v. a. mit willkürlichen Ent
scheidungen der Betriebsleitung, mit au
toritären Kleinunternehmern und mit Ver
letzungen des Arbeitsrechts auseinander
zusetzen. Nun kommen die Probleme 
durch die wirtschaftliche Rezession (Kurz
arbeit, Entlassungen, höhere Arbeitslosig
keit, verstärkter Lohndruck etc.) hinzu, 
und Konflikte mit der nicht gerade ge
werkschaftsfreundlichen Koalitionsregie
rung Topolánek. Doch Krisen bieten den 
Gewerkschaften auch Chancen, sich als 
effektive VertreterInnen der Arbeitnehmer
schaft zu bewähren. Die Früchte dieser 
Anstrengungen könnten dann im nächsten 
Aufschwung geerntet werden.

K o n t a K t

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an den Autor

michael.mesch@akwien.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at
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Im ungünstigsten Fall drohte die Gefahr  
einer Abwärtsspirale: Sinkender Organisationsgrad 
bedeutet unter den Bedingungen von  
Firmenkollektivverträgen fallenden Deckungsgrad,
was wiederum die Gewerkschaften schwächt usw.
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AGEZ: Arbeitsgemeinschaft Entwicklungszusam-
menarbeit, österreichische Plattform von 29 ent-
wicklungspolitischen NGOs, die 1988 von zehn Or-
ganisationen gegründet wurde und am 1.4.08 ihre 
Aufgaben an die Dachorganisation »Globale Verant-
wortung – Arbeitsgemeinschaft für Entwicklung und 
Humanitäre Hilfe« übergeben hat. (Seite 33)

Altruismus: Selbstlosigkeit, Denken und Handeln 
mit Rücksicht auf andere (Seite 31)

ASF (Austrian Social Forum): Das erste Forum fand 
im Frühjahr 2003 in Salzburg statt, die Sozialforen 
stehen unter dem Motto »eine andere Welt ist mög-
lich« und verstehen sich als Gegengewicht zur neo-
liberalen Globalisierung der Konzerne. Dabei han-
delt es sich um ein offenes Forum, eine Diskussi-
onsplattform, an der sich Organisationen, Initiativen 
und Einzelpersonen beteiligen können. Für Europa 
arbeitet das European Social Forum mit den gleichen 
Zielsetzungen. Von 27.1. bis 1.2.09 fand in Belem 
(Brasilien) das 8. Weltsozialforum (World Social 
Forum) statt, an dem 130.000 Personen teilnahmen 
und das mit dem Beschluss endete, dass die Rei-
chen für die von ihnen verursachte Wirtschaftskrise 
auch selbst bezahlen sollen. (Seite 18)

Austrian Doctors for Disabled: Österreichische Ge-
sellschaft für medizinische Entwicklungszusam-
menarbeit; was 1993 mit einem Afrika-Projekt von 
Univ.-Prof. Dr. Martin Salzer begann, ist heute eine 
gemeinnützige Organisation mit einer Gruppe von 
Ärzten/Ärztinnen und medizinischen Mitarbeite-
rInnen, die in Ländern, in denen Krankheit und Be-
hinderung aufgrund fehlender Sozialeinrichtungen 
Arbeitsunfähigkeit und Armut bedeuten, konkrete 
Hilfe leisten. (Seite 22)

Bioenergetik: eigentlich bioenergetische Analyse, 
von dem Arzt und früheren Sportlehrer Alexander 
Lowen ab 1947 entwickelte Psychotherapie-Metho-
de, bei der mit Hilfe von speziellen Körper- und 
Atemübungen sowohl körperliche als auch seelische 
Blockaden aufgedeckt und beseitigt werden sollen. 
(Seite 8)

Bourdieu, Pierre: französischer Soziologe (1930–
2002), beschäftigte sich vor allem mit Kultursozio-
logie. Nach Bourdieu gibt es für die menschliche 
Freiheit viele Begrenzungen, unter anderem durch 
unbewusste verinnerlichte Faktoren, Illusionen, 
durch sozioökonomische Strukturen, historische 
Gegebenheiten, Geschlecht, Nationalität und Welt-
anschauung. Innerhalb seiner Grenzen hat jeder 
Mensch einen individuellen Handlungsspielraum, 
der umso größer ist, je komplexer die Gesellschaft 
organisiert ist. (Seite 26)

Business Europe: 1949 gegründete europäische 
Arbeitgeberorganisation mit Sitz in Brüssel, bis 2007 
nannte sie sich Union of Industrial and Employers‘ 
Confederation of Europe (UNICE). Die Organisation 
mit 34 Mitgliedsstaaten besteht aus 60 Arbeitsgrup-
pen mit 1.200 Fachleuten, die an Gesetzesentwürfen 
und EU-Programmen mitarbeiten. (Seite 15)

CEEP: Centre européen des entreprises à participa-
tion publique et des entreprises d‘intérêt écono-
mique général, Europäischer Interessenverband der 
Unternehmen und Organisationen mit öffentlicher 
Beteiligung sowie von Unternehmen und Organisa-
tionen, die Dienstleistungen im Interesse der Allge-
meinheit erbringen. Der CEEP ist einer der drei So-
zialpartner auf europäischer Ebene mit Sitz in 
Brüssel, Präsident: Caspar Einem. (Seite 15)

ECHO: European Commission’s Humanitarian Aid 
Office; Hilfsorganisation der EU für die Opfer von 
Katastrophen und bewaffneten Konflikten außer-
halb der EU (Budget rund 700 Mio. Euro pro Jahr), 
gegründet 1992. (Seite 32)

EcoFin: Rat der Wirtschafts- und Finanzminister 
der EU-Mitgliedsstaaten, tagt einmal monatlich. 
(Seite 18)

EGB: Europäischer Gewerkschaftsbund, auch: Euro-
pean Trade Union Confederation (ETUC), gegründet 
1973; er vertritt 77 Gewerkschaftsbünde aus 35 
Ländern und elf Branchenverbände, insgesamt 60 
Millionen Mitglieder. www.etuc.org (Seite 15)

Ethibel: Unabhängige Beratungsagentur für In-
vestitionen mit sozialer Verantwortung mit eige -
nem Qualitätssiegel für Europa, gegründet 1992. 
(Seite 36)

Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA): gegründet 1957, beratendes Organ, in dem 
Arbeitgeber, Gewerkschaften, LandwirtInnen, Ver-
braucherInnen und andere Interessengruppen ver-
treten sind. (Seite 14)

EuropeAid: Amt für Zusammenarbeit der Europä-
ischen Kommission, verwaltet die Außenhilfepro-
gramme der EU. Dabei werden weltweit Projekte und 
Programme durchgeführt (Entwicklungshilfe, Kon-
fliktmanagement, Unterstützung bei der Entwick-
lung demokratischer Systeme etc.), meist in Zusam-
menarbeit mit regionalen/lokalen Organisationen 
und Wirtschaftsverbänden. (Seite 32)

GATT (Verhandlungen): General Agreement on Ta-
riffs and Trade, 1948 in Kraft gesetztes proviso-
risches Zoll- und Handelsabkommen von 23 Staaten, 
dem Österreich 1951 beitrat. 1995 wurde es durch 
die Nachfolgeorganisation WTO ersetzt. (Seite 18)

Graswurzelbewegung: politische oder gesellschaft-
liche Initiative, die an der Basis (= aus der Bevöl-
kerung) entsteht. (Seite 26)

Greenwash(ing): Grünwaschen – angelehnt an den 
englischen Begriff whitewash (schön färben) und 
an die Farbe Grün als Symbol für Natur- und Um-
weltschutz. (Seite 36)

ILO-Kernarbeitsnormen: Die ILO (International La-
bour Organization) hat vier Grundprinzipien: Verei-
nigungsfreiheit und Recht auf Kollektivverhand-
lungen, Beseitigung der Zwangsarbeit, Abschaffung 
von Kinderarbeit, Verbot der Diskriminierung in Be-
schäftigung und Beruf. Diese Prinzipien wurden in 

acht Übereinkommen, den Kernarbeitsnormen, kon-
kret ausgestaltet. (Seite 19)

Integrative Gestalttherapie: Psychotherapie-Ver-
fahren, das auf den in den 1940er-Jahren entwi-
ckelten Theorien des von der Psychoanalyse kom-
menden Therapeuten-Paares Frederick S. und Laura 
Perls beruht. Die Bezeichnung integrativ soll deut-
lich machen, dass dabei auch Psychodrama, syste-
mische Ansätze etc. eingesetzt werden. Ein wesent-
liches Merkmal der Methode ist, dass die Patien-
tInnen wahrgenommen werden, wie sie sich geben, 
mit Sprache, Stimme, Mimik, Gestik etc. In dieser 
ganzheitlichen Wahrnehmung wird versucht zu ver-
stehen, wie dieser Mensch in seiner Lebenswelt im 
Lauf seiner Geschichte so geworden ist. (Seite 8)

Johns-Hopkins-Projekt: Das Johns Hopkins   
Non profit Comparative Project ist das wichtigste 
internationale Forschungsprojekt, das sich mit 
 Größe, Struktur, Finanzierung und der Rolle des 
Nonprofit-Sektors in der Gesellschaft weltweit be-
fasst. (Seite 8)

MSF: Médecins sans frontières, Ärzte ohne Grenzen 
(Seite 33)

Prämisse: Voraussetzung (Seite 9)

Samtene Revolution: Bezeichnung für den raschen, 
aber gewaltfreien Wechsel der Tschechoslowakei zu 
einem demokratischen System 1989. Diese Revolu-
tion begann am 16.11.1989 mit einer Studentende-
monstration in Bratislava, rund eine Woche später 
gab es Massenproteste im ganzen Land. Am 27.11. 
folgte ein landesweiter Streik in allen wirtschaft-
lichen Bereichen, am 5.12. wurde der Stacheldraht 
zu Österreich entfernt. (Seite 44)

Sahelzone: Übergangsbereich von der Sahara zu 
den südlich davon gelegenen Trocken- und Feucht-
savannen Afrikas, wo alle paar Jahre extreme Dürren 
und Hungersnöte auftreten. 2007 kam es dort zu 
schweren Überschwemmungen, durch die Millionen 
Menschen obdachlos wurden. (Seite 22)

Synergie: positives Potenzial bzw. positive Effekte, 
die durch die gemeinsame Erfüllung von Aufgaben 
entstehen (Seite 33)

Tender: regelmäßige finanzpolitische Transaktion 
von Zentralbanken zur Steuerung der Liquidität; 
Angebot bei einer Ausschreibung (Seite 33)

Topolánek, Mirek: tschechischer Politiker, geb. 
1956; der studierte Maschinenbau-Ingenieur ist seit 
September 2006 Ministerpräsident von Tschechien 
(demokratische Bürgerpartei ODS) und seit 1. Jän-
ner 2009 Vorsitzender des Europäischen Rates im 
ersten Halbjahr. (Seite 45)

UEAPME: Union Européenne de l‘Artisanat et des 
Petites et Moyennes Entreprises, Arbeitgeber-Dach-
verband, der auf europäischer Ebene die Interessen 
des Handwerks und der KMU (Klein- und Mittelun-
ternehmen) vertritt, gegründet 1979, Sitz in Brüssel. 
(Seite 15)



Kinder- 
betreuungsgeld- 
gesetz
Mit dem Kinderbetreuungsgeld für Geburten ab 
dem 1. Jänner 2002 vollzog die  Gesetzgebung 
den endgültigen Wandel von der Versiche-
rungs- zur Familienleistung.  Formuliertes Ziel 
war die zusätzliche finanzielle Unterstützung 
der Eltern von Klein kindern, also ein Ausbau 
des Systems des Familienlastenausgleichs.

Wann bekomme ich Kinderbetreuungsgeld, 
wann bekomme ich einen Zuschuss, welche 

Fristen und sonstige Formalitäten sind bei der Beantragung 
von Kinderbetreuungsgeld zu beachten, wie lange habe ich Anspruch? Zu 
all diesen Fragen wird – teilweise angereichert mit praktischen Beispielen 
– in diesem Buch Stellung genommen.

Die vorliegende zweite Auflage berück sichtigt den Rechtsstand 1. Jänner 
2009.

AutorInnen: 
Dr. Heinz Ehmer, Leiter der Abteilung Sozialpolitik der AK Oberösterreich
Dr.in Eveline Lamplmayr, Dr. Klaus Mayr, Prof. Walter Nöstlinger, Dr. Gerald 
Reiter, Mag. Ernst Stummer, Abteilung Sozialpolitik der AK Oberösterreich
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Europa ist diE Zukunft unsErEr JugEnd?
unsErE JugEnd ist diE Zukunft Europas?

f*** it! film it!
der Video-Wettbewerb zur Eu-Wahl 2009 für menschen  
im alter von 15 bis 25 Jahren.

Ganz egal wie, ganz egal womit, ganz egal was zu EU und EU-Wahl. 
Kreative Teams sind gefragt. Zu gewinnen gibt es eine Brüsselreise, 
Videoworkshops, Bargeld und Sachpreise und neue Sichtweisen  
auf die EU.

Am 12. Jänner 2009 geht es los! WWW.film-it.at


